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Streitkräfte 
esellschaftlichen 

Seit der Einrichtung des Amtes Blank und den enga­
giert und hitzig geführten Debatten im Deutschen 
Bundestag in der zweiten Hälfte der fünfziger Jahre 
sind die Streitkräfte der Bundesrepublik Deutschland, 
ihre Struktur, ihr Auftrag und ihr jeweiliger Zustand im 
Gespräch geblieben. 
Streitkräfte, die seit nunmehr 25 Jahren im Rahmen 
des nordatlantischen Bündnisses den äußeren Frieden 
gewährleisten halfen , und das allein durch ihre Exi­
stenz und ihre potentielle Kampfkraft. 
Streitkräfte aber auch, denen es trotz der leidvollen 
Erfahrungen der Deutschen mit allem Militärischen 
gelang, nach einer Phase der Skepsis und zum Teil 
offener Anfeindung schließlich voll in unsere Gesell­
schaft integriert zu werden. Diese Integration konnte 
nur aus der Bereitschaft heraus gelingen, den Primat 
der Politik fraglos anzuerkennen, ständig Teilbereiche 
der ideellen Grundlage wie des Auftrags in Frage stei­
len zu lassen und sich so fortwährend neuen politi­
schen, militärisch-technischen und gesellschaftlichen 
Gegebenheiten anzupassen. 
Probleme und Prozesse einer solch ständigen Innova­
tion beschreiben im vorliegenden Reader neunzehn 
Kenner der Materie in kompetent geschriebenen Bei­
trägen, die gerade auch durch die Vielfalt der Stand­
punkte aufweisen , wie weitgehend die Bundeswehr 
heute Teil unserer Gesellschaft ist. 

Streitkräfte im gesellschaftlichen Wandel 

Sozialwissenschaftliehe Analyse zum Selbst- und 
Umweltverständnis moderner Streitkräfte 

Herausgegeben von Karl-Ernst Schulz 

ISBN 3-7894-0072-6 

Ganzleinen mit Schutzumschlag, 420 Seiten, 
60,- DM 

Der Bundesminister d. Verteidigung 
- Parlamentarischer Staatssekretär -

Bonn . den 10. Sep1. 1980 

Sehr geehrter Herr Osang , 

ich danke Ihnen für den Umbruchabzug des 
Buches "Streitkräfte im gesellschaftlichen Wan­
del ". Die Lektüre hat meinen positiven Eindruck 
bestätigt, den ich von den meisten der Autoren 
bereits hatte. 
Diese Neuerscheinung wird von erheblichem 
Einfluß auf die sich abzeichnende öffentliche 
Diskussion um die geistigen Grundlagen der 
Bundeswehr sein . Die Führung der Streitkräfte 
muß sich dieser Diskussion stellen und wird gut 
daran tun , sich mit dem Buch kritisch zu befas­
sen. 
Sicher werden dabei manche Aussagen auf we­
nig Verständnis oder gar Ablehnung stoßen. 
Auch ich vermag einigen Thesen nicht zu folgen . 
Um so höher schätze ich das offensichtliche Be­
mühen der Verfasser um sachliche und wissen­
schaftlich fundierte Kritik . 
Es bleibt zu hoffen. daß die Auseinandersetzun­
gen um diese Veröffentlichung ebenso fair aus­
getragen werden . 

~ ~4 ~ 1'--"-' 
Dr von Bulow 

Harald Wust 
General a.O. 9. September 1980 

. . . Zu dem mir übersandten Buch . das ich mit 
Interesse. gelegentlich aber auch nicht ohne 
Mühe gelesen habe: 
Ich halte diese Zusammenstellung sozialwissen­
schaftlicher Analysen für eine interessante und 
auf Grund der breiten Themenfächerung auf ein 
großes Leserpublikum zielende Arbei1. Die Tat ­
sache, daß in vielen Einzelbeiträgen versucht 
wird . Bezüge zu gesellschaftlichen Entwicklun­
gen in unserem Lande herzustellen . wird auch 
Interessenten aus dem nichtmilitärischen Be­
reich . vor allem solche. die politisch tätig oder 
interessiert sind , zur Lektüre anregen. 
Daß eine. gerade im militärischen Bereich spür­
bare Lücke auf dem Gebiet der gesellschafts­
wissenschaftlichen Analysen durch dieses Buch 
vermutlich nicht ganz geschlossen werden kann . 
liegt sicherlich nicht zuletzt daran. daß die Auto­
ren zum Teil doch recht streitkräftefern analy­
sieren. So entsteht quasi eine doppelte Abstrak­
tion die selbstverständliche analytische Abstrak­
tion neben der Abstraktion der doch sehr leben­
digen Streitkräfte . 
Trotz dieses - oder vielleicht auch gerade wegen 
dieses von mir empfundenen Mangels wird die­
ses Buch Di skussionen in Gang setzen und Dis­
kussionen beeinflussen konnen . Und das ist 
meines Erachtens schon viel. Vielleicht könnte 
man darin sogar den besonderen Wert dieser 
Veröffentlichung sehen . Und ich meine. daß da­
mit auch Lücken erklärbar werden . 

Bann 1 In der Raste 14 . Tel. 238026 
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Eine neue Generation: 
Dieser schnell e, wendige und 
zuverlässige Hubschrauber 
mit Doppelturbine 
deckt das Einsatzspektrum der Polize i 
und des Katastrophenschutzes 
voll ab. 

Er fli egt in der Grenz- und 
Küstenüberwachung, als Beobachter, 
übernimmt Personen- und 
Materialtransporte. 
Er sta rtet zu jeder Zeit, 
bei Tag und bei Nacht, 
bei gutem wie bei schlechtem Wetter. 

Der Bell 222 
ist auch dann noch in der Luft, 
wenn andere schon am Boden stehen. 

Doppelte hydrauli sche, elektri sche sowi e 
Feuerwarn- und Löschsysteme machen den 
Bell 222 besonders sicher. 

Bell baut 
Helikopter 
nach Maß 
für jeden. 

Nehmen Sie 
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Bell 222 Twin 
für Polizei­

und Rettungs­
dienste. 

~ 
. . 

Die patentierte 
Noda-Matic-Aufhängung 

sorgt rur einen ruhigen und 
angenehmen Flug. 

Die großzügige Kabine 
läßt jeden Einsatz zu. 

Hinter jedem Helikopter von Bell 
steht das dichteste 

Service-Netz der Welt. 
Für größere Hubschrauber können Sie 

aus der neuen Be ll -Generation wählen: 
den 15sitzigen 412 

oder den 19sitzigen 214 ST. 
Mehr Informationen über Bell und 

se ine Ilubschrauber neuer Technologi e 
vo n F. K. Wi ll emsen, 

Bell Il eli cop ter Gmb ll , 
Ubi erstraße 138, 5300 Bonn 2, 

Telefon 022 21- 35408 1, 
Telex 0885576 bell d. 

WIr sagen Thnen, was wir für Sie tun können. 
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5 Paul Wilhelm Kolb, 
der Präsident des Bundesam-

tes für Zivilschutz, feierte seinen 
60. Geburtstag. ZIVIL VERTEIDI­
GUNG möchte - zusammen ihren 
Lesern - dazu herzlich gratulieren. 
Es wird in diesen Tagen für den 
Leiter dieses Amtes, für das im 
neuen Etat Kürzungen ins Haus 
stehen, sehr schwer, auch nur den 
leisesten Optimismus zu hegen , es 
könne doch noch ein umfassender 
Schutz der Zivilbevölkerung erreicht 
werden. 
Stellt sich die Frage: 
Amt mit leeren Händen? 

10 Rüdiger Moniac, 
Redakteur der "Welt" mit 

dem Fachgebiet Sicherheitspolitik, 
Bundeswehr, Gesamtverteidigung. 
Und als Reservist (Major d.R.) bei 
einem Territorialkommando tätig. 
Er bewertet die neue Reservisten­
konzeption und die Gesamtverteidi­
gung: 
Schöne Worte und kaum Taten 

13 
Dem 
rung 

Reservisten und zivile Vertei­
digung 

Problem der "zivilen Beorde­
der nicht mob-beorderten 

Bundeswehrreservisten" widmet 
sich Joachim Baez mit diesem Bei-
trag. 

15 Kurt Groeschel, Dr. med. 
Generalarzt a.D., Mitglied 

der Wehrmedizinischen Gesell­
schaft, Mitglied des Beirats im 
Gesamtvorstand des Hartmannbun­
des, Stellvertretender Vorsitzender 

ZIVILVERTEIDIGUNG 4/80 

Heute 
in der 

ZIVILVERTEIDIGUNG 
fft:IIng-TIdIik -___ -Ret:ht 

des Arbeitskreises "Ärzte in der 
Bundeswehr und im Zivilschutz" 
fragt: 
Wann kommt das Gesundheits­
Sicherstellungsgesetz? 

21 Die Neutronenwaffe. Fakten 
und Fiktionen 

faßt der Beitrag, den wir von der 
"CiviI Defence" aus Genf überneh­
men, zusammen. 

2 6 Rolf Lanz, Hansrudolf Ren-
fer und Mario Rosetti 

haben in ihrem Werk "Katastro­
phenmedizin", das wir in ZIV1L­
VERTEIDIGUNG 3/ 80 vorgestellt 
haben, einen Abschnitt, der für 
unsere Leser von besonderem Inter­
esse sein dürfte, erstmalig so zu­
sammengefaßt, daß wir ihn hier 
abdrucken wollen: 
Katastrophenmedizin nach Einsatz 
von Massenvernichtungsmitteln 

37 Klaus Goeckel 
berichtet über die Schwierig­

keiten, das 1971 von der Genfer 
Abrüstungskonferenz ausgehandelte 
und 1975 in Kraft getretene Ober­
einkommen über das Verbot der 
Entwicklung, Herstellung und Lage-

rung bakteriologischer (biologi­
scher) Waffen und von Toxinwaffen 
sowie über die Vernichtung solcher 
Waffen in die Tat umzusetzen: 

Die Abschaffung bakteriologischer 
Waffen 

44 Leo Koslowski: 
Kriegschirurgische Maßnah­

men bei Verbrennungen 

4 7 Im Mittelpunkt des 2. Som-
mer-Symposions, das die 

Gesellschaft für Sicherheitswissen­
schaft (GfS) am 2. und 3. Juni d. J. 
in Düsseldorf veranstaltete, stand 
der Sicherheitsfaktor Mensch beim 
Umgang mit technischen Anlagen 
und Systemen. Ralph Esser berich­
tet: 
Der Mensch als Sicherheitsproblem 
in technischen Systemen 

54 Wolfgang Beßlich: 
Die Sonderrechte des Zivil­
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Editorial 
Immer wieder, wenn das Gespenst eines möglichen kriege­

rischen Konfliktes, das auch uns heimsuchen könnte, 
umhergeht, wird der Ruf nach Schutzeinrichtungen laut. 

Noch stehen sie, die alten, übriggebliebenen Bunker aus 
dem Zweiten Weltkrieg, ragen hoch hinaus über die 

Dächer, erinnern stündlich die Alten an die Schrecken 
der Kriegsjahre, mahnen die Jungen, nie mehr solches 

Schreckliche zuzulassen. 

Warum sie da noch stehen und in den Himmel starren? 

Heute, angesichts der schlimmen Lage, was nötigen 
Schutzraum angeht, scheint ihre Existenz nicht mehr ein 

Ärgernis zu sein. Man erinnert sich ihrer als rettender 
Inseln inmitten einer Hölle. Und man erinnert sich, daß 

sie viele Menschenleben erhalten haben. 

Sie sollen neu zu Ehren kommen und - wenigstens mit 

Mindestschutz - als Zufluchtsräume ausgestattet und 

hergerichtet werden. Sie sollen also ein freundlicheres 

Image erhalten; nicht nur Mahnmal sein oder Antreiber des 
schlechten Gewissens wie bislang, sondern ein anstrebens­

wertes Ziel im Falle drohender Gefahr. 

Eine neue Funktion - so meinen wir - verlangt ein neues 

Gewand. 

Unser Titelbild zeigt einen Versuch, dem Ungetüm aus 

vergangenen Tagen, dem Bunker, dieses neue Gewand zu 

geben und ihm die Drohgebärde zu nehmen. Häßliche 

Bauzäune werden längst fröhlich bunt bemalt und lassen so 
die verdeckende Großbaustelle nicht nur verschwinden, 

sondern auch vergessen. 

Sollte dies nicht auch beim neuen alten Bunker möglich 

sein? 

Die Redaktion 
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Amt mit leeren Bänden? 
Der Präsident des Bundesamtes für Zivilschutz~ 

Dr. Paul- Wilhelm Kolb~ feierte seinen 60. Geburtstag. 
ZIVILVERTEIDIGUNG möchte - zusammen mit 

allen Lesern - herzlich gratulieren. 

Dr. Paul-Wilhe1m Kolb, jahrgang 1920, in München geboren, gelangte nach vielseiti­
gen Stationen in das hohe Amt des Präsidenten: Offizier im 2. Weltkrieg, Werkstu­
dium, juristischer Vorbereitungsdienst und Promotion, danach Anwalt und Syndikus; 
Beschaffer und Persona/referent im Bundesministerium der Verteidigung und im 
Bundesamt für W ehrtechnik und Beschaffung; Leitender Beamter im Bundesministe­
rium für die Angelegenheiten des Bundesverteidigungsrates; seit Mai 1969 Präsident 
des Bundesamtes für Z ivilschutz. Seine Veröffentlichungen und seine Vorträge zeigen 
den VerfechteT humanitärer Anliegen. 



Amt mit leeren Händen? 

Präsident Dr. Kolb ist unseren Lesern 
seit vielen Jahren bekannt, genauso 
lange, wie es die ZIVIL VERTEIDI­
GUNG gibt: zehn Jahre. 

Er hat uns mit Rat und Tat, mit Bei­
trägen und auch mit Kritik beigestan­
den. Als der kompetente Mann haben 
seine Beiträge, sein Rat und seine Kritik 
gewichtigen Wert, treffen sie stets den 
Nagel auf den Kopf. 

Wir danken Dr. Paul-Wilhelm Kolb 
dafür. 

In diesen Tagen wird es für den Lei­
ter dieses Amtes, für das im neuen Etat 
Kürzungen ins Haus stehen, sehr 
schwer, auch nur den leisesten Opti­
mimus zu hegen, es könne doch noch 
ein umfassender Schutz der Zivilbevöl­
kerung erreicht werden. 

Dr. Kolb hat unermmüdlich seit elf 
Jahren dafür gearbeitet, zusammen mit 
seinen 400 Mitarbeitern, mit 700 
Mann des Technischen Hilfswerks und 
300 Mitarbeitern in zehn Warnämtern. 

Er kennt die Schutzlage in der Bun­
desrepublik Deutschland genau; er 
weiß, daß sie ungenügend ist. Was aber 
hilft es, sich an der Schutzsituation zum 
Beispiel in der Schweiz zu orientieren 
und festzustellen, wie rundherum ge­
schützt der Schweizer Bürger sich füh­
len darf. Präsident Dr. Kolb lehnt diese 
Orientierung ab. Sie hilft uns nicht 
weiter. überhaupt helfen statistische 
Erhebungen aus anderen Ländern uns 
nicht weiter. Desbalb resigniert der 
Präsident· dieses Amtes nicht, deshalb 
versucht er, alles Vorhandene im Zivil­
schutz und Katastrophenschutz weiter 
auszubauen, Schritt für Schritt - auch 

wenn es wegen der angespannten Fi­
nanzlage nur »Minischritte« sein kön­
nen. 

Nur nichts aufgeben erst einmal, es 
schützen und warten, wie z. B. die 
70.000 Sirenen, verteilt auf zehn 
Warnämter im ganzen Bundesgebiet. 
Zumindest können die Bundesbürger 
allesamt gewarnt werden, wenn Gefahr 
droht. Wohin aber, wenn die Sirenen 
ertönen? Das kann nicht signalisiert 
werden. Noch hilft für den Bundesbür­
ger bei Alarmierung nur der Selbst­
schutz. Und diesen kann er sich besor­
gen. 

Das Bundesamt für Zivilschutz hat 
unter des Präsidenten Leitung Hilfen 
erarbeitet. Dr. Kolb ist Autor von 
Veröffentlichungen zumeist im humani­
tären Bereich. Im Bezugsfeld »Zivile 
Verteidigung / Humanitäre Sicherung« 
setzt er sich auseinander mit: »Das 
Mißverhältnis der Ausgaben für die 
militärische Verteidigung zu denen der 
zivilen Verteidigung und humanitären 
Sicherung«. Geld fehlt. Geld für den 
Zivilschutz fehlte schon immer. Seit 
1962, so der Autor Dr. Kolb vor Jah­
ren, hat sich die Relation von einem 
Bezugsverhältnis von 1: 19 auf ein 
solches von 1 : 49 im Jahre 1974 ver­
schlechtert und wird im Jahre 1975 
voraussichtlich das Verhaltnis 1 : 50 zu 
Lasten der Zivilverteidigung über­
schreiten. 

Er hat es kommen sehen, daß die 
Verschlechterung unaufhaltsam sein 
wird, und hat dennoch nicht aufgehört, 
seinem Amt und seiner Person das 
Hauptanliegen zu erhalten: den Schutz 
der Zivilbevölkerung in Krisen-, 
Kriegs- und Katastrophenfällen. 

Es gehört eine Menge Optimismus 
zur Leitung des Bundesamtes für Zivil­
schutz. Daß Zivilschutz nicht Sache des 
guten Willens ist oder Sache der politi­
schen Einstel lung, sondern auch Bür­
gerpflicht - wie Bundesinnenminister 
Baum herausstellte -, kann nicht oft 
genug gesagt werden. 

Aber welcher Bundesbürger geht 
darauf ein. Solange Schutz nur vom 
Staat verlangt wird und die Selbsthi lfe 
ausgeklammert bleibt, solange wird 
auch das Bundesamt für Zivilschutz in 
Sachen Schutzraumbau mit leeren 
Händen dastehen müssen und wird sein 
Präsident anhand der statistischen 
Zahlen über den Schutzraumbau in der 
Bundesrepublik Deutschland, vergli­
chen mit denen anderer Länder, nur 
darum kämpfen können, daß es nicht 
noch weniger wird und daß erhal"ten 
bleibt, was aufgebaut wurde zum 
Schutz der Zivilbevölkerung und zur 
Hilfe in Katastrophenfällen. 

Hier, in der friedensmäßigen Kata­
strophe, haben sich die ausgebauten 

Katastrophenschutzeinrichtungen 
schon vielfach bewährt. Und hier hat es 
Großeinsätze bei Schneesturm, Flutka­
tastrophen und Feuersbrünsten gege­
ben. 

Also doch kein Amt nur zum Resi­
gn ieren - und nicht nur ein Amt mit 
leeren Händen. 

Aus dem vielseitigen Wirken des 
Präsidenten Dr. Paul-Wilhelm Kolb 
möchten wir unseren Lesern seinen 
Vortrag, den er unter dem Titel »Die 
rechtlichen Probleme des medizinischeI1 
Katastrophenschutzes« am 4. Septem­
ber 1980 in Karlsruhe gehalten hat, 
wiedergeben. 

Die rechtlichen Probleme des medizinischen Katastrophenschutzes 

Das mir gestellte Thema, die recht­
lichen Grundlagen des medizinischen 
Katastrophenschutzes in der Bundesre­
publik Deutschland, könnte mich dazu 
verführen, Ihnen die unterschiedlich­
sten rechtlichen Regularien auf diesem 
Gebiet der Distanz vorzustellen und 
das Fehlen einiger dringend benötigten 
Gesetzesbestimmungen zu beklagen. 

Ich will versuchen, weder das eine 
noch das andere zu tun, zumal über die 
Anwendung des Rechtes, z. B. in Form 
des sanitätsdienstlichen Einsatzes von 
Ärzten bei Katastrophen, noch speziell 
referiert wird. 
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Meine, auf das wichtigste einge­
schränkten Darlegungen sollen viel­
mehr dazu dienen, Ihnen einen über­
blick über das im Wortsinn »Grund­
sätzliche« der Themenstellung zu ge­
ben. 

Dabei wird der Arzt als Aufgaben-
träger »Zielpersönlichkeit« melDer 
Ausführungen sein. 

Der Arzt hat als Bezugsperson in 
unserer Gesellschaft nach wie vor ein 
ungebrochen hohes Ansehen. Dies ist 
nicht zuletzt auf die rechtliche Ausge­
staltung seines Berufsbildes zurückzu­
führen. 

Sein Beruf ist nach der Bundesärzte­
ordnung in der Fassung vom 21. Au­
gust 1977 ein freier Beruf und kein 
Gewerbe. 

Der Arzt ist Angehöriger eines Be­
rufsstandes, dessen Selbstverwaltung 
durch die Ärztekammern als Körper­
schaften des öffentlichen Rechts durch 
Landesgesetze garantiert ist. Diese 
Standesvertretungen wachen nicht zu­
letzt auch über die Beachtung der ärzt­
lichen Berufsordnungen und ahnden 
Verletzungen der Berufspflichten durch 
Verhandlungen vor den ärztl ichen 
Berufsgerichten. 



In den Augen der Öffentlichkeit ist es 
aber weniger diese von mir sehr knapp 
umschriebene besondere rechtliche Stel­
lung des Arztes, die ihm so große 
Achtung und Aufmerksamkeit zuteil 
werden läßt. Vielmehr ist es das mit 
dem Arztberuf unauflösbar verbundene 
ethische Primat, das ihn heute als den 
im Wortsinn berufensten Helfer in 
physischen und psychischen Notlagen 
ausweist. 

In diesem Zusammenhang erinnere 
ich an das auf dem sogenannten Hip­
pokratischen Eid aufbauende »Genfer 
Gelöbnis« des Weltärztebundes aus 
dem Jahre 1948. In ihm ist in feier­
licher Form auf die Pflicht des Arztes 
hingewiesen, sein Leben dem Dienste 
der Menschheit zu widmen, die Ge­
sundheit der Patienten wiederherzustel­
len und selbst unter Bedrohung die 
ärztlichen Kenntnisse nicht in Wider­
spruch zu den Gesetzen der Mensch­
lichkeit anzuwenden. 

Die ärtzliche Tätigkeit stellt sich, 
rechtlich gesehen, vorwiegend als eine 
dem Patienten gewidmete Dienstlei­
stung i. S. des bürgerlichen Rechtes 
dar. Da dieses Verhältnis Arzt - Patient 
- in besonderer Weise vom gegenseiti­
gen Vertrauen abhängt, kann der Arzt 
dann Behandlung ablehnen, wenn er 
glaubt, daß die für einen Behandlungs­
erfolg notwendige Vertrauensgrundlage 
nicht vorliegt. 

Anders ist es, wenn ein Notfall, z. B. 
ein akuter Unfall, vorliegt. Hier muß 
der Arzt in einer seiner Sachkunde 
angemessenen Weise Erste Hilfe leisten. 
Und zwar so wie jeder andere Staats­
bürger auch, nach bestem Wissen und 
Gewissen. 

Täte er dies nicht, könnte er nach 
dem § 330 C des Strafgesetzbuches, in 
dem das Unterlassen einer den Um­
ständen nach möglichen Hilfe mit 
Strafe bedroht ist, angeklagt und verur­
teilt werden. Dies zu wissen ist wichtig, 
weil die ethisch gebotene, a ll enfall~ aus 
§ 1 Abs 1 der Bundesärzteordnung 
abzuleitende Nothilfeverpflichtung als 
solche strafrechtlich nicht sanktioniert 
ist. 

Ich weise auf diesen Umstand beson­
ders hin, weil im Rahmen des nun 
Darzulegenden der Arzt, als Träger 
eines bestimmten Fachwissens, in jene 
öffentlichen überlegungen einzubezie­
hen ist, die angestellt werden müssen, 
wenn ein katastrophales . Ereignis für 

eine Mehrzahl von Menschen sanitäts­
organisatorisch und bürokratisch er-' 
folgreich bewältigt werden soll. 

Ich komme nun zum Thema 1m 
engeren Sinn. Ganz allgemein ist zu­
nächst festzustellen, daß in lebens-, 
wert- und gütergefährdeten Zuständen 
für das Gemeinwesen nach der für 
unseren Kulturkreis gültigen Rechtsauf­
fassung dem Bürger vermehrte, z. T. 
sehr unbequeme Leistungs- und Dul­
dungsverpflichtungen zum Zwecke der 
Gefahrenabwehr und Schadensmilde­
rung von der zuständigen Obrigkeit 
auferlegt werden können. 

Das altväterliche Sprichwort Hand­
und Gespanndienste möge hier - weil 
anschaulicher - stellvertretend auch für 
die heute gültigen und wesentlich diffe­
renzierteren Rechtsbegriffe stehen. Zu 
dem so nicht eingeführten Begriff des 
»medizinischen Katastrophenschutzes« 
ist in diesem Zusammenhang zu sagen, 
daß damit jener Teilbereich des Schutz­
spektrums gemeint ist, der dazu be­
stimmt ist, gefährdeten Menschen mit 
Mitteln der Medizin Hilfe bei Notstän­
den zu bringen. 

Dies geschieht vor allem durch 
Ärzte, Apotheker und Veterinäre, 
Pflege- und medizinisch-technisches 
Personal , Krankenhäuser, Hilfs­
krankenhäuser, Apotheken, Sani­
täts- und Arztneimittelherstellung, 
sanitätsdienstliche Einheiten und 
Einrichtungen, die anders als etwa 
Einrichtungen des Rettungswesens, 
nicht ständig für den täglichen 
Gebrauch vorgehalten werden, 
Transportmittel und Versorgungs­
leistungen. 

Wir müssen hierbei zur Kenntnis 
nehmen, daß es die Entwicklung unse­
rer technischen Zivilisation notwendig 
macht, für Katastrophen im Frieden 
und dem Ernstfall des Krieges die Art 
und Weise der denkbaren Einsätze und 
Vorbereitungen darauf stärker zu re­
glementieren, als dies früher notwendig 
war. Anders als in der sogenannten 
»guten, alten Zeit« müssen sich die 
zuständigen Verwaltungen - in der 
Regel die der Kreisebene - spezieller 
auf Katastrophenereignisse einstellen. 
Dazu gehört nicht nur die Einrichtung 
von KatS-Ämtern, sondern auch das 
Erlernen des Führens in einem Ernst­
fall. 

Denken Sie beispielsweise nur an die 
Aufgabe des Katastrophenschutzes in 
der Umgebung großer Anlagen der 
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Kerntechnik und der Chemie. 
Bevor ich auf die sich für Katastro­

phenhilfe im Bereich der Medizin bzw. 
durch die Medizin und das Sanitätswe­
sen - insbesondere auch für den Arzt -
ergebenden Probleme eingehe, zum 
Rechtszustand folgende kurze Wegwei­
sung: 

In den letzten 10 Jahren haben die 
Bundesländer, dem Vorbild des Bundes 
für den Verteidigungsfall folgend, von 
einer Ausnahme abgesehen, Katastro­
phenschutzgesetze erlassen, in denen 
insbesondere folgendes geregelt ist: 

1. Die Definition des Katastrophenzu­
standes: 
Es wird in der Regel als ein Geschehen 
erkannt, das Leben und Gesundheit 
zahlreicher Menschen erhebliche Sach­
werte oder die lebensnotwendige Ver­
sorgung der Bevölkerung in so unge­
wöhnlichem Maße schädigt oder ge­
fährdet, daß zu seiner Behebung unge­
wöhnliche Einsatzanstrengungen un­
ternommen werden müssen. 

2. Die örtliche Zuständigkeit für die 
Anordnung und Leitung des Katastro­
pheneinsatzes, 
hier unterscheidet man: 

die untere Ebene, d. h. die der 
Hauptverwaltungsbeamten, der 
327 Kreise und kreisfreien Städte, 
die höhere Ebene, d. h. die des 
Regierungspräsidenten, 
die oberste Fbene, d. h. die der 
Minister der 10 Landesregierungen. 

3. Die Zweckbesrimmung der KatS­
Fachdienste und Einrichtungen 
Sie ergibt sich im wesentlichen aus 
Rechtsverordnungen des Bundes und 
der Länder über Stärke und Ausstat­
tung der Fachdienste. 

Für den Sanitätsdienst gibt es bei­
spielsweise Stärke und Ausstattungs­
nachweisungen des Bundes für 405 
Sanitätszüge, 177 Verbandsplatzzüge 
und 117 Krankentransportzüge, wobei 
für die bei den ersten Ärztegruppen 
vorgesehen sind. Träger dieser auf 
Kosten des Bundes aufgestellten und 
unterhaltenen Züge in einer Gesamt­
stärke von 27.673 sind die Hilfsgesell­
schaften des Sanitätswesens, das Deut­
sche Rote Kreuz, der Malteser Hilfs­
dienst, die Johanniter-Unfallhilfe und 
der Arbeiter-Samariterbund. 

7 



Amt mit leeren Händen? 

4. Regelungen für die persönlichen 
Hilfs- und Duldungspflichten der Be­
völkerung sowie deren Rechtsstellung 
bei Einsätzen 
Hierzu gehören auch Bestimmungen 
über die Entschädigung für Vermö­
gensnachteile und die Fürsorge und 
Versorgung bei körperlichen Schädi­
gungen. 

5. Bestimmungen, in denen verfas­
sungskonform definiert wird, welche 
Grundrechte in einem Katastrophenfall 
eingeschränkt werden müssen 
Hierunter fallen insbesondere: 
- das Recht auf körperliche Unver­

sehrtheit nach Art 2 Abs 1 S 1 GG, 
- das Recht auf Freiheit der Person 

nach Art 2 Abs 2 S 2 GG, 
das Recht auf Freizügigkeit nach 
Art 11 GG, 
das Recht auf Versammlungsfrei­
heit nach Art 11/1 GG, 
das Recht auf Eigentum. 

Welche Forderungen und Rückbin­
dungen ergeben sich nun aus dieser 
Regelungsstruktur für den begrifflich 
so unorthodox formulierten »medizini­
schen Katastrophenschutz« und hier 
für die Rolle des Arztes in diesem 
Gefüge? 

Es genügt, so glaube ich, wenn man 
hier Funktionsfelder anspricht, die für 
eine ärztliche Tätigkeit in einem Kata­
strophenfall von Belang sein können. 
Es sind dies die Aufgabenbereiche 
a) der 59.036 freipraktizierenden 

Ärzte und 30.652 freipraktizieren­
den Zahnärzte, die organisatorisch 
und standesrechtlich gesehen eigen­
verantwortlich und weisungsunge­
bunden handeln; 

b) die Ärzte, die eine Aufgabe in einer 
Gliederung oder Einrichtung des 
Sanitätsdienstes für den Katastro­
phenschutz gefunden haben und, 
was den Einsatz des Verbandes 
angeht, weisungsunterworfen sind, 
selbst aber nur geringe Weisungs­
kompetenzen gegenüber Dritten am 
Schadensort haben; 

c) die 11.814 Ärzte, die Träger von 
Aufgaben der Forschung und des 
öffentlichen Gesundheitswesens 
sind und in unterschiedlichster 
Weise zur Folge nach dem Recht 
des öffentlichen Dienstes verpflich­
tet sind; 

d) die 59.183 Ärzte, die in öffentli­
chen, freigemeinnützigen oder pri-
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vaten Krankenhäusern tang sind 
und sich fachlichen und dienstrecht­
lichen Weisungen ihrer vorgesetzten 
Ärzte unterzuordnen haben. 

Hieraus ergeben sich für die rechtli­
che Stellung des Arztes gewisse Unter­
schiede, die sich in sehr geraffter Form 
wie folgt darstellen: 

Für jeden Arzt, insbesondere aber 
für die freipraktizierenden Ärzte, 
gilt zunächst der Grundsatz der 
Hilfsverpflichtung für den in Not 
geratenen Nächsten, wenn die zu 
gewährende Hilfe den Umständen 
nach objektiv erforderlich und 
subjektiv zumutbar war. Wer sie 
unterläßt, macht sich gern. § 330 
STGB straffällig. Außerdem ver­
pflichten die einschlägigen Bestim­
mungen der Katastrophenschutzge­
setze der Länder zu solcher Hilfe. 

Für das Recht zur Verweigerung 
müssen also außergewöhnliche Gründe 
geltend gemacht werden. 

Der in einer Sanitätseinheit des 
Katastrophenschutzes tätige Arzt 
ist bei seinem Einsatz insoweit den 
Weisungen der Einsatzleitung un­
terworfen, als er durch sie nicht 
gegen die ärztliche Entscheidungs­
freiheit im engeren Sinn, d. h. im 
kurativen Bereich, bzw. gegen das 
Humanitätsgebot, verstoßen wird. 
Die im öffentlichen Gesundheits­
dienst tätigen Ärzte haben im 
Rahmen ihrer bekanntlich über­
wiegend präventiven und nachsor­
genden Aufgaben den Weisungen 
ihrer Vorgesetzten zu folgen, es sei 
denn, sie verstießen gegen das 
Standesrecht, z. B. die Schweige­
pflicht. 
Die Ärzte im Krankenhaus sind im 
Rahmen ihres Vertragsverhältnisses 
und ihrer Standespflichten zur Hilfe 
verpflichtet, soweit dem nicht 
zwingende Gründe, wie z. B. Ober­
belegung des eigenen Hauses, ent­
gegenstehen. Selbst dann noch 
haben sie zu prüfen, ob eine evtl. 
Nichtbehandlung des 
Katastrophenopfers sofort nach 
Anlieferung zu Dauerschäden oder 
gar zum Exitus für den Geschädig­
ten führen kann. Die Rechtsspre­
chung interpretiert hier die Befug­
nis für die Verweigerung solcher 
Hilfe eng. 

Sie sehen ein sehr differenziertes Bild 
von Rechten und Pflichten, die den 
Arzt im Fall der Katastrophe, wie ich 

hinzufügen möchte, im Frieden betref­
fen. 
Aus der Sicht des Juristen haben wir es 
also mit rechtlichen Geboten und 
Verboten zu tun, die aus unterschiedli­
chen Rechtsquellen stammen und teil­
weise untereinander konkurrieren. 
Solche Rechtsquellen sind: 

und 

das öffentliche Recht, soweit es 
das Katastrophenschutzrecht, 
das berufständische Recht, 
das Strafrecht 

das öffentliche Gesundheitswesen, 
das private Recht, soweit es 
den Behandlungsvertrag, als 
Rechtsbeziehung zwischen Arzt 
und Patienten, angeht. 

Ausfluß dieses Rechtes ist - und 
darauf möchte ich in diesem Zusam­
menhang besonders hinweisen - u. a. 
die Problematik der Aufklärungspflicht 
bzw. ihre Aufhebung bei Eingriffen in 
die körperliche Unversehrtheit des Pa­
tienten im Zustand der Bewußtlosig­
keit, die bei Ernstfällen oftmals gege­
ben ist. 

Ferner sind theoretisch Kollisionen 
mit dem Gebot der Schweigepflicht 
gegenüber Dritten bei einem Massen­
anfall von Verletzten denkbar, sobald 
»Sehleute« zugegen sind. 

Aus diesem Gemengengelage des 
Rechtes könnte Verhaltensunsicherheit 
für den Arzt in einer Katastrophen­
situation erwachsen. 

Dies scheint aber nur so, denn es 
sind keine Fälle vorstellbar, die nicht 
aus dem ärztlichen Berufsverständnis 
heaus gelöst werden können, soweit es 
um das Patient-Arzt-Verhältnis geht. 

Es kann außerdem kein Zweifel 
darüber bestehen, daß der Arzt, ge­
nauso wie jeder andere Bürger, bei 
Katastrophen den Weisungen der zu­
ständigen Behörde, etwa bei Anord­
nungen über die Aufenthaltsregelung, 
unterworfen ist und ihr Folge leisten 
muß. Auch der Arzt bleibt also Bürger, 
sofern ihm diese Erfüllung der Bürger­
pflichten nicht in ethische Engpässe 
bringt. 

Welchen Standort sollte also die 
Ärzteschaft zur weiteren Rechtsent" 
wicklung einnehmen? 

Sie sollte die mit der Einbringung des 
Gesundheitssicherstellungsgesetzes im 
neu zu wählenden Bundestag begin­
nende Entwicklung, die auf Schaffung 
eines öffentlichen Gesundheitswesens 



im Spannungs- und Veteidigungsfall 
absieht, fördern . 

Denn mit diesem Gesetz soll erreicht 
werden, daß alle für eine f1ächendek­
kende Versorgung mit sanitäts- und 
gesundheitsdienstlichen Leistungen im 
Ernstfall notwendigen personellen und 
sächlichen Elemente zu einem gut ge­
gliederten und durch klar zugeordnete 
Verantwortlichkeiten gut zu führendes 
System verbunden werden. Di~ dafür 
notwendige Planung soll den unteren 
VerwaltungsbehÖrden, d. h. den 
Kreisebenen, obliegen. 

Hierbei sollen die vom Gesetzgeber 
in Aussicht genommenen Aufgabenträ­
ger mitwirken. Solche Aufgabenträger 
sind vor allem Ärzte und ihre Standes­
organisation, Träger von Krankenhäu­
sern, Träger von sozialen Diensten und 
Sanitätsorganisationen. 

Anhand von Bedarfsanalysen sollen 
für den Einsatzfall die Maßnahmen zur 
Sicherung und Ausweitung der statio­
nären und ambulanten Versorgung, der 
zusätzliche Bedarf an Arzneimitteln 
sowie die Zahl und die Berufe der zum 
Betrieb benötigten Personen ermittelt 
werden. 

Hierzu haben zur Mitwirkung ver­
pflichtete Personen und Stellen Aus­
künfte und Meldungen abzugeben, 
soweit dem nicht z. B. die Pflicht zur 
beruflichen und amtlichen Verschwie­
genheit entgegensteht. 

Die beteiligten Berufsvertreter sind, 
das ist besonders wichtig für die Ärzte, 
nach dem Gesetzenrwurf künftig ver­
pflichtet, die Berufsangehörigen so 
fortzubilden, daß sie ihren Beruf auch 
unter den besonderen . Bedingungen des 
V-Falles ausüben können. 

Damit würden auch für einen künfti­
gen ärztlichen Einsatz im Friedenskata­
strophenfall günstigere Voraussetzun­
gen geschaffen und neue Maßstäbe 
gesetzt. Eine ketzerische Frage in die­
sem Zusammenhang: Was hindert 
eigentlich die öffentlichen, freigemein­
nützigen und privaten Träger und die 
verantwortlichen ärztlichen Leiter von 
Krankenhäusern daran, auch ohne 
gesetzliche Verpflichtung die ihnen 
anvertrauten Häuser durch Planungen 
nach bewährten Mustern auf Dienstlei­
stungen im Katastrophenfall vorzube­
reiten? 

Ich habe versucht, die Szene gedank­
lich so auszuleuchten, daß die Problem-
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strukturen sichtbar geworden sind. 
Wiederum stark vereinfacht läßt sich 
das Problem des Rechtes des medizini­
schen Katastrophenschutzes auf jene 
für den Arzt so wichtige Gewissens­
frage zurückführen, die darin besteht, 
daß ärztliche Folgeleistungen nur dort 
gefordert werden dürfen, wo das 
Arzt-Patient-Verhältnis nicht Schaden 
leidet. 

Es kommt also darauf an, daß gerade 
die verfaßte Ärzteschaft im Dialog mit 
dem Gesetzgeber darauf hinwirkt, daß 
außerhalb des Standesrechtes für sie 
verbindliche Normen nur dort geschaf­
fen werden, wo sie den Verlauf der 
ärztlichen Hilfeleistung fördern und ein 
dafür geeignetes Umfeld herstellen. Als 
eigener Beitrag der Ärzteschaft müßte 
hierbei allerdings eine Fortbildungslei­
stung eingebracht werden, die anders 
als bisher die meisten Ärzte mit den 
Fortschritten in der Unfallheilkunde so 
vertraut macht, daß sie wirksam an der 
Front der traumatischen Epidemie, die 
ul1ser modernes Unfall- und Katastro­
phenschutzgeschehen so unverwechsel­
bar macht, jederzeit mit ihrer Dienstlei­
stung einen wirksamen Beitrag zur 
Bewahrung von Leben und Gesundheit 
zu leisten vermag. 

Die Euphorie über entscheidende Fortschritte im Prozeß der europäiSChen Einigung ist verpflogen. Die ersten 
Sitzungen des aus Direktwahlen in allen Mitgliedsländern hervorgegangenen Europaparlamentes der Europä­
ischen Gemeinschaft haben den Abgeordneten vor Augen geführt, daß diese so sehr begrüßten Wahlen weder 
im politischen Bewußtsein der europäischen Bürger noch in den politischen und technokratischen Blockierungen 
in Brüssel den erwarteten Durchbruch bewirkt haben. Ernüchtert knüpft man an dieselben Probleme an, die die 
Europäische Gemeinschaft schon seit ihrer Entstehung belasten. Über die Ziele, die für viele gar nicht erkennbar 
zu sein scheinen, wird hingegen heute nicht diskutiert. Das - so meint man - könnte ein Fortschreiten der Inte­
gration behindern . Pragmatisch möchte man die Schwierigkeiten lösen. Was zu dieser Diskussion über die Jahre 
hin an Plänen beigetragen wurde, wird in diesem Werk vorgelegt. 

Jürgen Schwarz (Hrsg.) 
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Schifne ~orte 
und kaum Taten 

Die neue Reservistenkonzeption und die 
Gesamtverteidigung 

Anfang Juni hat das Bundesverteidi­
gungsministerium eine neue Reservi­
stenkonzeption erlassen. Sie löst die 
erste jemals für die Bundeswehr erar­
beitete aus dem Jahre 1971 ab. Was ist 
und was will eine derartige Konzep­
tion? Welche Ziele erreicht sie, welche 
nicht? Und das, obwohl es angesichts 
der Sicherheitslage und den bislang 
größtenteils unerfüllten Forderungen 
der Gesamtverteidigung nötig wäre? 
ZV gibt im folgenden einen überblick. 

Seit Bestehen der Bundeswehr vor 
nun 25 Jahren sind mehr als drei Mil ­
lionen junge Männer als Wehrpflichtige 
für eine Zeit von 18 oder mit Beginn 
der siebziger Jahre 15 Monate im 
Dienst der Streitkräfte gewesen. Dabei 
erhielten sie eine mi litärische Ausbil­
dung und nach Ausscheiden aus dem 
Grundwehrdienst den Status des Reser­
visten. Dies war so und wird, so lange 
die Wehrpflicht auch künftig gilt, wei­
terhin so bleiben. Es ist nicht abzuse­
hen, daß irgendeine verantwortliche 
politische Partei am Bestand der Wehr­
pflicht rütteln will. Ganz im Gegenteil: 
Angesichts des Heranrückens der ge­
burtenschwachen Jahrgänge ins Wehr­
pflichtalter in der Mitte der achtziger 
Jahre wird im Verteidigungsministe­
rium an einer Studie gearbeitet, die zur 
Abdeckung der so entstehenden Perso­
nallücke auch die Möglichkeit der 
Verlängerung des Grundwehrdienstes 
auf 18 Monate erwägt. 

Dieses bislang entstandene und auch 
künftig zu erwartende »Reservistenpo-

10 

BUdiger Moniac 

Rüdiger Moniac, jahrgang 1938 
ist Redakteur der Tageszeitung 
»Die Welt«. Seine Arbeitsgebiete 
sind Sicherheitspolitik, Bun(ies­
wehr, Gesamtverteidigung. Nach 
sechsjähriger Dienstzeit in der 
Bundeswehr studierte er politi­
sche Wissenschaften und ging in 
den Journalismus . Als Reservist 
(Major der Reserve) ist er 
bei einem Territorialkommando 
tätig und kennt aus dieser Warte 
auch aus persönlicher Anschau­
ung die Probleme der zivil-mili­
tärischen Zusammenarbeit. 

tential « gilt es für die vielfältigen Auf­
gaben der Landesverteidigung nutzbar 
zu machen. Die Bundeswehr versucht 
das mit dem Planungsrahmen der Re­
servistenkonzeption. Das Dokument 
des Jahres 1980 allerdings stellt ein 
Minimalkonzept dar und enttäuscht 
damit alle, die schon seit langem darauf 
dringen, das noch immer zu großen 
Teilen ungenutzte Potential an Reservi­
sten nicht nur d irekt für die Aufgaben 
der Streitkräfte einzusetzen, sondern 
auch für die inzwischen längst definier­
ten Felder der Gesamtverteidigung. 
Dies geschieht in der Reservistenkon­
zeption 1980 fast überhaupt nicht. In 
der Planungsgrundlage wird nur einmal 
der Begriff »Gesamtverteidigung« 
benutzt, so daß daraus klar wird, daß 
das Bundesverteidigungsministerium 
kaum bereit zu sein scheint, auch nur 
das Prinzip einer gesamtverteidigungs­
politischen Planung für seine Arbeit zu 
akzeptieren. 

Es bleibt damit bei dem bislang 
schon unbefriedigenden Kompetenzge­
rangel zwischen den verschiedenen 
Bundesressorts. Jedes M inisterium 
fährt fort, gewissermaßen »egoistisch « 
seinen Aufgabenbereich zu verteidigen. 
Alle Versuche, ressortübergreifend die 
Kräfte, Mittel und Organisationsstruk­
turen für eine Gesamtplanung der 
Landesverteidigung von der Bundes­
wehr bis - nur ein Beispiel - zur Schaf­
fung von Polizei reserven oder - ein 
anderes Beispiel - zur befriedigenden 
personellen Ausstattung der Zivilver-



teidigung in den Landkreisen und 
Gemeinden einzusetzen, werden vorerst 
erfolglos bleiben. Das verdeutlicht das 
jüngste Dokument aus dem Verteidi­
gungsministerium. 

Für die, die nach mehr Phantasie und 
Mut zum Aufbau der Gesamtverteidi­
gung rufen , eine enttäuschende Er­
kenntnis. Lediglich an zwei Stellen 
wirft die Reservistenkonzeption einen 
Blick über den direkten Kompetenzbe­
reich der Bundeswehr hinaus, dort wo 
sie feststellt, 

1. daß die Bundeswehr nach der voll­
ständigen Mobilmachung auch 
Kräfte im sogenannten Verteidi­
gungsumfa ng für die »zivil-militäri­
sche Zusammenarbeit im Rahmen 
der Gesamtverteidigung« verfügbar 
haben muß; (hier taucht der Begriff 
einmal und dann nicht wieder auf) 
und 

2. .. daß in Krisen und im Krieg den 
Streitkräften nicht das gesamte 
Reservistenpotential zur Verfügung 
steht, da auch die zivi le Verteidi­
gung Kräfte zur Erfü llung ihrer 
Aufgaben benötigt«. 

Damit erkennbar wird, wie eng auf 
die Bundeswehr ausgerichtet die Kon­
zeption ist und wie sie gleichzeitig 
bemüht ist, nur jeden Anschein eines 
Ansatzes für ein •• Grand Design « zur 
Gesamtverteidigung zu bieten, sind im 
folgenden ausführlich ihre beiden Kapi­
tel über Rahmenbedingungen und Ziel­
setzungen wiedergegeben. 

Rahmenbedingungen 

1. Die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland beruht auf innenpoli­
tischer, wirtschaftlicher und sozia­
ler Stabilität sowie auf ihrer Ver­
teidigungsfähigkeit. 

2. Z iel der Sicherheitspolitik der 
Bundesrepublik Deutschland ist 
es, den Frieden zu wahren, die 
Unversehrtheit des eigenen Staats­
gebietes zu gewährleisten und die 
freiheitliche demokratische 
Grundordnung zu erhalten. 
Dieses Ziel kann die Bundesrepu­
blik Deutschland nur in engem 
Zusammenwirken mit den Ver­
bündeten in der Nordatlantischen 
Allianz erreichen. Den militäri-

schen Beitrag hierzu leistet sie mit 
der Bundeswehr und den für sie 
vorgesehenen Reservisten auf der 
Grundlage der allgemeinen Wehr­
pflicht. 

3. In Europa, einschließlich der 
kontinentalen Randmeere, sind 
die konventionellen Kräfte des 
Warschauer Paktes denen der 
NATO überlegen. Die konventio­
nelle Unterlegenheit der NATO 
ist eine Schwäche im Abschrek­
kungssystem der Allianz. 

4. Mit dem langfristigen Verteidi­
gungsprogramm haben die Bünd­
nispartner deshalb im Mai 1978 
vereinbart, die konventionelle 
Kampfkraft zu erhöhen. Im 
Zusammenhang damit ist das 
Bündnis entschlossen, das Po­
tential an Reservisten intensiver 
zu nutzen und mehr außereuropä­
ische Reserven - sobald geboten -
rechtzeitig und schnell heranzu­
führen. 
Daher will auch die Bundesrepu­
blik Deutschland ihre personellen 
Reserven und materiellen Res­
sourcen stärker als bislang für 
Abschreckung und Verteidigung 
nutzen. 

5. Der Personalumfang der Bundes­
wehr tm Frieden ist aus bünd­
nispolitischen und volkswirt­
schaftlichen Gründen begrenzt. 
Für den Verteidigungsumfang 
gelten Forderungen nach 

einem der Bedrohung und der 
geographischen Lage angemessenen 
Beitrag zur Vorneverteidigung der 
Allianz, 

Kräften für das Aufrechterhalten 
der Operationsfreiheit der 
NATO-Verbände auf deutschem 
Territorium, 
Unterstützung alliierter Streitkräfte, 
insbesondere der Verstärkungskräf­
te, 
zivil-militärischer Zusammenarbeit 
tm Rahmen der G esamtverteidi­
gung. 

Begrenzter Friedensumfang 
zwingt dazu, daß nur eine be­
stimmte Zahl präsenter Kräfte 
unterhalten wird. Deshalb müssen 
die im Frieden präsenten Streit­
kräfte für den Krieg unter Heran­
ziehung von Reservisten auf den 
Verteidigungs umfang aufwachsen 
und diesen für die Dauer eines 

Kaum Taten 

bewaffneten Konfliktes aufrecht­
erhalten können. 

6. Darüber hinaus ist zu berücksich­
tigen, daß in Krisen und im Krieg 
den Streitkräften nicht das ge­
samte Reservistenpotential zur 
Verfügung steht, da auch die zivile 
Verteidigung Kräfte zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben benötigt. 

7. Glaubwürdige Abschreckung bei 
begrenztem Friedensumfang be­
dingt eine Streitkräftestruktur, die 
neben präsenten Kräften auch 
T ruppenteile vorsieht, die 1m 
Frieden gekadert sind oder als 
Geräteeinheit bestehen und die 
Fähigkeit zum Aufwuchs haben. 
Diese Struktur, die Präsenz und 
die erprobte Fähigkeit zum 
Kampfkraftaufwuchs einschließt, 
stärkt die Abschreckung. 

8. Voraussetzung für einen schnellen 
Aufwuchs von Truppenteilen 
durch Reservisten - auch schon in 
Zeiten wachsender politischer 
Spannungen - sind ausreichende 
Friedensstärken In Verbindung 
mit der weitgehenden Einplanung 
von Personal auf Friedensdienst­
posten für Verwendungen Im 
Verteidigungsfall sowie die eig­
nungsgerechte Einplanung von 
Reservisten. 
Reservisten der Verfügungsbereit­
schaft und Reservisten, die nach 
Musterungsverordnung ohne 
Einberufungsfristen einberufen 
werden, sind geeignet, die Präsenz 
bestimmter Truppenteile und 
damit deren Einsatzbereitschaft 
schon vor einer Mobilmachung zu 
verbessern. 
Solche Maßnahmen erlauben 
auch, nach Anordnung der Mo­
bilmachung weitere Reservisten 
schneller aufzunehmen. Die 
Streitkräfte werden früh er einsatz­
und verteidigungsbereit. 
Diese Möglichkeiten können Im 
Hinblick auf Ergebnisse von 

Rüstungskontrollverhandlungen 
über die Begrenzung von Land­
streitkräften 111 Mitteleuropa an 
Bedeutung gewinnen. 

9. Das für den Aufwuchs auf den 
Verteidigungsumfang benötigte 
Personal muß fü·r die Erfüllung 
seiner Funktionen ~ innerhalb der 
Streitkräfte aus- und weitergebil­
det werden. Dazu gehört, daß die 
Streitkräfte ihre Soldaten nach 
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den Notwendigkeiten ihrer Ver­
wendung im Kriege ausbilden. 
Das gilt gleichermaßen für Offi­
ziere, Unteroffiziere und Mann­
schaften der Reserve. 
Reservisten werden in Wehrübun­
gen und Dienstlichen Veranstal­
tungen für ihre Aufgaben im Ver­
teidigungsfall aus- und weiterge­
bildet. 
Das hierzu erforderliche Ausbil­
dungspersonal und die Anzahl der 
Wehrübenden sind durch den 
Friedensumfang der Streitkräfte 
begrenzt. 

10. Darüber hinaus gilt es, das Inter­
esse aller Reservisten für die Ver­
teidigungsbereitschaft der Bundes­
republik Deutschland zu erhalten 
und zu fördern. 

Zielsetzung 

11. Die Reservistenkonzeption der 
Bundeswehr ist der Teil der mili­
tärischen Planung, der sich mit 
der Bedeutung der Reservisten für 
die Verteidigungsfähigkeit der 
Bundesrepublik Deutschland 
befaßt. 
Sie bildet die Grundlage für ent­
sprechende Weisungen, Erlasse 
und Richtlinien sowie für die 
Regelung von Zuständigkeiten. 
Sie steht in enger Verbindung mit 
der Konzeption der Mobilma­
chung. 

12 . Ausgehend vom Verteidigungsauf­
trag legt die Reservistenkonzep­
tion fest, nach welchen Grundsät­
zen Reservisten zielgerichtet ver­
wendet sowie militärisch aus- und 
weitergebildet werden. 
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Diese Konzeption erstreckt sich 
sowohl auf die beorderten Reser­
visten 

der Verfügultgsbereitschaft, 
- der Alarmreserve, 
- denPersonalreserve 
als auch auf die nicht-beorderten 
Reservisten 

innerhalb der Wehrüberwa­
chung und 
außerhalb der Wehrüberwa­
chung. 

Die Reservistenkonzeption geht 
ferner auf Besonderheiten in der 
Personalführung der Reservisten 
ein. 

Sie enthält darüber hinaus Grund­
sätze für die Reservistenarbeit, mit 
der alle Reservisten auf freiwilli­
ger Basis motiviert, betreut, in­
formiert und militärisch gefördert 
werden sollen. 

13. Die Reservistenkonzeption soll 
der Öffentlichkeit die Bedeutung 
der Reservisten für die Verteidi­
gungsfähigkeit der Bundesrepu­
blik Deutschland, aber auch die 
Grenzen für deren Verwendung 
innerhalb der Streitkräfte bewußt 
machen. 

Kritik 

Naheliegend ist, die Kritik am vorste­
henden Abschnitt 13 anzusetzen. Was 
heißt das: Die Reservistenkonzeption 
soll der Öffentlichkeit die Bedeutung 
der Reservisten für die Verteidigungs­
fähigkeit der Bundesrepublik Deutsch­
land bewußt machen? Diese Aussage 
des Verteidigungsministeriums belegt 
eindeutig, wie sehr das Denken auf der 
Hardthöhe in Sachen Sicherheit auf die 
militärische Komponente der Verteidi­
gung beschränkt ist. Denn gewiß ist die 
Verteidigungsfähigkeit nicht allein von 
der Bundeswehr abhängig. Und ebenso 
gewiß ist, daß Reservisten nicht allein 
für die militärische Verteidigungsfähig­
keit eine RoBe spielen. Da jedoch die 
Hardthöhe das so sieht, darf kaum 
damit gerechnet werden, daß die für 
eine solche Planung Verantwortlichen 
bald sich selbst korrigieren. Ein Indiz, 
das diese Vermutung belegt, sind die 
jüngst vom Verteidigungsminister Hans 
Apel gemachten Äußerungen zur Zivil­
verteidigung. Er meinte, Vorbereitun­
gen größeren Ausmaßes zum Schutz 
von Bevölkerung und ziviler Infrastruk­
tur könnten von der Sowjetunion als 
deutsche Vorbereitung auf einen Krieg 
mißverstanden werden. Andere nicht so 
prominente Stimmen drücken diesen 
Zusammenhang noch viel drastischer 
aus. Sie meinen, käme es zum Krieg, 
habe die Bundeswehr ihren Auftrag 
verfehlt. 

Daran zeigt sich, daß die Debatte 
über die Frage, was der Inhalt von 
Abschreckung ist, noch in den Kinder­
schuhen steckt. Manche sagen, die 
Abschreckung dürfe nicht zu einer 
Kriegsführungsstrategie »verkommen «. 

Wer so argumentiert, hat nicht ver­
standen oder will nicht verstehen, was 
Abschreckung sein muß. Wie soll ein 
möglicher Gegner wie die Sowjetunion 
davon abgehalten werden, gegen West­
europa einen Krieg zu führen, wenn ihr 
nicht ständig und auf jede Weise klar 
gemacht wird, daß die NATO und 
insbesondere die Bundesrepublik 
Deutschland bereit wäre, dieser Ag­
gression mit aller Härte und Willens­
kraft zu widerstehen? Ihr dieses zu 
verdeutlichen, kann nicht geschehen, 
ohne dafür zu sorgen, daß die bei der 
Kriegführung im eigenen Land zu 
erwartenden Schäden im Maß des 
Menschenmöglichen klein gehalten 
werden und so viele wie irgend denk­
bar überleben können. 

Dieses Ziel läßt sich jedoch ohne 
Zivilverteidigung, Schutzraumbau, 
ohne organisatorische Vorbereitung des 
nichtmilitärischen Teils der Vorberei­
tung des Volkes auf den Evemualfall 
Krieg und ohne eine gleichfalls demge­
mäße geistige Einstellung der Men­
schen als dem Willen zur Selbstbehaup­
tung nicht erreichen. Insoweit gehören 
Maßnahmen der Zivilverteidigung 
nicht in die Kategorie » Vorbereitung 
eines Krieges«, sondern sind Schritte zu 
seiner Verhinderung. Denn je klarer die 
Sowjetunion wahrnimmt, daß sich 
hierzulande neben die schlagkräftige 
militärische Verteidigung eine ebenso 
wirksame zum Schutz der Zivilbevölke­
rung und zur Gewährleistung der viel­
fältigen Unterstützung der Streitkräfte 
etabliert, so lange ist die "Perieption « 
der Bundesrepublik aus Moskauer 
Sicht so geartet, daß die sowjetische 
Risikorechnung vom Kriegführen gegen 
Westeuropa abrät. Zivilverteidigung 
tun, heißt nicht eine Strategie der 
Kriegführung vorbereiten. Im Gegen­
teil, mit ihr erst 'gewinnt die Strategie 
der Abschreckung den letzten Baustein 
an Glaubwürdigkeit. 

Deshalb auch erfüllt die neue Reser­
vistenkonzeption die Zielsetzung, die 
Abschreckung zu vervollkommnen, 
nicht. Sie sagt zwar, Reservisten stün­
den auch der zivilen Verteidigung zur 
Verfügung. Das aber sind nur schöne 
Worte. Sie verpflichten niemand und 
bewirken nichts ... 



Reservisten und 
zivile Verteidigung 

Das System unserer Gesamrverteidi­
gung ist in Krisenzeiten und im Vertei­
digungsfall nur funktionsfähig, wenn 
über die Schaffung und Erhaltung der 
materiellen Voraussetzungen hinaus 
der personelle Bedarf 
- der Volkswirtschaft, 
- der zivilen Verwaltung 
- der Streitkräfte 
quantitativ und qualitativ 
gedeckt werden kann. 

Als spezifisches Problem der zivilen 
Verteidigung ist dieses Thema nicht 
neu - vor allem was die unmittelbar 
mit ihm zusammenhängende Frage des 
notwendigen Personalausgleichs zwi­
schen dem zivilen und militärischen 
Bereich betrifft. 

Insoweit darf hier die Kenntnis der 
aus dem Komplex der »Arbeitssicher­
steIlung« abzuleitenden einschlägigen 
gesetz:ichen Regelungen und darauf 
sich beziehenden Verfahren als gegeben 
vorausgesetzt werden. 

Seit langem, neuerdings verstärkt, 
steht jedoch eine weitere, beide Vertei­
digungssektoren gleichermaßen berüh­
rende Frage zur Diskussion: ob und 
wie Reservisten der Bundeswehr zur 
Wahrnehmung von Aufgaben im 
Rahmen der zivilen Verteidigung her­
angezogen werden können. Sie ist bis­
her noch nicht abschließend beantwor­
tet worden. 

In diesem Zusammenhang hat sich 
auch der Innenausschuß des Deutschen 
Bundestages - auf der Grundlage eines 
von der CDUlCSU-Fraktion einge­
brachten Antrages zur Gesamrverteidi­
gung - veranlaßt gesehen, in einer 
Beschlußempfehlung die Bundesregie­
rung u. a. aufzufordern, »die Realisie­
rungsmöglichkeit des Vorschlages zu 
prüfen, daß in einem Spannungs- und 
Verteidigungsfall auch Wehrpflichtige 
und Reservisten zu Dienstleisrungen im 
Bundesgrenzschutz und in den Einrich­
tungen und Einheiten der Zivilverteidi­
gung zur Verfügung stehen sollen« (vgl. 
Bundestagsdrucksache 8/4340) . 

Ausgangslage 
Die Gesamtsituation auf dem Sektor 
des für die genannten Bedarfsträger in 
Betracht kommenden personellen Kräf-
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tepotentials im Frieden ergibt zur Zeit 
etwa folgendes Bild: 

Zur Deckung ihres jeweiligen Perso­
nalbedarfs stehen von 62 Mio Bundes­
bürgern 25 Mio Erwerbstätige, darun­
ter neun Mio Frauen, zur Verfügung. 

An diese Ausgangsdaten - wiewohl 
variabel - wird man auch in Krisenzei­
ten oder im Verteidigungsfall grund­
sätzlich gebunden sein, da das frie­
densmäßig vorhandene Potential an 
Arbeitskräften auch dann nicht beliebig 
vermehrt werden kann. 

Nach Wirtschaftgruppen aufgeteilt 
sind davon 

rd. 45 %; im produzierenden Ge­
werbe, 
rd. 20 % in Handel und Verkehr 
sowIe 
rd . 5 % in der Land-und Forstwirt­
schaft 

beschäftigt. 
Von den restlichen rd. 30 % die im 

Dienstleistungsbereich tätig sind, wer­
den heute 3,4 Mio im Öffentlichen 
Dienst des Bundes (1,1 Mio), der 
Länder (1,4 Mio) und der Gemeinden 
bzw. Gemeindeverbände (0,9 Mio) 
beschäftigt - mithin jeder achte Er­
werbstätige, wenn die Bereiche Bun­
desbahn, Bundespost und Bundesbank 
sowie kommunale Versorgungsunter­
nehmen in Verwaltungsregie, nicht 
jedoch Bundeswehr und Bundesgrenz­
schutz, in die Rechnung einbezogen 
werden. 

Da die Aufgaben der zivilen Vertei­
digung im Frieden von den »normalen« 
Verwaltungsbehörden mit wahrge­
nommen werden und nur wenige 
Dienststellen ausschließlich mit Vertei­
digungsaufgaben im zivilen Bereich 
befaßt sind, fällt deren Personalanteil 
nicht eigens ins Gewicht. 

Das gilt auch für die Organisationen 
des Katastrophenschutzes, die im Frie­
den nur über relativ wenig hauptamt­
liches Personal verfügen, das zudem 
meist dem Öffentlichen Dienst ange­
hört, wie zum Beispiel den Berufs­
feuerwehren und dem THW. Im übri­
gen stehen ihre freiwilligen Helfer 
hauptberuflich im Erwerbsleben und 
bilden daher ebenfalls keine besondere 

Gruppe innerhalb des verfügbaren 
Arbeitskräftepotentials. 

Anders ist dies bei den 495 .000 
Soldaten und ca. 180.000 zivilen Ar­
beitnehmern der Bundeswehr, die für 
die militärische Verteidigung bereits in 
Friedenszeiten in Anspruch genommen 
werden. 

Umstellungsphase 
Bezogen auf die Untetsuchung von 
Faktoren, die auf das in Kriseneziten 
und im Verteidigungsfall zur Verfü­
gung stehende Kräftepotential Einfluß 
haben können, ist festzustellen, daß 
entsprechend den offiziellen Verlautba­
rungen des Bundesverteidigungsmini­
steriums die Bundeswehr im Zuge 
von Mobilmachungsmaßnahmen ihren 
Verteidungsumfang von ca. 1,2 Mio 
Soldaten durch die Einberufung von 
mehr als 700.000 Reservisten erreicht. 

Diese fallen somit - günstigenfalls 
zeitlich gestaffelt - als Arbeitskräfte in 
ihren bisherigen Tätigkeitsbereichen 
aus. Daß zusätzlich auch noch eine 
Aufstockung des zivilen Personals 
der Bundeswehrverwalrung notwendig 
wird, fällt zahlenmäßig nicht entschei­
dend ins Gewicht und kann daher hier 
vernachlässigt werdert. 

Einen weiteren Aspekt mit mögli­
cherweise entscheidenden Auswirkun­
gen auf den personellen Sektor stellt die 
Beschäftigung einer erheblichen Zahl 
von Ausländern im Hinblick auf deren 
Verhalten in Krisensituationen dar. 

Von den über zwei Mio ausländi­
schen Arbeitnehmern in der Bundes­
republik sind 

72 % in Industrie und produzie­
rendem Gewerbe tätig und stellen 
damit 13 % aller darin Beschäftig­
ten, 
17 % im Dienstleisrungsbereich, 
was 8 % aller darin Beschäftigten 
entspricht, 
10 % in Handel und Verkehr mit 
4 % Beschäftigtenanteil und 
1 % in der Landwirtschaft, was 
8 % der dort insgesamt Beschäftig­
ten ausmacht. 

Da damit gerechnet werden muß, 
daß in einer politisch-militärischen 
Krise ein Teil dieser Ausländer aus 
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Reservisten 

verschiedenen Gründen versuchen 
wird, in ihre jeweiligen Heimatländer 
zurückzukehren, ist auch hierdurch mit 
einer negativen Beeinflussung des Kräf­
tepotentials zu rechnen. 

Als Zwischenergebnis ist somit fest­
zustellen, daß durch die Abwanderung 
ausländischer Arbeitnehmer und die 
Einberufungen zur Bundeswehr der 
Volkswirtschaft und der zivilen Ver­
waltung ein erhebliches Defizit an 
Arbeitskräften entsteht. 

Problemstellung 
Gleichzeitig kommen in einer solchen 
Situation auf beide Bereiche erhöhte 
Anforderungen zu. 

Bezüglich der Verwaltung ist hierbei 
vor allem an die personalintensive Stei­
gerung der Aufgaben im Rahmen der 
Aufrechterhaltung von Sicherheit und 
Ordnung und des Zivilschutzes zu 
denken. 

Angesichts der zu erwartenden 
Mehrbelastungen wird die Polizei sehr 
bald die Grenze ihrer personellen 
Möglichkeiten erreichen. Ohne ent­
sprechende Verstärkung wird das glei­
che beim Bundesgrenzschutz der Fall 
sem. 

Unterstellt daß die ebenfalls mehrere 
100.000 zählenden Kräfte des Kata­
strophenschutzes zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben ausreichen und keinen 
Mehrbedarf fordern, ist je nach Fallge­
staltung dennoch fraglich, ob sie ihre 
friedensmäßige Tätigkeit weiter aus­
üben können, ihr nur zeitweise oder 
aber ganz entzogen werden; letzteren­
falls würden sie einen zusätzlichen 
Personalbedarfsfaktor in der entspre­
chenden Größenordnung darstellen. 

Demnach ist dem oben festgestellten 
Kräfteentzug gleichzeitig ein zusätzli­
cher Kräftebedarf gegenüberzustellen. 
Unabhängig von der Frage nach den 
rechtlichen Möglichkeiten zur Deckung 
dises Bedarfs bleibt die Frage nach den 
tatsächlich hierzu gegebenen Möglich­
keiten bestehen. 

Lösungsansatz 
Behördenintern wird die verteidigungs­
fallbezogene Umstellung der Verwal­
tung auch entsprechende Personaldis­
posItIonen ermöglichen. Bestimmte, 
im Frieden festzulegende Funktionen 
werden entbehrlich sein und zurückge­
stellt werden können; das dadurch 
freiwerdende Personal kann dann zur 
Deckung zusätzlichen Kräftebedarfs 
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entweder intern umgesetzt oder aus 
anderen Sektoren herangezogen wer­
den. Hierdruch kann die Abgabe von 
Personal an die Bundeswehr ausgegli­
chen sowie die Erfüllung neuer und 
angewachsener friedensmäßiger Aufga­
ben sichergestellt werden. 

Für den Bereich der Volkswirtschaft 
ergibt sich ein ähnliches Bild. Geht man 
davon aus, daß nach Anwendbarkeit 
der Sicherstellungsgesetze die Aufrech­
terhaltung der lebens- und verteidi­
gungswichtigen Produktionszweige 
Vorrang genießt, kann damit gerechnet 
werden, daß gleichzeitig in anderen 
Sektoren beispielsweise durch fehlende 
Rohstoffe oder Zulieferteile sowie 
Absatzschwierigkeiten die Produktion 
zurückgeht oder ganz eingestellt wer­
den muß. Dadurch werden ebenfalls 
Kräfte freigesetzt, die durch Umsetzung 
in andere Betriebe die dort durch 
Abgabe an die Bundeswehr entstande­
nen Personallücken schließen bzw. 
einen verteidigungswichtigen Mehr­
bedarf decken können. 

Insgesamt ist festzustellen, daß die 
verteidigungsbezogene Deckung des 
Personalbedarfs mit einer tiefgreifenden 
Umschichtung des vorhandenen Ar­
beitskräftebestandes sowohl innerhalb 
des einzelnen Bereiche als auch unter­
einander verbunden ist und bei ent­
sprechender Ausschöpfung des Ge­
samtpotentials auf nennenswerte Re­
serven nicht mehr zurückgegriffen 
werden kann. 

Wie verhält es sich aber dann im 
Sinne der Ausgangsfragestellung mit 
der Verwendung von Reservisten im 
Bereich der zivilen Verteidigung? 

Schlußfolgerung 

Nach Abzug der innerhalb des Ver­
teidigungsumfangs der Bundeswehr 
mob-beorderten Reservisten können 
hierfür nur noch solche in Betracht 
kommen, die auch im Verteidungsfall 
für eine Verwendung in den Streitkräf­
ten nicht vorgesehen sind. Zahlenmä­
ßig umfaßt diese Gruppe bereits heute 
weit mehr als eine Million Reservisten 
und stellt damit ein beachtliches Kräf­
tepotential dar. 

Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, 
daß es sich nicht um eine frei verfüg­
bare Manövriermasse zur Personal be­
darfsdeckung handelt; die so zusam­
mengesetzte Gruppe besteht vielmehr 
aus Personen, die in jeder denkbaren 

Weise am Erwerbsleben beteiligt sind 
und im allgemeinen Arbeitsprozeß 
ihren festen Platz haben. 

In dieser Eigenschaft sind sie Betei­
ligte an dem oben beschriebenen 
Umschichtungsprozeß, stellen aber 
keine zusätzliche Reserve dar. 

Aus dieser Sicht steht der Reservist 
auch jedem anderen zivilen Arbeitneh­
mer gleich, das heißt, sein Status als 
solcher wird bedeutungslos und tritt 
hinter berufs- und verwendungsspezi­
fischen Qualifikationsmerkmalen zu­
rück. Das sch ließt nicht aus, daß es sich 
dabei gerade um bei der Bundeswehr 
erworbene Qualifikationen handelt. 

Andererseits sind Fälle denkbar, in 
denen eine zivil beruflich nicht verwert­
bare Bundeswehr-Qualifikation Im 
Zuge einer verteidigungsbezogenen 
Umsetzung entsprechend aktiviert 
werden könnte. Das wäre beispiels­
weise im Bereich des Katastrophen­
schutzes bezüglich Stabsarbeit und 
Führungswissen der Fall. 

Vorausgesetzt daß im übrigen eme 
leben's- und verteidigungswichtige 
Aufgabe nicht wahrgenommen wird, 
käme hier eine Verwendung im Bereich 
der zivilen Verteidigung qua Reservist 
in Betracht. 

Das gewählte Beispiel zeigt deutlich, 
daß die der Untersuchung zugrundelie­
gende Fragestellung einer allgemeingül­
tigen Beantwortung nicht ohne weiteres 
zugänglich ist. Die Reservistenproble­
matik in bezug auf den Einsatz im 
Rahmen der zivilen Verteidigung ist 
demnach nur für jeweils konkrete Ein­
zelfälle zu lösen. 

Hierbei muß der Weg von unten 
nach oben beschritten werden, um zu 
prüfen, ob mit dem vorhandenen In­
strumentarium das gewünschte Ergeb­
nis erzielt werden kann . Der Freiwillig­
keit sollte dabei zunächst der Vorrang 
eingeräumt werden, damit nach einge­
hender Sachstandsanalyse je nach den 
örtlichen Gegebenheiten entsprechend 
geplant werden kann. Überspitzt aus­
gedrückt bedeutet das im Kern nichts 
anderes, a ls nicht mob-beorderten 
Bundeswehreservisten eine quasi zivile 
Beorderung zu verschaffen, um der 
einen Seite vom persönlichen Engage­
ment her und der anderen dabei gleich­
zeitig aus einer personellen Notlage 
helfen zu können - im Sinne der 
Gesamtverteidigung ein Beitrag auch 
zur besseren Nutzung des Reservisten­
potentials. 
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V orbemerkung: Diese Neu- Bearbei­
tung einer seit ca. 12 Jahren überfälli­
gen Problematik fällt in die Zeit kurz 
vor dem Wahltag 5. Okt. 80. Dabei 
fällt auf, daß das Thema : •• Schutz und 
Versorgung der Zivilbevölkerung im 
Spannungs- u. Verteidigungsfall in die­
sem Wahlkampf kaum eine Rolle ge­
spielt hat. Keine Partei griff in der 
Öffentlichkeit angesichts der zuneh­
menden Unsicherheit der Welt das 
brisante Thema auf und hielt den ande­
ren Parteien oder der Regierung die 
offensichtlichen Versäumnisse vor. 
Lediglich ganz am Ende der Legislatur­
periode kam es dann noch dank eines 
Initiativantrags der CDU/CSU zur 
Vorlage eines Berichts des Innenaus­
schusses des Bundestages zur Gesamt­
verteidigung mit der Aufforderung an 
die Bundesregierung, Rahmenrichtli­
nien zu erlassen. Was sind die Gründe 
für diese erstaunliche Zurückhaltung 
aller Parteien im Wahlkampf? Viel­
leicht die Erkenntnjs, daß sich das ern­
ste Thema : •• Versäumnisse im Zivil­
schutz« für den Wahlkampf, in dem 
soviel von Sicherheit gesprochen wur­
de, nicht eignet, vielleicht aus der 
Selbsterkenntnis eigener Mitverant­
wortlichkeit, oder weil, wie Innenmjni­
ster Baum im Gespräch mit Prof. Weiz­
säcker am 12. 6. 80 sagte, »die Bevöl­
kerung dafür njcht ansprechbar sei, 
weil sie die Folgen eines möglichen 
Krieges verdrängt« - wobei Prof. Weiz­
säcker betont, « ein Wandel des öffent­
lichen Bewußtseins in Frage des Bevöl­
kerungsschutzes tue dringend not, vor 
allem aus humanitären Gründen«. 
Diese Notwendigkeit eines Bewußt­
seinwandels haben einjge Ärzte früh 
erkannt und die Vorsorge für Großka­
tastrophen, deren größte der Krieg ist, 

- _-:-:-:--

in Gesprächen mit Politikern aller Par­
teien, mit Beamten in Ministerien und 
Ämtern, durch Veröffentlichungen in 
den Standesblättern, vor allem im 
Deutschen Arzt des Hartmannbundes 
(1978-80), im Deutschen Ärzteblatt 
der Kammern, in Resolutionen auf 
Hauptversammlungen und Ärztetagen 
in Vorträgen und Pressekonferenzen 
immer wieder gefordert. Auf diesen 
vielseitigen und mehrjährigen Vorarbei­
ten basieren nachstehende Ausführun­
gen zum gesundheitlichen Teil des Zivi­
len Bevölkerungsschutzes. Sie sollen 
verhindern, daß das Thema: •• Gesund­
heitsvorsorge für den Ernstfall« nach 
den Wahlen wieder auf weitere Jahre in 
den Schubladen der Referenten von 
Bund und Ländern verschwindet. 

Kooperation 

Im Rahmen der Gesamtverteidigung 
kommt der Zivilverteidigung, in ihr 
dem Zivilschutz mit dem Sondergebiet 
Sanitäts- und Gesundheitswesen, in der 
Großkatastrophe Krieg besonderes 
Gewicht zu. Engste Zusammenarbeit 
ist vor allem im Sanitätsdienst unerläß­
lich . Hier tragen Armee-Sanitätsdienst, 
Zivilschutz, Öffentlicher Gesundheits­
dienst von Ländern und Gemeinden, 
die Hilfsorganisationen für Erste Hilfe 
und Transport, die Rettungsdienste 
und nicht zuletzt die Einrichtungen der 
ambulanten und stationären Versor­
gung, niedergelassene Ärzte und Kran­
kenhäuser gemeinsam Verantwortung 
für Kranke, Verwundete und Pflege­
oder Hilfsbedürftige, seien es Zivilper-
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sonen oder Soldaten. Eine Durchsicht 
der Katastrophenschutzpläne der 
Länder läßt erkennen, daß z. B. neben 
Nennung der Hilfsorganisationen, de 
ren Bedeutung für Ausbildung, Erste 
Hilfe, Transport und Betreuung nicht 
unterschätzt wird, das Problem der 
Endversorgung und die Mitwirkung 
von Ärzteschaft und Krankenhäusern 
kaum berücksichtigt wird. Reibungs­
lose Zusammenarbeit setzt planmäßige 
Vorarbeit voraus! Das gilt sowohl für 
friedensmäßige Katastrophen, noch 
mehr für Großkatastrophe Krieg. 

Blick über die Grenzen 

Mit diesen Grundsätzen sind neutrale 
Länder wie Schweden und die Schweiz, 
aber auch andere Staaten in Ost und 
West, seit Jahren bemüht, Vorsorge für 
das überleben ihrer Bevölkerung im 
Fall plötzlich hereinbrechender Groß­
katastrophen und den Krieg zu treffen. 
Sie haben rechtzeitig die erforderlichen 
Gesetze erlassen. Diese Länder sind 
damit keineswegs in den Verdacht der 
Kriegsvorbereitung geraten, eine An­
sicht, die unverständlicherweise Leute 
äußerten, die sich viel mit Frieden und 
Entspannung befassen. Nicht einmal 
für die Sowjets trifft das zu, obwohl 
diese den Zivilschutz eng mit der 
Armee verzahnt haben und sogar 
Generalen die Leitung auch des zivilen 
Bevölkerungsschutzes übertragen 
haben. 

Klärung der Zuständigkeiten 

Schon die große Flutkatastrophe vor 
Jahren hat eindrucksvoll bewiesen, wie 
entscheidend die rechtzeitige zivil- mili­
tärische Zusammenarbeit ist. Der 
damals ohne Rücksicht auf wenig ge­
klärte Zuständigkeiten eingreifende 
Innensenator Helmut Schmidt, später 
Bundeskanzler, sollte eigentlich am 
besten beurteilen können, wie sehr es 
damals an planmäßigen Vorbereitun­
gen zur Beherrschung von Großkata­
strophen fehlte. Wer sich an die Flä­
chenbrände im Raum Hannover erin­
nert, weiß, wie wertvolle Stunden ver­
strichen sind wegen ungeklärter Zu­
ständigkeiten. 
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Im Ernstfall gibt es keine Vorberei­
tungszeit mehr. Was nicht vorher in 
Ruhe bis ins Detail geplant worden ist, 
um alle Kräfte zu mobilisieren und zum 
rechtzeitigen Einsatz am richtigen Ort 
zu führen, kann nicht mehr funktionie­
ren. 

Was ist bisher für die Rege­
lung des Gesundheitswesens 
im Spannungs- und Verteidi­
gungsfall in der Bundesrepu­
blik geschehen? Chronologie 

Unter Federführung des Ministeriums 
für Jugend, Familie und Gesundheit 
(BMJFG) hat in früheren Jahren wie­
derholt ein interministerieller Ausschuß 
getagt. Bereits 1969 hat die damalige 
Gesundheitsministerin Käthe Strobel 
diesbezügliche Anfragen dahingehend 
beantwortet, exakte Planung im Zivil­
schutzbereich sei bislang nicht möglich 
gewesen. Die Beteiligung ärztlicher 
Standesorganisationen bei den Planun­
gen wurde zugesagt. 

1974 lag in Auswertung von Studien 
der Akademie für Zivilverteidigung 
(1972) und der NATO-übung Wintex 
73 ein vom BMJFG erstellter Katalog 
der noch zu regelnden Fragen im Ge­
sundheitswesen vor, der mit den Län­
dern besprochen zu einem Referenten­
entwurf führen sollte. Er verschwand 
wie auch andere Ansätze aus weiter 
nicht bekannten Gründen in der Schub­
lade. Das Gesetz über die Erweiterung 
des Katastrophenschutzes von 1968 
mit Änderungen von 1974 bezieht sich 
zwar auf den Verteidigungsfall, reicht 
insofern über die Katastrophenschutz­
gesetzte der Länder hinaus. Es erwähnt 
in § 4 Einheiten und Einrichtungen 
u. a. für das Sanitätswesen, bestellt die 
sog. Hauptverwaltungsbeamten (z. B. 
Landräte und Oberbürgermeister) als 
zuständige Verantwortliche, beschreibt 
die Aufgaben des Bundesverbandes für 
den Selbstschutz. Es enthält jedoch, 
zumindest für das Gesundheitswesen, 
keine Regelungen für die Vorbereitung 
und Durchführung im einzelnen. Die 
Katastrophenschutzgesetze der Länder, 
die für die Bewältigung lokalisierter 
Katastrophen im Frieden ausreichen 
sollen, enthalten überraschend wenig 

über das Gesundheitswesen. Die Mit­
wirkung der Hilfsorganisationen wird 
zwar angesprochen, die entsprechende 
Mitwirkung der niedergelassenen Ärzte 
des Öffentlichen Gesundheitsdienstes 
und der Krankenhäuser fehlt zumeist. 
Es sei denn, man würde diese Zentren 
der gesundheitlichen Versorgung unter 
» Instandsetzungsbetriebe« rubrizieren, 
die wie alles Technische ausführlich 
behandelt werden. So fehlen z. B. Vor­
schriften, wonach jedes Krankenhaus 
schon im Frieden verpflichtet ist, einen 
Katastrophenplan zu erstellen, der auch 
Großkatastrophen einbezieht und 
regelmäßig personell wie materiell fort­
geschrieben wird. 

Zivilschutzgesetz §; 14 u. 15. 1976 
erließ die Bundesregierung die »Neu­
fassung des Gesetzes über den Zivil­
schutz«, in dem unter § 1 (3) Ziff. 6 
auch Maßnahmen zum Schutz der 
Gesundheit zusammengefaßt sind. Der 
4. Abschnitt. §; 14 u. 15 enthält Ein­
zelheiten über einzurichtende Sanitäts­
materialbevorratung und Hilfskran­
kenhäuser. Es fehlen jedoch auch heute 
noch die gesetzlichen Regelungen für 
Erfassung und Einplanung des benötig­
ten Personals. Was aber, so muß man 
sich fragen, nützen Hilfskrankenhäuser 
ohne qualifiziertes, eingeübtes und 
namentlich benanntes Personal? 

Im Entwurf zum Zivilschutzgesetz, 
nachzulesen in der Bundestag-Druck­
sache 353/75 v. 30.5. 75, weist der 
Bundesminister des Innern (BMI) aus­
drücklich auf das zur Ergänzung not­
wendige, noch zu erarbeitende Ge­
sundheits- Sicherstellungsgesetz hin. 

Bemühungen um die Verbes­
serung des Zivilschutzes, 

spez. im Gesundheitswesen 

Der Präsident des Bundesamts für 
Zivilschutz, Dr. Paul Wilhelm Kolb, 
wies vor dem Innenausschuß des Bun­
destages auf den ungenügenden Schutz 
der Zivilbevölkerung hin. 

Kein geringerer als NATO-General­
sekretär Luns hat den Stand des Zivil­
schutzes im Westen als » katastrophal « 
bezeichnet. Im Jan. 1977 kritisierte der 
Bundestagsabgeordnete Dr. Alfred 
Dregger (CDU) in der Debatte über die 
Regierungserklärung die Vernachlässi-



gung der Gesamrverteidigung und das 
Fehlen von Vorbereitungen zum Schutz 
der Zivilbevölkerung. Er hat dabei u. a. 
auf die beachtlichen Anstrengungen 
verwiesen, die Norwegen, Schweden, 
die Schweiz, die Volksrepublik China, 
aber auch die Sowjetunion, in dieser 
Richtung unternommen haben. 

Eine Neu-Konzeption der Zivilver­
teidigung und Neu-Organisation des 
Katastrophenschutzes sollte dann, so 
zumindest der damalige Staatssekretär 
im BMI, Baum, bis April 77 vorgelegt 
werden. 

Auch von seiten des Koalitionspart­
ners der Regierung bedrängte der FDP­
MdB Jürgen Möllemann 1977 die 
Bundesregierung mit einer Anfrage zum 
Stand des Gesundheits-Sicherstellungs­
gesetzes, spez. zur Erfassung des benö­
tigten Personals, der Arzneimittelbe­
vorratung und des zentralen Betten­
nachweises auch im Hinblick auf die 
Zusammenarbeit der militärischen und 
zivilen Sanitätsdienste. Die Anwort des 
Staatssekretärs im BMJFG, Prof. Dr. 
Hans-Georg Wolters, nachstehend kurz 
zusammengefaßt, war unbefriedigend: 
» ... Der Sicherung der ärztl. Versor­
gung, der personellen Erfassung, der 
Bevorratung, der zivilmilitärischen 
Zusammenarbeit wird besondere Be­
deutung zugemessen. Die Frage, ob und 
in welchem Umfang noch gesetzliche 
Grundlagen geschaffen werden müssen, 
werde noch geprüft. « Soviel Ergebnis 
nach jahrelanger (möglicher) Vorar­
beit! 

Bemühungen der Ärzteschaft 

Seit Jahren haben Vertreter der Ärzte­
schaft, verstärkt seit 77/78 bis heute, in 
zahlreichen Resolutionen auf Haupt­
versammlungen und Ärztetagen, in 
Publikationen im Deutschen Arzt des 
Hartmannbundes (Verband der Ärzte 
Deutschlands) wie im Deutschen Ärz­
teblatt der Bundes-Ärztekammer und 
Landesärztekammern sich darum 
bemüht, die Verabschiedung eines 
GesundheitssichersteUungsgesetzes als 
Organisations- und Rahmengesetz für 
die Koordination der sanitätsdienstli­
chen Vorbereitungen voranzutreiben. 
Sie haben sich mit diesem Problem in 
eigenen Ausschüssen, einer Ständigen 
Konferenz Bundeswehr-Sanitätswesen 
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und Zivilschutz, im Arbeitskreis des 
Hartmannbundes: "Ärzte in der Bun­
deswehr und im Zivilschutz« aus ärzt­
lichem Verantwortungsgefühl für die 
Bevölkerung intensiv befaßt. 1979 und 
1980 haben Hartmannbund und Bun­
desärztekammer nicht nur die Kollegen 
über die Fachpresse, sondern auch die 
Öffentlichkeit über Pressekonferenzen 
darauf hinzuweisen versucht, wie drin­
gend notwendig ein Gesetz zur Rege­
lung des Gesundheitswesens im Span­
nungs- und Verteidigungsfall ist. 

Im Fernsehen, so im ZDF Juli 79, 
erschienen alarmierende Sendungen 
zum Thema: Katastrophenmedizin. 

Die Bundesärztekammer wie die 
Landes- und Bezirksärztekammern 
ihrerseits haben in den letzten Jahren 
gezielt das Thema: "Katastrophenme­
dizin in ihr Fortbildungsprogramm 
aufgenommen. 

Informationsreisen in die Schweiz, 
nach Schweden, Norwegen sowie 
Gespräche mit den dortigen Kollegen 
und Verantwortlichen hatten zuvor 
ausreichend Erkenntnisse gegeben über 
den Stand des Zivilschutzes, insbeson­
dere des Gesundheitswesens in diesen 
Ländern und vergleichsweise hierzu 
über den dringenden Nachholbedarf in 
der Bundesrepublik. Diese Erfahrungen 
wurden nicht nur den Kollegen, son­
dern auch den ansprechbaren Politi­
kern der Parteien auf Bundes- und 
Länderebene vorgetragen. 

Im Bundestag kam es am 16. 11. 79 
auf Antrag von Abgeordneten der 
CDU/CSU zu einer Aussprache über 
das Thema: Gesamtverteidigung, in der 
unter Punkt 8 auch das Fehlen des sog. 

Gesundheitssicherstellungsgesetzes 
bemängelt wurde. Zuvor hatten bei 
einer Anhörung vor dem Ausschuß 
»Gesamrverteidigung« der CDU/ CSU 
in Bonn erstmals auch Vertereter eines 
Ärzteverbandes (HB) Gelegenheit, ihre 
Sorgen über fehlende gesetzliche Rege­
lungen zur Anpassung des Gesund­
heitswesens im Spannungs- u.Verteidi­
gungsfall vorzutragen. Auch auf Län­
derebene wurden Gespräche mit den 
zuständigen Ministerien, Abgeordneten 
und Landräten gesucht, um auf die 
Lücken hinzuweisen. 

Auf eine Kleine Anfrage der 
CDU/CSU zur Sicherstellung der ge­
sundheitlichen Versorgung mußte am 
26. Juni 79 die Bundesregierung zuge­
ben, daß die vorhandenen Rechtsvor-

schriften und die bisher von Bund und 
Ländern getroffenen Vorkehrungen 
nicht ausreichen, um die gesundheitli­
che Versorgung der Zivilbevölkerung 
in einem Spannungs- oder Verteidi­
gungsfall sicherzustellen«. In diesem 
Zusammenhang wurde auf die Vorbe­
reitung eines Gesetzentwurfes hinge­
wiesen, der in Auswertung der (seit 
vielen Jahren) vorliegenden Übungser­
gebnisse Vorbereitungen schon im 
Frieden bezüglich Mitwirkung und 
Erfassung hierzu benötigter Personen 
und Einrichtungen ermöglichen soll. 
Das BMJFG hat dementsprechend 
Gesetzentwürfe zur Anpassung der 
gesundheitlichen Versorgung und des 
Gesundheitsschutzes, das sog. Gesund-
heitssicherstellungsgesetz, (so vom 
18. 1. 79, 24. 9. 79) zuletzt 
vom 31. Mai 1980, den beteiligten 
Ressorts und den Ländern zur Mitbe­
arbeitung, den beteiligten Verbänden 
zur Stellungnahme übersandt. . 

Trotz allen Drängens, vor allem von 
seiten der Ärzteschaft, die die mögli­
chen verhängnisvollen Folgen einer 
weiteren Vernachlässigung auf diesem 
humanitären Gebiet mit großer Mehr­
heit klar erkannt hat, gelang es leider 
nicht mehr, den Gesetzentwurf noch in 
der 8. Legislaturperiode zumindest in 
das Kabinett zu bringen, wenn eine 
Verabschiedung aus politischen oder 
sonstigen Gründen im Bundestag schon 
nicht mehr möglich war. Es soll dabei 
keineswegs verkannt werden, daß die 
Abstimmung eines solchen Gesetzes zur 
Anpassung des »Gesundheitswesens, 
das stark die Interessen der Länder, 
aber auch von Hilfsorganisationen und 
Verbänden berührt, nicht eben einfach 
ist. Vor allem bedarf es großen Ge­
schicks, zwischen dem Wunsch, alle 
erdenkbaren Fälle und Möglichkeiten 
zu erfassen, um sie klar und unmißver­
ständlich im Gesetz zu regeln, und der 
damit verbundenen Gefahr der Perfek­
tion oder andererseits der Unsicherheit 
von Ermächtigungen im Verordnungs­
weg den sinnvoUen Mittelweg zu tref­
fen . Hierbei sollte sich der Gesetzgeber 
bewußt bleiben, daß es sich im Grunde 
um ein Organisations- und Rahmen­
gesetz handelt, das die Länder ver­
pflichtet, nach einheitlichen Zielvorga­
ben zu verfahren, ihnen jedoch je nach 
den unterschieldichen örtlichen Ver­
hältnissen Möglichkeiten zu elastischer 
Anpassung offenlassen sollte. 
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In dem überraschend am letzten Tag 
der 8. Legislaturperiode auf einer 
Sondersitzung des Innenausschusses des 
Bundestags verabschiedeten Bericht zu 
Rahmenrichtlinien für die Gesamtver­
teidigung wird die Bundesregierung in 
Abschnitt 4 aufgefordert, »ein Gesund­
heitssicherstellungsgesetz vorzulegen, 
durch das für den Verteidigungsfall die 
Rechtsgrundlage zur Deckung des 
personellen Bedarfs im öffentlichen und 
privaten Gesundheitswesen an Angehö­
rigen der Heil-. Pflege, und Heilhilfs­
berufe gegeben und die organisatori­
sche Basis für ein von den Streitkräften 
und der Zivilbevölkerung gemeinsam 
zu nutzendes stationäres Sanitätswesen 
geschaffen wird « . 

Wie soll ein solches Gesetz 
zur Anpassung des Gesund­

heitswesens aussehen? 

Hierbei kann ich mich auf frühere Bei­
träge, vor allem im Deutschen Arzt 78 
und 79, auf Heft 2 der Schriftenreihe 
der Studiengesellschaft für Information 
und Fortbildung von 1980 beziehen 
sowie den jetzt vorliegenden 3. Entwurf 
des BM]FG vom 31. Mai 80 berück­
sichtigen. 

Abstützung auf das Vorhan­
dene und Bewährte 

Zunächst muß hervorgehoben werden, 
daß im Grundsatz das im Frieden 
bewährte System der ambulanten und 
stationären ärztlichen Versorgung 
möglichst weitgehend erhalten und in 
Anpassung an die besonderen Verhält­
nisse im Spannungs- und Verteidi­
gungsfall genutzt werden soll. Das gilt 
sinngemäß für die Versorgung mit 
Sanitätsmaterial, Arznei- und Ver­
bandmitteln, den zahnärztl. Bereich 
und das Veterinärwesen. Die vorhan­
denen Organisationen und Verbände, 
der Öffentliche >Gesundheitsdienst, 
kassenärztliche und kassenzahnärztli­
che Vereinigungen, Kammern, Kran­
kenhausträger und Verbände sowie die 
Hilfsorganisationen (DRK, Johanniter, 
Malteser und Arbeiter-Samariter) 
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müssen je nach den örtlichen oder re­
gionalen Gegebenheiten genutzt wer­
den. 

Zivil-militärische 
Zusammenarbeit 

Die Verbindung des militärischen Sani­
tätswesens der Bundeswehr mit dem 
zivilen Sanitäts- und Gesundheitsdienst 
kann im Sinne einer optimalen Zu­
sammenarbeit auf der Basis der Subsi­
diarität noch verbessert werden. Dabei 
sind die Besonderheiten des militäri­
schen Sanitätsdienstes, insbesondere im 
Zusammenwirken mit den NATO­
Verbündeten, und die Erhaltung der 
überregionalen Beweglichkeit zu be­
rücksichtigen. Auf keinen Fall darf der 
Versuchung nachgegeben werden, das 
im zivilen Bereich bisher Veräumte 
nunmehr auf Kosten des im militäri­
schen Bereich schon Geschaffenen 
abzudecken . Besonders wichtig ist es zu 
überprüfen, ob das Verbundsystem 
Zivil- Militär in allen Organisations­
ebenen ausreichend und qualifiziert 
besetzt sowie durch Übungen funk­
tionsfähig gehalten wird. Entsprechend 
unserer Länderstruktur bietet sich eine 
enge Zusammenarbeit auf territorialer 
Ebene mit Ländern, Bezirken, Land­
kreisen und kreisfreien Städten und 
deren Katastrophenausschüssen an. 

Personalbedarf 

Da die Bundeswehr im Spannungs- und 
Verteidigungsfall ihren erhöhten Perso­
nalbedarf aus den ausgebildeten Reser­
visten, seien es Ärzte, Zahnärzte, 
Apotheker, Veterinäre oder Angehörige 
der Assistenzberufe, Schwestern, Kran­
kenpfleger u. a., decken muß, nicht nur 
zahlenmäßig, sondern namentlich und 
zeitlich genau festgelegt, wird eine 
Abstimmung der Bedarfsträger uner­
läßlich. Dies umsomehr, als auch im 
Zivil bereich zur gleichen Zeit Vorberei­
tungen zur Erweiterung der Funktions­
fähigkeit bestehender Krankenhäuser 
und zur Einrichtung von Hilfskranken­
häusern getroffen werden müssen. 
Fehl- oder Doppel-Einplanungen kön­
nen wir uns in der dann zur Verfügung 
stehenden kurzen Zeit nicht leisten. 

Hilfskrankenhäuser 

Entsprechend dem Zivilschutzgesetz 
haben Länder und das Bundesamt für 
Zivilschutz auch schon Sanitätsmate­
rial-Vorrats lager angelegt und Hilfs­
krankenhäuser bestimmt. Letztere 
unterscheiden sich in ihrem Ausbau­
stand und Schutzwert. Im »Einfachen 
Sofortprogramm« sind es nur oberirdi­
sche Baulichkeiten ohne Schutzräume, 
ein Behelf mit allen, nicht nur psycho­
logischen Schwächen. Im sog. »Erwei­
terten Sofort-Programm « sind wenig­
stens die wichtigsten Funktionsräume 
und die Frischoperiertenstation unter 
Schutz. Zahlenmäßig am seltensten 
sind Hilfskrankenhäuser im Vollaus­
bau, d. h. Funktions- und Bettenstatio­
nen einschI. Wirtschafts- und Energie­
bereich autark unterirdisch voll ge­
schützt. Zahlen seien hier nicht ge­
nannt, da sie je nach Verständnis und 
Aktivität der Länder differieren und im 
Grunde erst Leben gewinnen, wenn die 
Personelle Besetzung wie die Zustän­
digkeit endlich geregelt sind und das 
Funktionieren durch Übungen über­
prüft werden kann. 

Einsa tzü bung 
Hilfskrankenhaus 

Wie in anderen, vor allem auch neutra­
len Ländern, längst üblich, kann nur 
durch Einsatzübungen ein zuverlässiges 
Funktionieren auch im Ernstfall über­
prüft, Verfügbarkeit und Teamarbeit 
des Personals . getestet und Eignung, 
Vollständigkeit und Erhaltungszustand 
des Materials kontrolliert werden. Die 
bestehenden Gesetze, insbesondere das 
Arbeitssicherstellungsgesetz, das erst im 
erklärten Verteidigungsfall anwendbar 
wird, lassen derartige Übungen im 
Frieden nur auf freiwilliger Basis und 
deshalb nur unvollkommen zu. Ein­
zelne als Modellfall bisher nach langer 
Vorbereitung und Absprache mit den 
Hilfsorganisationen (Bsp. Wittlich) auf 
freiwilliger Basis durchgeführte Hilfs­
krankenhausübungen sind sicher für 
bestimmte Fragestellungen nützlich, 
sagen jedoch nicht allzuviel aus über 
das Funktionieren im ernsten Alarm-



fall, bezogen auf die ganze Bundes­
republik. Die dazu notwendige gesetzli­
che Regelung kann und muß endlich 
das seit über 12 Jahren überfällige 
Gesetz zur Regelung des Gesundheits­
dienstes im Spannungs- und Verteidi­
gungsfall bringen, damit auf Länder­
Bezirks- und Kreisebene die praktische 
Durchführung nach Planung mit Erfas­
sung des verfügbaren Personals, detail­
lierter Einp lanung im einzelnen mit 
laufendem Veränderungsdienst und 
entsprechenden Vorkehrungen auf dem 
materiellen Sektor getroffen werden 
können. Die dazu erforderlichen Ver­
waltungsdienststellen sind vorhanden. 
Der Gesetzgeber hat dafür den Haupt­
verwaltungsbeamten des Kreises bzw. 
der kreisfreien Städte bestimmt (vgl. 
Gesetz über den Zivilschutz 76, § 2; 
Gesetz üb. die Erweiterung des Kata­
strophenschutzes v. 68 bzw. 74, § 2) . 
Für das Funktionieren des Gesund­
heitswesens ist jedoch von größter 
Bedeutung, daß im Stabe des Katastro­
phenschutzbeauftragten (Hauptverwal­
tungsbeamten) nicht etwa ein fach­
fremder Angestellter Fragen des Ge­
sundheitswesens schlecht und recht 
bearbeitet. Fehlplanungen wären dann 
wohl unvermeidlich. Der Öffentliche 
Gesundheitsdienst könnte außer seiner 
Verantwortung auf dem Gebiet der 
Seuchenabwehr in diesem Stab feder­
führend und fachlich allein zuständig 
die Personal- und San.Mat. Bearbei­
tung des Gesundheitswesens überneh­
men. Selbstverständlich müßte dies in 
enger Zusammenarbeit mit der für die 
Sicherstellung der kassenärztlichen 
Versorgung weiter verantwortlichen 
Kassen- und Kassenzahnärztlichen 
Vereinigung, mit den Bezirks- und 
Landesärztekammern hinsichtlich Er­
fassung und Einplanung nicht mehr 
aktiv im Beruf stehender Ärzte gesche­
hen. 

Personelle Einplanung und 
Meldepflicht 

Die zur Erfassung und Einp lanung der 
geeigneten und verfügbaren Kräfte aus 
den Heil- und Pflegeberufen erforderli­
che Meldepflicht wird von Nicht-Fach­
leuten gern als ein Reizwort gesehen. 
Dabei besteht eine Meldepflicht für 
Ärzte z. B. bei den Gesundheitsämtern 

Gesundheitssicherstellungsgesetz 

und den Ärztekammern aus gutem 
Grund schon seit Jahren. Wieweit für 
Angehörige der nicht-akademischen 
Berufsgruppen die Arbeitsämter (wie 
z. Zt. für die ausgebildeten Schwer~ 
sternhelferinnen) noch eingeschaltet 
werden müssen, sollte das Gesetz 
regeln. Eine enge Zusammenarbeit mit 
den Hilfsorganisationen bezügl. der 
beweglichen Einsatzverbände und des 
Transportwesens einschI. Rettungsleit­
stellen und zentralen Bettennachweises 
wie mit den Krankenanstalten aller Art, 
den Schwesternverbänden und Berufs­
verbänden anderer Heil- und Pflege­
berufe bezw. Assistensberufe wird 
unerläßlich sein. 

Freiwilligkeit oder Zivil-
schutz-Dienstpflicht? 

In der Bundesrepublik gilt im Gegen­
satz zu anderen Ländern, die wie die 
Schweiz, Dänemark, Norwegen, 
Schweden, DDR, Israel eine Zivil­
schutz-Dienstpflicht haben, das Prinzip 
der Freiwilligkeit. Freiwillige Verpflich­
tung zu einem humanitären Dienst setzt 
Einsicht und Bereitschaft der Bürger zu 
aktiver Mitwirkung voraus. Dazu 
gehört zunächst auch die volle Infor­
mation über das Notwendige, frei von 
Panikmache, jedoch ausreichend zur 
Motivation für Selbst- und Mitverant­
wortung. Freiwilligkeit stellt an sich 
einen hohen Wert dar gegenüber jeder 
gesetzlichen Verpflichtung. Solange die 
Information über mögliche Gefahren 
nicht aufrichtig ist, müssen Planungen 
auf nur freiwilliger Basis Unsicherheits­
faktoren einkalkulieren. 

Vom Grundsatz gleicher Rechte und 
Pflichten für alle hergesehen, scheint 
mir eine zeitlich befristete Dienstver­
pflichtung aller Bürger, einschließlich 
der Frauen, für das Gemeinwohl, sei es 
im Zivilschutz, in Krankenpflege oder 
Rettungsdienst, in den Hilfsorganisa­
tionen aller Art wie in Bundeswehr und 
Bundesgrenzschutz gleichwertig und 
gleichberechtigt. Dem Trend unserer 
Zeit, vorwiegend Rechte, aber keine 
dementsprechenden Pflichten für sich 
anzuerkennen, muß entgegengetreten 
werden. Wer von der Allgemeinheit, 
dem Staat, Schutz und Hilfe erwartet, 

sollte auch bereit sein, das in seinen 
Kräften Stehende selbst dazu zu tun. 

Zum vorliegenden 3. Ref. 
Entwurf des GesSG 

Es ist hier nicht der Platz, den jetzt 
vorliegenden Entwurf vom Mai 1980 
im einzelnen zu kommentieren. Er 
berücksichtigt die wesentlichen Erfor­
dernisse für rechtzeitige Planung und 
Vorbereitung im personellen und mate­
riellen Bereich für die Anpassung des 
Gesundheitswesens im Spannungs- und 
Verteidigungsfal l. Die getroffenen 
Vorbereitungen für diesen Ernstfall 
werden auch den Ländern, in Ergän­
zung ihrer bisherigen Katastrophen­
schutzgesetze, die Beherrschung von 
Großkatastrophen erleichtern. 

Ermächtigungen zu Verord­
nungen 

Soweit Im Gesetz Ermächtigungen 
enthalten sind, wird der zur Zustim­
mung verpflichtete Bundesrat im Ein­
vernehmen mit den betroffenen Orga­
nisationen oder Verbänden dafür sor­
gen, daß die noch zu erlassenden Ver­
ordnungen in bisherige Rechte und 
Pflichten nur insoweit eingreifen, als 
mit dem Zweck des Gesetzes vereinbar 
ist. 

So bedarf es z. B. keiner zusätzlichen 
Ermächtigung des BMJFG oder gar des 
BMA, um den hierfür zuständigen 
Kammern Inhalt und Umfang der 
besonderen Fortbildung der Ärzte unter 
Berücksichtigung des Verteidigungs­
falles im einzelnen vorzuschreiben. Die 
Kammern sind jetzt schon zur Durch­
führung der Fortbildung verpflichtet, 
sie haben bereits gezielt die Katastro­
phenmedizin in ihre Fortbildungsveran­
staltungen einbezogen. Es genügt da­
her, den Kammern ihre Zuständigkeit 
und Verpflichtung zur Fortbildung 
auch auf diesem Gebiet lediglich zu 
bestätigen. 

Wünschenswert wäre jedoch ein 
Auftrag an die Universitäten, der Kata­
strophenmedizin auch schon im Rah­
men der Ausbildung mehr Raum zu 
geben, wie es z. B. in der Schweiz schon 
durchgeführt wird. 
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Rettungswesen, Rettungsleit­
stellen, Zentraler Betten­

nachweis 

und die Anschlußpflicht der Kranken­
anstalten sind in einem besonderen § 
des Gesetzes angesprochen. Da der 
Aufbau des Rettungswesens in den 
Ländern z. Z. noch recht unterschied­
lich ist, könnte durch das Gesetz ein 
Anstoß gegeben werden, das Ret­
tungswesen der Länder, das z. Z. vor­
nehmlich für Notfälle im Frieden einge­
richtet ist, auch den Bedürfnissen der 
Großkatastrophe Krieg mehr anzupas­
sen. 1m Zeitalter des Computer ist ein 
bundesweites Netz von dezentralen 
RettungsleitsteIlen mit regional einge­
richtetem "Zentralen Bettennachweis« 
unter Anschluß aller Krankenhäuser 
und der Hilfsorganisationen durchaus 
erreichbar. 

In diesem Zusammenhang sei darauf 
hingewiesen, daß die gesetzliche Rege­
lung über »Berufsbild und Ausbildung 
des Rettungs-Sanitäters« immer noch 
aussteht. 

Krankenhaus-Ka tas trophen­
plan 

Die Krankenhäuser haben nach dem 
Gesetzentwurf einen Einsatzplan für 
den Verteidigungsfall aufzustellen. Das 
bedeutet im Grunde nichts anderes, als 
daß jedes Krankenhaus seinen heute 
schon für K-Fälle im Frieden unbedingt 
nötigen Katastrophenplan unter den 
Gesichtspunkten: Sichtung, Erweite­
rung der Kapazität, Konzentration der 
Funktionen auf das unbedingt Not­
wendige unter Berücksichtigung der 
Personalsituation (Abgaben an Hilfs­
krankenhäuser oder Bundeswehr und 
entsprechende Ergänzung) und des 
Materialbedarfs erweitern muß. Sollten 
Krankenhaus-Katastrophenpläne heute 
noch irgendwo fehlen, wäre ein Appell 
der Krankenhausgesellschaft und der 
Krankenhausträger dringend erforder­
lich, dies umgehend nachzuholen und 
nicht erst bis zum Erlaß des GesSG zu 
warten. Musterpläne für Kranken­
haus-K. Pläne (so von Prof. Dr. Cont­
zen, Frankfurt) sind vorhanden. 
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Richtwerte für Hilfskranken­
häuser 

Nach einem weiterem § des Gesetzes 
soll das BMJFG im Einvernehmen mit 
BMI und unter Zustimmung des Bun­
desrats ermächtigt werden, Richtwerte 
zur Eignung von Einrichtungen, Ausla­
stung der Räume, Ausstattung und 
Personalbedarf, Versorgung mit Wasser 
und Energie, Organisation, Beschrän­
kung der Aufnahme und vorzeitige 
Entlassung von Patienten zu erlassen, 
d. h. mit anderen Worten, nach Erlaß 
des Gesetzes sollen erst die personellen 
und materiellen Ausrüstungsnachwei­
sungen für Hilfskrankenhäuser zentral 
erarbeitet werden. Hier droht die 
Gefahr eines zentralistischen Perfektio­
nismus. Es kommt die Sorge auf, daß, 
auch wenn das Gesetz Bundestag und 
Bundesrat passiert haben wird, noch 
lange Zeit über diese Planungsunterla­
gen diskutiert werden wird. Nachdem 
das Gesetz für den Zivilschutz 1976 
den Ländern die Einrichtung von 
Hilfskrankenhäusern und Sanitäts­
materialvorratslagern, insbesondere 
Erfassung und Herrichtung, längst 
übertragen hat, wobei die Beschaffung 
von Einrichtung und Gerät dem Bun­
desamt für Zivilschutz obliegt, kann 
wohl angenommen werden, daß solche 
Richtwerte bzw. Entwürfe über perso­
nelle und materielle Ausstattungsnach­
weise (ST AN) berei ts vorliegen. 

Man sollte also den Ländern überlas­
sen, was sie selbst aus ihrer besseren 
örtlichen Kenntnis über Eignung sowie 
Versorgung beurteilen können, und 
von zentraler Stelle nur das Grundsätz­
liche in diesem Rahmengesetz regeln. 
Das aber muß möglichst rasch und in 
Zusammenhang mit diesem Gesetz 
geschehen, darf keineswegs lange 
nachhinken, damit die Durchführung 
in der Peripherie nicht weiter unerträg­
lich verzögert wird. 

Zur Kostenfrage 

Bei Diskussionen zum sog. GesSG 
wurde der Einwand gebracht, die Ko­
sten seien zu hoch, das Ganze wirt­
schaftlich nicht tragbar. Hier besteht 
nun der Verdacht, daß der Einsprecher 
entweder fahrlässig oder absichtlich die 

Gesamtkosten eines ausreichenden 
Zivilschutzes einseh!. Schutzraumbau 
ins Spiel bringen wollte, um zu retar­
dieren, aus welchen Gründen auch 
immer. Die Gesamtkosten eines Voll­
wertigen Zivilschutzes sind allerdings 
heute höher, nachdem wertvolle Jahre 
versäumt wurde, diesen Zug um Zug 
aufzubauen. Bleibt immer noch die 
Frage von Prof. v. Weizsäcker, ob 
überhaupt der Schutz der Zivilbevölke­
rung in Anbetracht der humanitären 
Verpflichtung noch ausschließlich unter 
Kostengesichtspunkten betrachtet 
werden darf. Das Gesetz zur Regelung 
der Anpassung des Gesundheitswesens 
an die Erfordernisse des Spannungs­
und Verteidigungsfalles als reines 
Rahmen -und Organisationsgesetz wird 
keine untragbaren Kosten bewirken. 
Das hat das BMFJG bereits überschlä­
gig berechnet. Dieses Gesetz muß daher 
auf jeden Fall unabhängig von anderen 
Fragen des Zivilschutzes, so wichtig sie 
für sich sein mögen, betrachtet werden . 
Die Kosten für Einrichtung von Hilfs­
krankenhäusern und Sanitätsvorratsla­
gern sind bereits in den §; 14, 15 u. 16 
des Zivilschutzgesetzes behandelt, fal­
len also nicht dem GesSG zur Last. 

Da ausschließlich auf schon beste­
hende Organisationen und Einrichtun­
gen abgestellt wird, bedarf es keiner 
Neuorganisation. Ob und wieweit 
zunächst für die arbeitsintensive An­
laufzeit von Planung und Erfassung 
sowie Ersteinteilung personelle Ver­
stärkungen notwendig sein werden, 
bedarf der Überprüfung im einzelnen. 
Dasselbe gilt für die Verbindungskräfte 
der Zivil-Militärischen Zusammenar­
beit. Ebenso werden Übungen zur 
Einweisung und Fortbildung der einge­
planten Personen unerläßlich sein. 
Gewonnen wird damit aber auch eine 
wesentliche Verbesserung der Hilfe, 
auch bei Katastrophen im Frieden, und 
eine nicht. zu unterschätzende Stärkung 
des Sicherheitsgefühls nicht nur der 
aktiv als Helfer Beteiligten. Auch die 
Bevölkerung wird dankbar erkennen, 
daß für ihre Gesundheit und ihr Über­
leben in einer Großkatastrophe etwas 
getan wird. 

Möge der Appell des Innenausschus­
ses des Bundestags vom Juli 80 an die 
Bundesregierung nun nach Beginn der 
9. Legislaturperiode eine zügige Bear­
beitung und Verabschiedung dieses 
dringend notwendigen Gesetzes bewir­
ken. 
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DIE IIEU,.ROIIEIIWAFFE 

FAK,.EN UND FIN I IONEN 

In periodischen Abständen rüttelt die 
Gefahr von Radioaktivität im allge­
meinen und die nukleare Bewaffnung 
im besonderen die öffentliche Meinung 
wach, vor allem in den industrialisier­
ten L~ndern. Gegenwärtig kann man 
noch zusätzlich zu dem Gefühl der 
Unsicherheit, das die »klassischen « 
Atomwaffen (Fusion oder Kernspal­
tung) aufgerüttelt haben, die Angst 
hinzufügen, die durch die neue Neu­
tronenwaffe erzeugt wird. Letztere 
beruht - im Zentrum hitziger Diskus­
sionen - eher auf emotionalem Zugang 
zum Problem, mit widerstreitenden 
Stellungnahmen und verwirrenden 
Erklärungen als auf einer nüchtern 
objektiven Analyse, die in Überlegung 
nur Tatsachen einbezieht und keine 
voreiligen Schlußfolgerungen oder 
Annahmen mit geringem oder gänzlich 
fehlendem Hintergrund. Diese Fakten 
sind wissenschaftlicher oder militäri­
scher Natur, und für den Laien wäre es 
hilfreich, wenn er in einfacher Sprache 
den Mechanismus der Neutronen-Waf­
fe, bekannt als die »neue« Waffe, im 
Vergleich mit der Wirkungsweise der 
»klassischen « Atomwaffe, präsentiert 
bekäme. 

Urteil von Fachleuten 

Zwei Fachleute haben diese aktuelle 
Tagesfrage geprüft, und es erscheint 
interessant, ihre Erklärungen und 
Ergebnisse zu erfahren. 

aus: Civil Defence 
XXVII. Jahr Genf . 

. July 1980 

übersetzung aus dem Englischen 

Prof. Otto Huber, Präsident der 
Schweizer Bundeskommission für 
Radioaktive Überwachung, entwickelt 
in einem Report mit dem Thema 
»Strahlenschutz, Alarmkomitee der 
Bundeskommission für radioaktive 
Überwachung und Zusammenarbeit 
mit der Zivi lverteidigung« die Frage 
nach dem Schutz gegen »klassische« 
Strahlenrisiken, wozu jetzt auch die 
neue Neutronenwaffe gerechnet wer­
den sollte. Der Report ist aufgezeichnet 
in der Bibliothek der Internationalen 
Zivilverteidigungs-Organisation unter 
der Nr. OIPCI12297 (franz. Text; 
8 Seiten, 8 Illustrationen, 4 Tabellen). 

Er stellt fest, daß das ständig über 
unseren Köpfen hängende Damokles­
schwert nicht die nukleare Anlage ist 
noch der radioaktive Abfall, sondern 
vielmehr die Atomwaffe mit ihrer 
Anfangsstrahlung, ganz abgesehen von 
der thermischen Strahlung und den 
Druckwellen. Aber diese beiden letzt­
genannten Erscheinungen, elementare 
Bestandteile der Explosion, können 
ebenso schrecklich sein wie die unter­
geordneten Wirkungen radioaktiver 
Ausdehnung über weite Räume des 
Geländes. .. Schutz kann gegen die 
Strahlung atomarer Waffen, die mei­
stens aus Alpha-, Beta- und Gamma­
strahlen besteht, gewährt werden, dank 
der Absorbierungseigenschaften des 
Materials, das für Schutzräume und die 
Gebäude oberhalb verwendet wird. 
Strahlungsintensität verringert sich mit 
der Entfernung vom Explosionsnull-

punkt und der Zeit. Soweit die » klassi­
sche« Atomwaffe. 

Schutzmaßnahmen 
zeitlich kaum möglich 

Bei der Neutronenbombe strahlt ein 
Spaltungssprengkörper, (fission deto­
nator) wahrscheinlich Pu-239, mehrere 
10.000 Millionen Grad Hitze aus, und 
dabei läuft die Fusion von Deuterium 
und Tritium ab, wobei He-4 gebildet 
wird und Neutronen mit hoher Energie 
freiwerden. Die primäre Neurronen­
strahlung ist in diesem Fall die Haupt­
wirkung der Waffe, besonders dann, 
wenn die Druckwelle am Boden mit 
den Mitteln einer hochentwickelten 
Konstruktion und Verkleinerung (mi­
niaturization) und bei der Wahl einer 
angemessenen Explosionshöhe (einige 
hundert Meter) beträchtlich reduziert 
werden kann. 

Da Neutronenstrahlung vor allem 
gefährlich für Lebewesen ist, kann 
diese Waffe vorrangig gegen Menschen 
eingesetzt werden. Panzer sind das 
prImare Ziel, einschließlich der 
Kampfunfähigkeit ihrer Besatzungen. 
Da der Neutronenbefall nur Bruchteile 
einer Sekunde andauert, kämen ' alle 
unmittelbaren Schutzmaßnahmen zu 
spät, gegenüber dem Vorgang bei einer 
konventionellen Atomwaffe. Vergli­
chen mit einer herkömmlichen Atom­
waffe der gleichen Größenordnung, 
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vergrößert sich die Entfe rnung, in der 
Panzer unm ittelbar außer Gefecht ge­
sezt werden und ungeschützte Personen 
tödl iche Dosen ausgesetzt sind , im Falle 
der Neutronen-Bombe ungefähr mit 
einem Koeffizienten von 2, wäh rend 
die Nebenwirkungen mit einem Koeffi ­
zienten von 6 abnehmen. 

Wasser guter 
Strahlungs absorber 

Es ist bekannt, daß die N eutronen 
unter der Wirkung des Schocks mit den 
Wasserstoff-Kernen eine große Ener­
giemenge freisetzen. Das ist der Grund 
fü r die Verwendung von Wasser als 
Moderator in Leicht-Wasser-Reakto­
ren. Konkret gesagt, ist Wasser mit 
seinem Feuchtigkeitsgehalt - ebenso 
wie Erde und Holz - ein guter Strah­
lungsabsorber. So, wie einerseits Eisen 
und Stahl einen wirksamen Schutz 
gegen Gamma-Strahlung bieten, aber 
Neutronen durchl assen, folgt , daß eine 
Kampfpanzer-Besatzung hinter ih rer 
Panzerung nur unzulänglich geschützt 
ist. Andererseits bieteri militärische 
Schutzbauten, die häufig aus H olz ge­
fertigt und mit einer Erdschi cht bedeckt 
sind , und insbesondere Zivilverteidi­
gungs-Schutzräume und -einrichtungen, 
einen zufriedenstelI enden Schutz. 
Improvisierte Erd- oder Sandsackwälle 
gewähren vor allem guten Schutz gegen 
Neutronen. Diese neue Waffe zeigt wie 
sehr soga r in der Schweiz di e Notwen­
digkei t besteht, eng der Entwicklung 
neuer Waffensysteme zu folgen, um 
rechtzeitig die erforderlichen M aßnah­
men treffen zu können; in dieser Hin­
sicht hat auch ein kleiner neutraler 
Staat keine Vorteile. 

Keine Änderung 
des Zivilverteidigungs­

konzeptes 

Aus diesem Grunde ist Prof. Huber der 
Ansicht, daß die Entwicklung der 
N eutronenwaffe keine Veränderung 
des Zivilverteidigungskonzeptes und 
des Schutzbaus erforderlich mache. Die 
schädlichen biologischen Wirkungen 
für den Meschen sind grundsätzlich 
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dieselben, ob sie nun von der her­
kö mml ichen Atomwaffe stam men oder 
von der Neutronen-Bombe. Die Be­
handlung der O pfer obliegt dem Ge­
sundheitsd ienst. Um in der Lage zu 
sein , die Entwicklu ng der Krankheit 
und die dadurch notwendig gewo rdene 
Pflege einschätzen zu kö nnen, ist es 
notwendig, d ie Werte der Strahlendo­
sen zu kennen, wobei man sich der 
Schwierigkeit gerade der M essung von 
N eutronen bewußt sein sollte. Die mili­
tä rischen Aspekte dieser vergleichenden 
Analyse über di e Gefahren klassischer 
Atomwaffen und der N eutronenwaffen 
bilden das Thema eines Artikels von 
Colonel L. C. Schreuders, Mitgli ed des 
N ationalen Verteid igungsrates 
und früh er in der Kommandantur 
der Königlich-Niederl ändischen-Mili­
tä r-Akademie tang. Dieser Artikel 
wurde kürzlich veröffentlicht im Jour­
nal of Civil Defence der amerikani­
schen Gesellschaft für Z ivilschutz in 
Starke, Flo rida. Er behandelt in erster 
Linie die unterschiedlichen Wirkungen 
zwischen A-Waffe und Neutronen­
Waffe. 

Wirkungen 

Die vorhandene Standard-Kernwaffe, 
di e Hitze, Luftdruck und Reststrahlung 
hervorruft, letztere hauptsächli ch in 
Form des berü chtigten »Fallout«, hat 
nur geringe Wirkung auf gepanzerte 
Fahrzeuge, wegen deren kompakter 
Konstruktion und Panzerung. Lediglich 
5 % direkter radioakti ver Strahlung 
durchdringen di e Panzerung und kö nn­
en die Tötung der Crew bewirken. In 
der Nähe des Boden-Null-Punktes ist 
di e Wirkung begrenzt, verglichen mit 
den Nebenwirkungen. Die uner­
wünschten N ebenwirkungen von Hitze, 
Luftdruck und Fa llout dringen bi s weit 
außerhalb der Verstrahlungszone und 
verursachen Verluste unter der Zivilbe­
völkerung und Schäden an Gebäuden. 

Die Tatbestände: Beim Einatz von 
A-Waffen wird die Besatzung gepanzer­
ter Fahrzeuge außer Gefecht gesetzt; 
di e unerwünschten Nebenwirkungen 
von Hitze, Luftdruck und Fall out 
können Verluste unter der Zivilbevöl­
kerung und Gebäudeschäden auslösen. 

Der offi ziell e N ame der Neutronen­
waffe »Enhanced Radiation Redu ced 

Blast« (Verstä rkte Strahlung - vermin­
de rter Dru ck) - zeigt bereits an, daß 
eine mann igfaltige Verteilung von 
Energie entsteht, also mehr Strahlung 
und weniger Luftdruck (blas t) in einer 
Reihe anderer Dinge. Diagram m 2 
weist auf, daß di e di rekte Strahlung 
6mal stä rker ist als d ie einer Ato mwaf­
fe, während die Nebenwirkungen be­
trächtlich geringer sind . Sie sind sogar 
so geringfü gig, daß sie in die Verstrah­
lungszone fall en und auf di ese Weise 
die Verluste und den Schaden von 
Luftd ruck und Hitze außerhalb di eser 
Zone sehr ge ring halten. Ebenso sind 
die Schäden von Reststrahlung bedeu­
tend reduziert. 

Die Ta tbestände: Die Besatzung von 
gepanzerten Fahrzeugen wird beim 
Einsatz der Neutronenwaffe infolge 
Strahlung auch außer Gefecht gesetzt; 
unerwünschte Wirkungen (Hitze, Luft­
druck und Fa ll out) we rden vermieden, 
so daß Ausfälle oder Schäden außer­
halb des verstrahlten Gebietes ni cht 
entstehen. 

Da bei der Anwendung einer takti­
schen N uklea rwaffe ni cht die Intention 
besteht, nur einen Panzer außer Ge­
fecht zu setzen, sondern eine ga nze 
Panzerfo rmation, wird es unerl äßlich 
sein, im Hinblick auf die begrenzte 
Strahlenwirkung der tödlichen An­
fa ngsstrahlung, eine A-Waffe mit rela­
ti v hohem KT-Wert an Explosionskra ft 
zu verwenden, wel1li der gewünschte 
Effekt erreicht werden soll. Beim Ein­
satz einer N eutronenwaffe mit ihrer 
gewa ltigen Strahlung reicht ein weitaus 
geringerer KT-Wert aus. 

Simulierter 
Verteidigungsfall 

Der Autor dieses Artikels gibt das Bei­
spiel eines angenommenen Konflikts in 
Europa. In der Folge des Ausbruchs der 
Feindseligkeiten sind die Streitkräfte 
nach einigen Tagen nicht mehr in der 
Lage, ein weiteres Eindringen des 
Aggressors mit Hilfe konventioneller 
Mittel zu verhind ern . Um den völligen 
Kollaps des Verteidigungssystems zu 
verm eiden, werd en die militä rischen 
Autoritäten gedrängt, taktische Nukle­
arwaffen einzusetzen. In der Annahme, 
daß die Stadt »X « bereits eingenom­
men ist, wird der Entschluß gefaßt, eine 



taktische Nuklearwaffe auf die angrei­
fende bewaffnete Formation einzuset­
zen, da in der Nähe der Stadt «x « ein 
Durchbruch droht. Um die in einem 
Streifen von 1,5 mal 1,5 km vorrük­
kende Formation zum Stehen zu brin­
gen, wird es unerläßlich, eine 10 KT­
Bombe einzusetzen. Die Formation 
kann entweder aus 30 Panzern oder 30 
gepanzerten Mannschaftstransportwa­
gen bestehen. 

Wirkungen: Die Strahlung dieser 
Waffe setzt die Mannschaften der 
gepanzerten Fahrzeuge in einem Radius 
von ungefähr 0,7 km außer Gefecht; 
der Luftdruck verursacht Zerstörungen 
in einem Radius von 1,3 km. Das 
bedeutet: schwere Schäden und Ver­
wundete in der Stadt "Z «; die Hitze 
kann Feuer und Brände in einem Raum 
von 2,3 km entfachen. Folge: Feuer in 
beiden Städten " X« und " Z «, jede 
Möglichkeit für Fallout ist gegeben. 

Wenn hingegen eine Neutronenwaffe 
eingesetzt wird, genügt ei ne mit einer 
Sprengkraft von 1 KT. Wirkungen: 
Auch in diesem Falle wird die Strah­
lung die Besatzungen von gepanzerten 
Fahrzeugen in einem Radius von unge­
fähr 0,7 km außer Gefecht setzen; 
Luftdruck und Hitze bewirken keinerlei 
Verlust oder Zerstörungen außerhalb 
dieser Zone, weder in der Stadt "X «, 
noch in der Stadt "Z «; die Möglichkeit 
für Fallout sind extrem klein. 

Zum Abschluß macht Colonel 
Schreuders die folgenden Bemerkun­
gen: Für die Panzerbesatzungen des 
Feindes macht es keinerlei Unterschied, 
ob sie als Ergebnis der Strahlung einer 
10 KT-Atombombe außer Gefecht 
gesetzt werden oder einer 1 KT-Neu­
tronenbombe; wenn eine Nuklearwaffe 
eingesetzt wird, kommt die Zivilbevöl­
kerung bei der 1 KT-Neutronenbombe 
besser davon als bei einer 
10 KT-Atombombe. 

Der vorliegende Artikel aus »Inter­
national Civil Defence« veranschau­
licht in schematischer Form die wesent­
lichen Unterschiede zwischen einer 
»herkömmlichen« Atomwaffe und der 
Neutronenbombe. 

Zusätzlich zu den militärischen 
Aspekten einer solchen Gegenüberstel­
lung verdienen die zivilen und allge­
meinpolitischen I mplikatonen der 
Thematik eine besondere B(tachtung. 

In einem Buch mit dem Titel » Ver­
hinderung und Linderung atomarer 
Katastrophen «, zu dem Prof. Dr. Carl 
Friedrich Freiherr von Weizsäck er das 
Vorwort geschrieben hat und das im 
Frühjahr '81 im OSANG VERLAG 
erscheinen wird, analysiert Philipp 
Sonntag die Besonderheiten der Neu­
tronenwaffe. Wir veröffentlichen einen 
Austug aus dieser brisanten Verlags­
neuerscheinung. 

Neutronenwaffen 

Die Neutronenwaffe bedarf einer be­
sonderen Berücksichtigung, da es sich 
bei ihr speziell um die Auswirkung 
harter Strahlung auf den Menschen 
handelt. Der Bau der Neutronenwaffe 
wird offiziell einm~1 für den militäri­
schen Einsatz, zum anderen als ein 
Mittel der Abschreckung begründet. 

Gegen die große Zahl der sowjeti­
schen Panzer gab es lange Zeit keine 
konventionelle Abwehr. Der Einsatz 
von atomaren taktischen Gefechtsfeld­
waffen hätte einen erheblichen, poli­
tisch und sozial den Bestand der Bun­
desrepublik als Industriegesellschaft 
gefährdenden zivilen Schaden zur Fol­
ge. 

Als Ausweg aus dieser Situation 
werden sowohl konventionelle Präzi­
sionslenkwaffen als auch Neutronen­
waffen entwickelt. Wenn eine ganz auf 
Verteidigung ausgerich tete Rüstung 
möglich ist, welche ohne Atomwaffen 
einen konventionellen Angriff sinnlos 
machen kann, dann wäre dies ein 
bedeutender Fortschritt. Die Untersu­
chungen hierzu sind noch nicht abge­
sch lossen, siehe den ersten Entwurf von 
Afheldt (1977) . 

Eine Neutronenwaffe von ca. 2 KT 
hat zwar durch die im Moment der 
Explosion freigesetzten Neutronen 
di eselbe Wirkung auf eine Panzerbesat­
zung wie eine der üblichen Atomwaffen 
von 20 KT, der Schadensbereich von 
Druckwelle und Wärmestrahlung ist 
jedoch vergleichsweise merklich gerin­
ger. Darin wird der Vorteil dieser 
Waffe gesehen. Stehen sich feindliche 
Panzer auf engem Raum gegenüber, 
dann erlau bt die Neutronenwaffe eine 
präzisere Abgrenzung des Schadensbe­
reiches und somit ei ne Schonung der 
eigenen Panzer. Einfach ist das nicht. 

Neutronenwaffe 

An die Übersicht auf dem Gefechtsfeld, 
was die Position des Gegners, des eige­
nen Militärs und der eigenen Zivilper­
sonen betrifft, sowie an die eigene Tref­
ferpräzision werden dabei besondere 
Anforderungen gestellt: 1.000 rem 
Strahlung sind innerhalb von wenigen 
Tagen oder Wochen tödlich, aber erst 
etwa 15.000 rem machen den Soldaten 
so rasch kampfunfähig, wie es militä­
risch wünschenswert ist. Und noch 
100 rem verursachen Strahlenkrank­
heit. 

Dienen Kriegsbilder mit Neutronen­
waffen für die Bundesrepublik einem 
politischen Zweck? Verbessern sie die 
Abschreckung? 

Kernwaffen folgen für die Bundesre­
publik nicht dem Guderianschen Satz: 
»Nicht kleckern, sondern klotzen. « Ein 
massiver Einsatz würde wiederum zur 
Zerstörung der Bundesrepublik führen. 
Kernwaffen sind gegen den Willen des 
Gegners gerichtet. 

Überei nstimmend ist die Antwort 
a ller sowjetischen Fachleute, mit denen 
ich gesprochen habe, so z. B. General 
Milstein, (Zivilverteidigung 1178: 13 ), 
daß nach einem Atombombeneinsatz 
der NATO (die Neutronenwaffen zäh­
len hierzu) die relativ größeren sowjeti­
schen Kaliber nach militärischen Ge­
sichtspunkten in der Bundesrepublik 
eingesetzt würden - ein Einsatz von 
Neutronenwaffen brächte aber nur 
dann den Erfolg ei ner gewissen Be­
schränkung des Schadens, wenn der 
Gegner sein Vorgehen genauso begren­
zen würde wie wir. Politisch würde dies 
bedeuten, daß der Gegner den eigenen 
Angriff, die eigene Niederlage und 
Verluste sowie den eigenen Rückzug 
von Anfang an einplant. Eine kaum 
plausible Strategie. 

Eine andere Möglichkeit wäre, daß 
sich die · westlichen Planer über die 
Auswirkung der Neutronenwaffen 
täuschen: In einer Anzahl von Studien 
wurde untersucht, wie schwer es ist, 
Städte unverteidigt zu lassen, und 
welche Vorteile der Gegner bei kampf­
loser Überlassung der Städte hätte 
(Bracken 1977: Dzirkals et al. 1976; 
Shovkolovich et al. 1971). Ein Panzer­
gefecht im Ruhrgebiet beispielsweise 
würde bei Einsa tz von Neutronenwaf­
fen die Bevölkerung nicht schonen 
können. Auch für die Neutronenwaffen 
gilt daher, daß wir uns von ihrem Ein-
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Neutronenwaffe 

satz selbst mehr abschrecken als den 
Gegner - es sei denn, wir täuschen uns 
über die Langzeitwirkung radioaktiver 
Strahlung hinweg. Die Strahlenwirkung 
einer Neutronenwaffe von 1 KT würde 
etwa ein Gebiet von 25 qkm erfassen. 

Die Neutronen bewirken im Boden 
eine »induzierte« Radioaktivität da­
durch, daß sie sich an Atomkerne anla­
gern, welche dann in den darauffolgen­
den Sekunden bis Monaten und Jahren 
radioaktiv zerfallen. In der ersten 
Woche ist es besonders gefährlich, 
diese Gebiete induzierter Radioaktivität 
zu betreten. 

In der militärpolitischen Diskussion 
besteht die Vorstellung, die Neutro­
nenwaffe sei eine »saubere« Waffe mit 
relativ geringer Nebenwirkung. Dies 
erhöht unsere Bereitschaft zu ei nem 
Ersteinsatz und verringert in gefähr­
licher Weise die Schwelle zum Atom­
krieg. Scheinbar kann ein Krieg mit 
begrenztem Schaden geführt werden. 
Damit wäre der Abschreckung auf der 
Basis des unkalkulierbaren Risikos die 
Grundlage entzogen. In dieser Situation 
wäte die Solidarität des NATO-Bünd­
nisses gemindert, was die Abschrek­
kung weiterhin gefährdet: Wir würden 
geopfert, ohne eine Chance der Vertei­
digung als lebensfähige Industriegesell­
schaft zu haben. 

Verfügt die Sowjetunion ebenfalls 
über Neutronenwaffen, so wäre der 
Atomkrieg endgültig auf das Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland begrenz­
bar, die Gefahr der Eskalation zu grö­
ßeren Waffen wäre geringer. Ein Krieg 
würde genau auf die Bundesrepublik 
Deutschland begrenzt führbar. Den 
Gegner würde dies weniger abschrek­
ken als die bisherige Situation. Auch 
die Bundesrepublik Deutschland wäre 
weniger abgeschreckt als in der gegen­
wärtigen Situation, wenn ~uch aus 
einern gefährlichen Grund: Es ist die 
aus politischen Gründen erzeugte, aber 
bei genauer Betrachtung falsche Vor­
stellung, der Schaden wäre im Krieg 
merklich geringer als bisher oder über­
haupt merklich begrenzbar. Etwa zehn 
Prozent der vorhandenen atomaren 
Gefechtsfeldwaffen genügen ja bereits, 
um uns als lebensfähige lndustriegesell­
schaft zu zerstören. Inwieweit wäre 
beim Einsatz von Neutronenwaffen 
ebenfalls das gefährdet, was verteidigt 
werden soll? 
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Medizinische und soziale 
Schäden beim Einsatz 
von Neutronenwaffen 

Wenn die Abschreckung versagt, was 
wäre dann durch den Einsatz der Neu­
tronenwaffe anders als jetzt? Unter den 
gegenwärtigen Bed ingungen wäre beim 
Einsatz der Neutronenwaffe ein Gegen­
schlag mit größeren Kalibern zu erwar­
ten - die Schadensbegrenzung wäre 
weitgehend belanglos. 

Für den Fall, daß auch der Gegner 
Neutronenwaffen bereitstellt und ei n 
nuklea res Gefecht - im Gegensatz zur 
bisherigen Einsatzplanung und zum 
militärischen Selbstverständnis des 
Warschauer Paktes - begrenzt und 
schadensbegrenzend einsetzt, ergäbe 
sich folgender Schaden: 

Um militärisch wirkungsvoll zu sein, 
muß ein Dosiswert weit oberhalb der 
tödlichen Dosis erreicht werden: Bei 
1.000 rem ist der Tod innerhalb von 
Tagen oder Wochen gewiß. Aber erst 
bei etwa 15.000 rem im Freien wäre 
der Soldat im Panzer ni cht nur unrett­
bar verloren, sondern praktisch sofort 
kampfunfähig. Bei 50 rem sind aber 
noch schwere und auf lange Zeit hin­
aus wirkende Schäden für die Gesund­
heit möglich, etwa 500 rem si nd töd­
lich. Dies bedeutet, daß neben der 
eigentlichen Schadensfläche von 
15.000 rem ein etwa dreimal größeres 
Gebiet tödlicher Strahlung entsteht und 
eine etwa siebenmal so große Fläche, in 
der Strahlenkrankheit verursacht wird. 

Auch außerhalb der Grenze von 
50 rem kommt es zu Gen-Schäden und 
Schäden bei Embryos. Es ist zwar wis­
senschaftlich umstritten, wieviel Pro­
zent diese Schäden ausmachen, unbe­
stritten aber ist, daß auch sehr kleine 
Dosiswerte Schäden verursachen . Eines 
der überraschenden Untersuchungser­
gebnisse aus Hiroshima war, daß eine 
merkliche Erhöhung von Gen-Schäden 
in der Bevölkerung bisher nicht nach­
gewiesen werden konnte. Es wird unter 
anderem vermutet, daß dieses Ergebnis 
damit zusammenhängt, daß sehr viele 
der strahlengeschädigten Menschen im 
Feuersturm umkamen. Dies wäre beim 
Einsatz der Neutronenwaffe ebensowe­
nig der Fall wie auch im Falloutgebiet 
nach einer Explosion einer Atomwaffe 
an der Erdoberfläche. 

Bei genetischen Versuchen mit Insek­
ten wird ähnlich vorgegangen: Etwas 
weniger als die tödliche Dosis verab­
reicht, ergibt maximale Wirkung auf 
viele Generationen hinaus. Dies gilt 
ni cht nur für die unmittelbar aus der 
Bombe kommende Neutronenstrah­
lung, sondern ebenso für die induzierte 
Radioaktivität: Auch nach der Zün­
dung der Bombe ist es gefährlich, sich 
in dem bestrahlten Gebiet aufzuhalten. 
Es wird in der Debatte allgemein über­
sehen, daß diese am Erdboden indu­
zierte Radioaktivität zehn mal inten­
siver ist als bei gleichem Kaliber der 
bisherigen Atomwaffen. D. h. eine 
Neutronenwaffe des Kalibers von 
2 KT erzeugt in der Regel ebensoviel 
induzierte Radioaktivität wie die Hiro­
shima-Bombe von ca. 20 KT. Militä­
risch gesehen haben beide Bomben 
etwa die gleiche Wirkung auf Panzer­
besa tzungen. Die gleiche Zahl von 
Neutronen für diesen militärischen 
Zweck ergibt auch etwa die gleiche 
Anzahl von Neutronen, welche indu­
zierte Radioaktivität verursachen. Es ist 
daher unerläßlich, die Folgen, vor 
allem die Langzeitfolgen in Hiroshima, 
zu berikksichtigen, um den Schaden 
einschätzen zu können. In Hiroshima 
kamen etwa 40.000 Menschen in der 
Woche nach der Explosion aus der 
Umgebung zu Hilfe und erlitten Strah­
lenschäden. 

30 Jahre nach dem ersten Atomkrieg 
ist unsere Bevölkerung praktisch noch 
so unwissend wie die Japaner damals. 
Der Einsatz von Neutronenwaffen 
wäre ein genetisches Experiment, da ja 
nicht wie in Hüoshima die meisten 
Opfer durch Wärmestrahlung und 
Druckwelle umkämen. Werden meh­
rere Neutronenwaffen eingesetzt, so 
entsteht (ähnlich wie bei dem Fallout, 
der durch Explosionen an der Erd­
oberfläche gebildet wird und in Wind­
richtung auf die Landschaft herunter­
kommt) durch induzierte Radioaktivi­
tät ein größeres Gebiet, in dem ein 
Aufentha lt von ungeschützten Men­
schen gefährlich ist. Bei der Darstellung 
in der öffentl ichen Diskussion ist rich­
tig, daß ein Panzer sogar relativ rasch 
nach dem Einsatz der Waffe das Gebiet 
durchfahren kann - soweit er unange­
fochten bleibt. Hingegen kann ein 
Soldat keineswegs in einem Gebiet 
kämpfen, in dem eine Anzahl von 
Neutronenwaffen detoniert sind. Es 



könnte höchstens sein, daß er die 
Strahlenkrankheit zu spät merkt. 

Kennzeichnend für den Fa llout 
ebenso wie für die induzierte Radioak­
tivität durch die Neutronenwaffe ist 
der Tod in Zeitlupe, der langsame, 
qualvoll e Tod. Für die überlebenden 
bedeutet es ein jahrzehntelanges Siech­
tum »immer an der Grenze von Leben 
und Tod entlang«, wie es die Hibaku­
shas, die japanischen Opfer von Hiro­
shima und Nagasaki, genannt haben. 
Nach einem Krieg mit mehreren ge­
zündeten Bomben gäbe es nicht nur 
medizinische, sondern auch sozia le und 
politische Folgen. In der politischen 
Diskussion werden Atombomben viel 
zu abstrakt behandelt, als käme es poli­
tisch auf Mengen an, mit denen man 
eine militä rische Entscheidung erzwin­
gen könne. Eine Abschreckung, die nur 
funktioniert, solange man sich über die 
tatsächlichen Wirkungen der Waffen 
nicht im klaren ist, würde in einer Krise 
oder am Anfang eines Konfliktes in 
sehr gefäh rli cher Weise zusammenbre­
chen. Di e ta tsächlichen Auswirkungen 
beim Einsatz von Atomwaffen haben 
eine Entsprechung in der von Amnesty 
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Internaional berichteten brasilianischen 
Foltermethode, bei der Drogen ver­
wendet werden, welche den Tod hin­
auszögern, um eine besonders lange 
Qual des Gefolterten zu erreichen. Dies 
wird bei der Erörterung der Langzeit­
wirkungen in Hiroshima noch im ein­
zelnen deutlich werden. Die Tatsache, 
daß den Politikern die Langzeitwirkun­
gen kaum bekannt sind, hindert nicht, 
daß die Neutronenbombe auf Grund 
der nicht direkt beabsichtigten, aber de 
facto unvermeidlichen Auswirkungen 
völkerrechtswidrig ist. Sie ist in Wider­
spruch zum Genfer Protokoll von 
1925, in dem ein völkerrechtliches 
Verbot von bakteriologischen und 
chemischen Waffen ausgesprochen 
wurde. Die üblichen Atomwaffen 
waren mit dem Argument als nicht 
völkerrechtswidrig gerechtfertigt wor­
den , daß Druck- und Hitzewelle ent­
scheidend, die harte Strahlung hingegen 
eine Nebenwirkung sei. Bei der Neu­
tronenbombe mündet diese gleiche 
Argumentation genau in die Begrün­
dung, daß sie völkerrechtswidrig ist. 
Da das Falloutgebiet bei Zündung einer 
Atombombe am Boden noch einmal so 
groß ist wie das von Druck- und Hit-
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Neutronenwaffe 

zewelle betroffene Gebiet, ist auch die 
Völkerrechtswidrigkeit der derzeit 
vorhandenen taktischen Atombomben, 
zumindest für Explosionen an der 
Erdoberfläche, gegeben. Die Strahlen­
opfer leiden in vielen Fällen offenbar 
jahrzehntelang an schweren Krank­
heitssymptomen. Die Anwendung der 
Neutronenbombe würde vor allem zu 
Langzeitschäden führen. Sie ist das 
Gegenteil einer politischen Waffe. Sie 

-würde den Krieg scheinbar führbar 
machen und den Schaden erst auf lange 
Sicht hin besonders groß werden las­
sen. überdies wird aus Unkenntnis der 
Tatsachen heraus die Atomschwelle 
niedriger. Es herrscht verbreitet die 
Meinung, die Neutronenwaffe sei 
weniger gefährlich für den Menschen 
und ihr Einsatz könne deshalb unbe­
denklicher durchgeführt werden. Beim 
Versuch, einen Panzerangriff abzu­
schlagen, müßte eine größere Zahl von 
Atomwaffen eingesetzt werden. Eine 
Waffe aber, welche allein von den 
medizinischen Folgen aus betrachtet 
jegliche soziale Ordnung und politische 
Stabilität auf Dauer organisatorisch 
unmöglich macht, kann keine politisch 
begründbare Waffe sein. 
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Katastrophenmedizin 
nach Einsatz von 

Massen-
vernichtungsmitteln 

Roll Lanz · Hansrudoll Renler · Mario Rossetti 

Wir haben für unsere Leser die Abdruckrechte für die nachfolgenden Ausführungen 
erworben, die erstmalig in dem von uns in ZIVILVERTEIDIGUNG Nr. 3/80 vorgestell­
ten Buch "Katastrophenmedizin" aus dem Ferdinand Enke Verlag veröffentlicht wurden. 

Einleitung 

Rolf Lanz 

Für die Katastrophenmedizin stellt 
der Krieg das Paradigma der möglichen 
Katastrophen dar. Katastrophenbedin­
gungen im Sinne unserer Definition, 
daß die lokalen Hilfsmaßnahmen zur 
Bewältigung nicht mehr ausreichen, 
gelten für alle drei Verantwortungs­
bereiche »Schadenzone«, »Transport« 
und »Hospitalisationsraum « mit Si­
cherheit nur im Kriege. 
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Mehrfachverletzungen (= Poly trau­
matisierte) und eine Vielzahl von Ver­
letzten (= Massenanfall) sowie die 
etappenweise Versorgung verschlech­
tern die Prognose und bestimmen 
dadurch die Behandlungstaktik. 

Bei Kriegsverletzungen durch kon­
ventionelle Waffen herrscht die Schuß­
verletzung vor. Dit; Auswirkungen der 
modernen energiereichen Geschosse 
setzen Kenntnisse der Geschoßballistik 
voraus und beeinflussen · die Behand­
lungstechnik. Bei der zusätzlichen 
Anwendung moderner Massenver­
nichtungsmittel müssen die Einwirkun-

gen nuklearer, mikrobiologischer und 
chemischer Schädigungen auf den 
menschlichen Körper bekannt sein, um 
die daraus resultierenden Kombina­
tionsschäden im Rahmen der Möglich­
keiten noch zu behandeln. So müssen 
zum Beispiel die notwendigen chirur­
gischen Maßnahmen zur Behandlung 
einer mechanischen Verletzungsfolge 
bei einer zusätzlichen Verbrennung und 
Verstrahlung im richtigen Zeitpunkt 
vorgenommen werden. 

Eine einheitliche Terminologie 
scheint uns zum gegenseitigen Ver­
ständnis notwendig. 



Massenanfall und Kombinationsschä­
den führen zu einer hoffnungslosen 
überlastung der noch möglichen Hilfe­
leistungen. 

Bowers hat unter der Annahme, daß 
eine chirurgische Equipe in 24 Stunden 
etwa 15-24 Verletzte versorgen könne, 
ausgerechnet, daß für 50.000 Verletzte 
in Hiroshima 2.000 Chirurgen hätten 
vorhanden gewesen sein sollen, um in 
24 Stunden die notwendigen Eingriffe 
vorzunehmen. Daraus folgt, daß der 
Triage unter diesen Umständen die 
entscheidende Bedeutung zukommt. Sie 
allein gewährleistet auch in dieser 
verzweifelten Situation noch einen 
Einsatz der verfügbaren Hilfe an Ver­
letzte mit besseren überlebenschancen. 
Triage unter diesen Voraussetzungen 
mag grausam sein. Aber noch grausa­
mer wäre keine Triage, weil dann keine 
Hilfe mehr möglich wäre. 

Die Autoren der folgenden Kapitel 
haben deshalb der Triage als der wich­
tigsten Aufgabe des Arztes beim Mas­
senanlall unter Berücksichtigung der 
Kombinationsschädigungen besondere 
Bedeutung zugemessen. Es geht darum, 
Richtlinien und Faustregeln zu vermit­
teln. Zeitfaktor und Infrastruktur bil­
den zusätzliche Grundlagen für die zu 
treffenden Entscheide. Diese haben sich 
fortlaufend den gegebenen Verhältnis­
sen anzupassen. So muß zum Beispiel 
eine dringlich indizierte, aber aufwen­
dige Laparotomie nach thermonuklea­
rer Katastrophe wegen vieler einfacher, 
aber ebenso dringlicher Extremitäten­
versorgungen unterbleiben. Diese 
Notwendigkeit stellt die genaue Um­
kehr der normalen ärztlichen Gewohn­
heiten dar und muß das Gesetz, zuerst 
für den Schwerverletzten zu sorgen, 
bewußt verletzen. 

Die A-Katastrophe 

Hansrudolf Renfer 

(1.) Einleitung 

Die nukleare Waffe ist die bisher einzi­
ge, die zur Massenvernichtung einge­
setzt wurde und über die wir Erfahrung 
besitzen (Japan). Quasi aus dem Nichts 
ist die enorme Energie, d. h. Zerstö­
rungskraft, aus der Kernspaltung bzw. 
ihrer Kettenreaktion weltweit bewußt 
geworden. Um die tödliche Wirkung, 

Tabelle 3-1 Begriffsdefinitionen 

Kontamination 

Dekontamination 

A (durch radioaktiven Ausfall) 

B (durch Krankhei tserreger) 

C (durch Giftstoffe) 

Verschmutzung 

Reinigung 

Entwesung 

um genetische und somatische Schäden 
hat man wohl schon lange vor dem 
Ende des letzten Weltkriegs gewußt, 
doch beschränkten sich die Erfahrun­
gen auf Einzelfälle in der Forschung 
und vor allem auf den medizinischen 
Umgang mit Röntgenstrahlen. Das 
Ausmaß der Katastrophen in Hiro­
shima und Nagasaki und die damit 
demonstrierte Macht eines Kernwaf­
fenbesitzers lasten seither auf uns allen, 
besonders wenn wir das heutige 
enorme Potential an Kernwaffen be­
rücksichtigen. Als weiterer alarmieren­
der Faktor kommt die nur indirekt 
mögliche Registrierung der ionisieren­
den Strahlung hinzu. Mechanische 
Schäden und Verbrennungen sind alt­
bekannte Folgen des Krieges. Der 
Massentod durch hochenergetische 
Strahlen war dagegen ein Novum, und 
die Furcht vor Strahlenschaden und 
Strahlentod dominiert über die anderen 
Komponenten der A-Waffen. Die 
Entwicklung seit den Ereignissen in 
Japan hatte aber auch einen enormen 
Auftrieb in den Bemühungen um den 
Strahlenschutz zur Folge. So sind die 
Strahlenkrankheit und die Strahlenbio­
logie zu bekannten Begriffen des Medi­
ziners geworden. 

Heute sind wir ziemlich gut im Bild 
über das Potential und die Einsatzmög­
lichkeiten von Kernwaffen - ganz im 
Gegensatz zu einer evtl . chemischen 
oder bakteriologischen Kriegsführung. 
Das » Wann « und » Wo« wird aber bis 
zum Zeitpunkt des Ereignisses immer 
unbekannt bleiben. Man hat gewisse 
Vorstellungen über einsatzgefährdete 
Institutionen und Räume und versucht, 
die Gefahr durch taktische Disposition 
und Schutzräume zu mindern . Das 

Katastrophenmedizin 

dauernde Auswirkung von 
Massenvernichtungsmitteln 

Behebung dieser Auswirkung 

Kontamination 

Verstrahlung 

Verseuchung 

Vergiftung 

Dekontamination 

Entstrahlung 

Entseuchung 

Entgiftung 

störende Stoffe in Wasser oder 
Luft ohne unmittelbar toxische Wirkung 

Gegenmaßnahme 

Ungezieferbekämpfung 

Bestehen einer überdotierten, weltwei­
ten A-Waffenstrategie zwingt uns, mit 
den Besonderheiten der nuklearen 
Einwirkung und ihrer medizinischen 
Bewältigung im Rahmen der gesamten 
Katastrophenmedizin vertraut zu wer­
den . 

(2.) Grundbegriffe 

Es ist unumgänglich, einige Grundbe­
griffe aus der Physik, Biologie und 
Medizin der ionisierenden Strahlen 
anzuführen, wenn die sanitätsdienstli­
chen Maßnahmen verstanden werden 
sollen. Im Katastrophenfall wird es sich 
in der überwiegenden Mehrzahl um 
kombinierte Verletzte handeln (nuk­
lear, thermal und mechanisch). Eine 
Ausnahme könnte die sogenannte 
Neutronenbombe bilden, bei der prak­
tisch nur eine intensiv ionisierende 
Strahlung zur Auswirkung kommt. Die 
gegenseitigen, stets ungünstigen Beein­
flussungen von zwei oder allen drei 
Komponenten der Gesamteinwirkung 
erfordern als Basis eine Einführung in 
Diagnose, Prognose und Therapie der 
Strahlenkrankheit. Die Prognose wird 
beim Kombinationsschaden am nach­
haltigsten von der gleichzeitig erhal­
tenen Strahlendosis beeinflußt. Dabei 
erwies es sich als vorteilhaft, die dosis­
abhängige Strahlenbelastung in den 
Ablauf der »konventionellen « mecha­
nischen und thermischen Verletzungen 
hineinzuprojizieren. 

(3.) Die Strahlenkomponente der 
Kernexplosionen 

(3.1.) Die Primärstrahlung (Strahlen­
dusch e) 
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Sie wirkt sich während der ersten 
Minuten aus und ist di e emitierte Kern­
strahlung aus dem Feuerball bzw. der 
Explosionswolke, mit einer mittleren 
Energie von ca . 1 M eV. 

Die Primärstrahlung besteht aus: 
einer N eutrone(n)-Strahlung; 
einer Gammastrahlung (y); 
einer Alpha- und Betastrahlung aus 
dem Z erfall von Spaltprodukten 
und aus induzierter Radi oaktivi tä t. 
Sie wirken wegen der geringen 
Reichweite während der Primär­
strahlung nicht ein . 

Die H auptkomponenten der Primär­
strahlung (Neutronen und Ga mma) 
sind während weniger Sekunden bis zu 
einer Minute nach der Explosion wirk­
sam. Komposition und Reichweite der 
Primärstrahlung richten sich nach 
Bombentyp, -kaliber und Position des 
Sprengpunktes. Als Beispiel diene die 
neue Tabell e der Reichwei ten der Frei­
fe ldwerte von Hi roshima und Nagasaki 
(Ta b. 3-2) . 

(3.2.) Die Sekundärstrahlung 

Sie betrifft ein Gemisch von Alpha-, 
Beta- und Gammastrahlung aus Spalt­
produkten und Sprengstoffresten sowie 
neutroneninduzierter Bodenaktivität. 
Sie bilden die Komponenten des radio­
aktiven Ausfalls (Fallout) 

(4. ) Strahlenbiologie 

Für den Angriff der ionisierenden 
Strahl en an der lebenden Substanz 
bildet die Nukleinsäure das kriti sche 
Biomolekül, loka lisiert im Zellkern , mit 
Auswirkungen auf di e Chromosomen­
struktur (somatische und genetische 
Mutationen). Eine Reihe anderer Z ell­
bestandteile, wie Z ello rganell en und 
M embranen, hat sich a ls sehr strahlen­
empfindlich erw iesen. Kern- und Z ell­
schädigung können, je nach H öhe der 
Strahlendosis und der zell spezifischen 
Strahlensensibilität, a lle Stufen zwi­
schen reparablem, leichtem morpholo­
gischem und funkti onellem Schaden bis 
zu m schnellen Z elltod erfahren. Zell en 
in der Reproduktionsphase und da mit 
di e typischen M ausergewebe sind , im 
Gegensatz zu ruhenden Z ell en ([nter­
phase), besonders empfindlich . Der 
Effekt einer gegebenen Strahl endosis 
wird im wesentli chen bestimmt durch 
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Tabelle 3-2 Freifeldwerte Hiroshima - Nagasaki 

Radius (m) Dosen in rad 

Hiroshima 

n (1 MeV) Gamma 

800 480 710 
1200 50 100 
2000 0,6 2 

das bestrahlte Volumen, die va riierende 
Sensibilitä t der betroffenen Z ell en und 
Gewebe und dutch eine individuell e 
Strahl ensensibilität a ls Reaktion des 
Gesamtorganismus (Schwankungen bi s 
± 50 %). Dazu kommen Variati onen 
der Dosis-Effektrelati on durch begün­
stigende oder hemmende bio logische 
Faktoren und durch die M odifikatio­
nen des Bestrahlungsmodus, Intensität 
der Strahlung (Dosisrate), [onisations­
di chte bzw. Strahl entyp. 
Die Kenntnisse der Strahlensensibili­
tätsreihe gemäß Tab. 3-3 geben die 
G rundl age zum Verständnis der Strah­
lenreaktionen und spezi ell derj enigen 
des Gesamtorganismus (Strahlen­
krankheit, akutes Strahlensynd rom 
oder Ganzkörpersyndrom). Die histo­
pathologischen und klinischen Folgen 
einer Strahleneinwirkung lassen sich 
damit herauslesen. 

Tabelle 3-3 Zytologische Differenzierung 

Zell typen 

Spermatogonien (Intermediär- und 
B-Spermatogonien), Oozyten 

Lymphoblasten, Lymphozyten 

Erythroblasten, Myeloblasten, Myelozyten, 
Megakaryozyten 

Augenlinse 
Dünndarmkryptenzellen 

Haut: Stratum germinativum, melanotische 
Haarstammzellen 

Gefäßendothel 

Nagasaki 

n (1 MeV) Gamma 

170 2100 
20 400 
0,3 15 

(5.) Die k ritischen Gewebe und Or­
gane bei Ganzkörperbestrahlung 

Sie sind gegeben durch 

- das lymphatische System (Ly mpho­
poese); 

- das Knochenmark (M yelo-, 
Thrombo- und Eryth ropoese); 

- das Intestinalepithel. 

N icht leta le Dosen wirken sich 
hauptsächli ch am lymphatischen Appa­
ra t aus und tangieren das Knochen­
mark. Bei mittelletalen Dosen do minie­
ren die Symptome des Knochenmark­
schadens, und bei Letaldosen stehen 
frühzeitige Störungen des [ntentinums 
im Vordergrund . [n Tab. 3-4 sind die 
wichtigsten Dosis-Effektrelationen 
zusammengestellt. 

erste Schäden schwere Schäden, 
Untergang der meisten 

in R Zellen in R 

10- 25 200 

20- 50 200- 400 
50- 70 400- 500 

50 400 
70-150 600 

100-300 800-1500 

750 1500-2000 



Tabelle 3-4 Dosis-/Effekt-Beziehungen bei Ganzkörperbestrahlung 

Dosis [R] Auswirkungen 

Grenzdosis 25 praktisch noch keine klinisch faßbaren Schäden; 
evtl. leichte Lymphopenie. 
"Gefahrdungsdosis" bei Hilfsaktionen 

30 Verdoppelungsdosis der natürlichen Mutationsrate 

50 Lymphopenie, Chromosomenaberrationen in Zell-
kulturen sicher nachweisbar 

75 untere Grenze rur Allgemeinreaktionen im Sinn des 
Prodromalstadiums 

kritische Dosis 100 Prodromalsymptome bei 25-50 %, starke Lympho-
penie, mäßige Granulozytopenie und Thrombopenie 

200 Prodome in 50-100 %, Lymphsystem und Knochen-
mark stark deprimiert 

250 Prodome in 100 %, Lympho- und Granulozyten-
depression 

300 Grenzdosis rur Katarakt, temporäre Epilation nach 
10-14 Tagen. Leichtes akutes Strahlensyndrom 
(Knochenmarksyndrom) mit 5-10 % Letalität 

LD 50 400 Knochenmarkschaden, Verlust der lnfektabwehr 

LD 100 600 gastrointestinaler Schaden und schwere Knochen-
markdepression. Letalität 95-100 % 

Supraletaldosis 1000-10000 zentralnervöser Tod in wenigen Stunden 

Der zeitliche Ablauf der Strahlenreak­
tion ist dosisabhängig, d. h. die Aus­
fälle treten um so früher ein, je höher 
die Dosis ist, umgekehrt verkürzt sich 
die Latenzzeit zwischen Insult und 
Schadenauftritt. Die Intensität der 
Ausfälle steigt mit der Dosis. Von eini­
ger Bedeutung ist die relativ hohe 
Strahlensensibilität der Haut und ihrer 
Anhangsgebilde (Erythem/ Epi lation), 
gibt sie doch Hinweise auf die Höhe 
der eingestrahlten Dosis. Früherythem, 
Frühkonjunktivitis und Epilation sind 
als Index einer Letaldosis zu werten, 
wenn sie in der Folge der Primärstrah­
lung auftreten. 

gen und genetische Schäden sind hier 
nicht zu behandeln. Sie bilden auch 
keinen Gegenstand des Sanitätsdienstes 
in der Katastrophensituation . Am 
Katastrophenort steht auch nie die Zeit 
und der enorme medizinische Aufwand 
für die endgültige Behandlung der 
Strahlenhauptkrankheit zur Verfügung, 
weswegen die therapeutischen Maß-

. nahmen nur soweit berücksichtigt 
werden können, als sie zur unmittelba­
ren Lebensrettung in der Frühphase 
dienen. 

Definition: Komplex der subjektiven 
Beschwerden und klinischen Symptome 
Im Zeitbereich des Frühschadens. 
Voraussetzung ist ei ne hochenergeti­
sche Strahlung, eine Dosis von minde­
stens 200 R und die Erfassung des 

(6.) Das akute Strahlensyndrom (akute 
Strahlenkrankheit) 

Chronische Schäden, Strahlenspätfol-

Katastrophenmedizin 

Gesamtorganismus, mindestens mit 
dem Hauptteil der hochsensiblen 
Gewebe. Im Gegensatz dazu erträgt 
der Organismus bei nur partieller Be­
strahlung (Teilkörperbestrahlung) 
wesentlich höhere Dosen. Quoad vitam 
entscheidend bleibt die Belastung des 
Gesamtorganismus. 

(6. 1.) Charakteristischer zeitlicher 
Ablauf in 5 Phasen 

(6. 1. 1.) Latenzzeit 

Symptomlose Periode nach Strahlen­
insult bi s zu m Auftritt der ersten Stö­
rungen (Podrome). Ihre Dauer ist rezi­
prok abhängig von der absorbierten 
Dosis. 

(6.1.2.) Periode der Prodromalsymp­
tome 

Symptomatik einer vegetativen Dys­
regulation im Sinn des sotc:nannten 
Strahlenkaters (Kopfschmerz, Erschöp­
fung, Nausea, evtl. Erbrechen). Intensi­
tät und Dauer sind proportional zur 
Höhe der absorbierten Dosis. 

(6. 1.3.) Das symptomfreie Intervall 

stellt sich nur bei Dosen unter 500 R 
ein. Der Strahlen verletzte fühlt sich 
vorübergehend nicht mehr krank. Die 
Dauer steht - gleich wie die Latenzzeit 
- Im umgekehrten Verhältnis zur 
Dosis. 

(6.1.4.) Periode der akuten Haupt-
symptome 

Sie entspricht einer akuten, febrilen 
Infektionskrankheit bei geschwächter 
oder ausgefallener Abwehr. Intensität 
und Dauer steigen mit der Dosis. 

(6.1.5.) Rekonvaleszenz 

Sie tritt, je nach Höhe der Strahlen­
dosis, nach Wochen oder Monaten ein . 

Die Effekt/ lntensität/ Zeit-Relationen 
einer biologisch-klinischen Dosimetrie 
erfaßt die tatsächlich absorbi erte Dosis 
und die individuelle Sensibilität des 
Gesamtorganismus. Der wesentliche 
Nachteil liegt darin , daß sie eine ge­
wisse Beobachtungszeit benötigt. 

Die wichtigsten Zusammenhänge 
zwischen Dosis/ Effekt und zeitlichem 
Ablauf ergeben sich aus der klassischen 
Zusammenstellung in Tab. 3-5 
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Tabelle 3-5 Chronologische Symptomatik des akuten Strahlensyndroms 

Zeit nach prognostische 
Bestrahlung Gruppe I 

600 R und 'mehr 

erste Schwindel und Er-
48 Stunden brechen nach Minuten 

oder wenigen Stunden 
Anorexie, Diarrhoe, 
Fieber 

evtl. symptomfreies 
Intervall 

1. Woche Erbrechen und Diar-
rhoe protrahiert, nekro-
tische Entzündungen in 
Pharynx und Larynx, 
septische Temperatur, 
akuter Marasmus 

Exitus 

2. Woche Letalität: 90-100 % 
Kardinalsymptom: 
gastro-intestinal 

3. Woche 

4. Woche 

Letaldosis 

(6. 1.6.) Die akuten Hauptsymptome 

bestehen in 

prognostische prognostische 
Gruppe 11 Gruppe III 
ca. 400 R unter 200 R 

Schwindel und Er- keine Initialsymptome! 
brechen am 1. Tag und (evtl. leichter 
evtl. 2. Tag in leichterer Schwindel) 
Form 

symptomfreies Intervall 

keine bestimmten 
Symptome 

Epilation, Anorexie, 
Diarrhoe (sanguinolent), 
orale und pharyngeale 
nekrotisierende Ent-
zündungen bei weit-
gehender Granulozyto-
penie, Fieber (evtl. 
hämorrhagische 
Diathese) partielle Epilation, 

Inappetenz, Müdigkeit, 
Schluck beschwerden, 
leichte Diarrhoe, 

Letalität: 50 % Panzytopenie 
(petechiale Blutungen) 

Kardinalsymptome: 
septischer Infekt und Letalität.Q-5 % 
Nekrosen (Agranulo- (bei Komplikationen 
zytose - Granulozyto- höher) 
penie) 

Semiletaldosis Subletaldosis 

Stunden, eine grobe Einteilung nach 
Letalgeschädigten; 

Versagen der Infektabwehr; 
Pharyngo-, Gastro-, Enterokolitis; 

- kritisch (semiletal) Bestrahlten und 
- Strahlenleichtverletzten 
vornehmen. 

vegetativ-hormonaler Dysregula-
tion; 
hämorrhagischer Komponente 
(Thrombopenie, für die Prognose 
nicht ausschlaggebend). 

Zu ergänzen wäre eine Kolonne für 
supraletale Dosen, die sich in Form 
eines rasch eintretenden Schocks mit 
zentralnervösem Frühtod auswirken. 

Anhand der medizinisch-klinischen 
Kriterien läßt sich in den ersten zwei 
Tagen, z. T. allerdings schon nach 
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Die erste Sichtung erlaubt, bereits in 
der ersten Katastrophenzeit das Ge­
wicht der sanitätsdienstlichen Maß­
nahmen sinnvoll zu verteilen. Jeder 
Strahlenverletzte ist primär als Schwer­
geschädigter zu werten, nicht aber als 
dringlich zu versorgender Verwundeter, 
wenigstens solange, als verläßlichere 
Werte über die erhaltene Dosis noch 
nicht vorliegen. 

(6.1.7.) Erste therapeutische Maß­
nahmen 

Prognostische Gruppe I: Lagerung am 
Ort (Hilfsstell e), Schmerzbekämpfung, 
Sedierung, seelsorgerliche Betreuung. 
Kein Transport! 

Prognostische Gruppe 11: Lagerung, 
Vermeidung zusätzlicher Noxen, 
Schocküberwachung, Schockprophy­
laxe, möglichst rascher Transport in 
definitiye Behandlungsstell e. 

Prognostische Gruppe flf: wird den 
Sanitätsdienst vorerst nicht belasten 
und sich nicht krank melden . Scho­
nung, sowei t es die Verhältnisse erlau­
ben. 

(7.) Physikalische Dosimetrie 

Viel raschere Auskunft über die ein­
wirkende Dosis vermittelt das physika­
lische Meßinstrument (Dosimeter), 
wobei nur das direkt ablesbare Instru­
ment sinnvoll ist. Solche Instrumente 
geben wohl Auskunft über die Höhe 
der externen Dosis, könn en aber nur 
annähernd etwas aussagen über die 
tatsächlich absorbierte Dosis und ge­
statten keine Differenzierung in Teil­
oder Ganzkörperbestrahlung, im Ge­
gensatz zur Einstufung nach medizini­
schen Kriterien. Trotzdem ist in jeder 
Situation ein größerer Bestand an 
Dosimetern wünschenswert. Mit dem 
Dosimeter läßt sich frühzeitig die 
lokale Strahlenbelastung abschätzen, 
und psychologisch wichtig ist, neben 
der Unterstützung der klinischen Be­
wertung, die Möglichkeit, das Vorlie­
gen einer gefährlischen Bestrahlung 
ausschließen zu können. 

(8.) Die externe indirek te Strahlen­
wirkung: Kontamination 

Es handelt sich um die Belegung der 
Oberflachen, speziell des Körpers, mit 
radioaktivem Material in irgendeinem 
Aggregatzustand. Die Strahlung 
stamrnt aus dem Fallout und setzt sich 
zusammen aus Gamma-, Beta- und 
Alphastrahlern, wobei Gamma und 
Alpha dominieren. Wegen der geringen 
Energie bzw. Reichweite ist die Haut 
das wichtigste Erfqlgsorgan. Die Al­
phastrahlen wirken sich hierbei nicht 
aus, da ihre Reichweite das sensible 
Stratum germinativum nicht erfaßt. 

Kontamination führt im allgemeinen 
nur zu oberflächlichen Teilkörperschä-



den und nur im Extremfall , bei langer 
Einwirkung, kann ein Ganzkörpersyn­
drom auftreten. Kontamination wird 
zum gravierenden Problem, wenn bei 
H-Bombeneinsatz radioaktives Spalt­
material, weitab vom Explosionspunkt, 
zur Strahlenverseuchung ganzer Land­
striche führt. Dabei können Dosisraten 
auftreten, die in Stunden oder Tagen 
eme lebensbedrohende Körperbela­
stung liefern. Als Faustregel gi lt: Kon­
tamination ist so lange gefährlich und 
rasch zu entfernen, als das Kontaminat 
als Staub auf der Oberfläche sichtbar 
ist. Bei offensichtlicher Kontamination 
gehört eine nasse oder trockene Grob­
dekontamination zu den ersten drin­
genden Maßnahmen, die an Ort und 
Stelle vo rzunehmen sind. Nach dieser 
ersten Maßnahme stellt der Strahlen­
verletzte für seine Umgebung und die 
Helfer keine besondere Gefahr mehr 
dar. 

Da ein Früherythem der Haut im 
Zeitpunkt der Primärstrahlung eine 
hohe, meist letale Strahlenbelastung 
anzeigt, ist eine Differenzierung gegen­
über einer thermischen Hautreaktion 
notwendig. Solche Abgrenzungen berei­
ten keine besonderen Schwierigkeiten, 
wenn man weiß, daß der thermische 
Flash auch durch dünne Kleidung von 
der Haut abgehalten wird. 

(9.) Die interne indirekte Strahlen­
einwirkung: innere Kontamination 
oder Inkorporation 

Die Aufnahme in den Körper erfolgt 
hauptsächlich auf dem Respirationsweg 
und sekundär über den Digestionstrakt. 
Die direkte Ingestion (kontaminiertes 
Wasser und Nahrungsmittel) hat in der 
Katastrophensituation eine unterge­
ordnete Bedeutung. Das strahlende 
Substrat ist gegeben durch die gleichen 
Niederschlagsprodukte wie bei äußerer 
Kontamination. Bei der Inkorporation 
kommen die intensiv ionisierenden 
Alphastrahler voll zur Auswirkung. Ein 
Großteil des Nuklidgemischs hat lange 
bis sehr lange Halbwertszeiten und 
z. T. ausgeprägte Skelettaffinität. Einen 
wichtigen Bestandteil bilden auch die 
Jodisotopen, die sich in der Schilddrüse 
akkumulieren. Die Dosisleistungen sind 
im allgemeinen niedrig und der Strah­
lenschaden ist mehrheitlich von chroni­
schem Typ. Als Folgen können sich 
Knochenmarkaplasien und Tumor­
induktion einstell en . Nach erfolgter 

Resorption sind diese Nuklide nur 
teilweise mit großem Aufwand zur-· 
Ausscheidung zu bringen. Die Bemü­
hungen in der Frühphase zielen darauf, 
eine Resorption zu vermeiden (Entlee­
rung des Darmtrakts). Bei den Jodiso­
topen steht als einzige wirksame chemi­
sche Prophylaxe inaktives Jod zur 
Verfügung. 0,1 g KJ vermag, noch 
1 Stunde nach Inkorporation die 
Schilddrüse vor Aufnahme der Jodiso­
topen zu schützen. KJ gehört deswegen 
zur Notfallausrüstung. Für den Arzt in 
der Katastrophensituation gi lt bei of­
fensichtlicher Kontamination die Wei­
sung: 

Vermeidung von Inkorporation 
(Atemschutz) ; 
Resorptionsverhinderung durch 
Entleerung des Intestinaltrakts; 
KJ-Prophylaxe. 

Bei jeder Kontamination muß mit 
Inkorporation gerechnet werden. 

(10.) Kombinationsschäden durch 
Kernenergien 

(10.1.) Komponenten der Energieab­
gabe von A- Waffen 

(10.1.1.) Die direkte Bombenstrahlung 
aus Photonen und Neutro-
nen, 

wobei eine Dosisbelastung von ca. 
200 R im Abstand von 1200-1400 m 
anzunehmen ist (20 Kt). Mit zuneh­
mendem Energieäquivalent der Bombe 
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bleibt die Intensität der Neutronen­
komponente immer mehr zurück. Der 
Gammafluß dauert in einer Entfernung 
von 1 400 m bis zu 1 min., derjenige 
der Neutronen nur 1/ 100 sek. 

(10.1.2 .) Die Sekundärstrahlung 

(s. Kapitel 6 und 7) 

(10.1.3.) Die Hitzestrahlung= thermi-
scher Flash 

Sie breitet sich mit Lichtgeschwindig­
keit aus und strahlt bei 20 Kt die Ener­
gie in 3 sek. ab. 

(10.1.4.) Energie der sichtbaren Spek­
trumanteile 

Bei ungeschütztem Blick ins Explo­
sionszentrum ist mit temporärem bis 
dauerndem Retinaschaden zu rechnen. 

(10.1.5.) Die Druckwelle 

Sie breitet sich mit Überschall­
geschwindigkeit aus und führt an der 
Front eine sogenannte Schockwelle. 
Durch Reflexion können, entsprechend 
dem Mach-Effekt, Spitzenwerte von 
8facher Druckdifferenz auftreten. 

In 1 400 m Abstand kann die 
Druckwelle Menschen umwerfen. Spit­
zendruckwellen vermögen, Trümmer­
teile auf 50 m/sek. zu beschleunigen. 
Die Hauptkomponenten dieser Energie­
typen sind in Abb. 3-1 zusammenge­
stellt. 

20 KT ENERGIE-AEOUIVALENT 

p (Über -) Schallgesctwird_;g_k<;\ l ~-~'L _ _ _~ - -~~ 
Lichtgesdwindigkeit m"1. iInertIalb 3" 

T I--..... ---.;;;..-----------~cä 7catlcn\2- -

Lichtgesctmindigkeit I während l' lS+n r-_...;;;.. ___ ....... _________ ....... _ ........ ~n innerhalb 1" 
.... 2OO-2S0R-- -

---------------------+------- ------- -
o 1000 1400 m Distanz 

Abb. 3-1 Strahlungs-, Druck- und Hitzeverlauf bei A-Waffen 
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(10.2.) Die Konsequ.enzen des Kombi­
nationsschadens 

Nach japanischen Erfa hrungen ist m it 
mind estens 50 % Ko mbina tio nsschä­
d en im w irksamen Bo mbenbereich zu 
rechnen. Ausschließli che Verletzungen 
durch io nisierende Stra heln dürften 
5 % n icht übersteigen. Unter den über­
lebenden Verw undeten kann mit je 
50 % Strahlenbelas teten und Ver­
brennungsfä ll en gerechnet werden . Im 
g leichen W irkungsbereich g ibt es nu r 
25 % Verw und ete mit Übe rlebens­
chancen . Angaben über die Gesamtzahl 
der O pfer sind nicht möglich ; es geht 
um Zahlen zwischen 1 000 und 
100000. Die ko mbinierte Verletzung 
ist durch weg mit einer erh ebli chen 
Verschl echterung d er Prognose ver­
bunden, a uch wenn die Strahlendosis 
a ll ein im subl eta len Bereich liegt. Die 
approxi ma tive Prognoseverschlechte­
rung ist in Tab. 3- 6 wied ergegeben. 

Z usätzli ch e ko mplizierende Fa kto­
ren , auch in ihrer zeitlichen Auswir­
kung, zeigt T ab . 3-7. Kritische Situa­
t ionen werden durch große Schockge­
fa hr, du rch unvermeidliche o p erati ve 
Eing riffe und besond ers durch die 
strahlenbedingte Aufhebung de r 
Infektabwehr gesch affen . Der zeitliche 
Abl auf d es Leidens wird gerafft, di e 
La tenzzeit verkürzt, das sympto mfreie 
Intervall k ann ausbleiben (prognosti ­
sch e Gruppen II und IlI), Schock und 
Blutungen treten früh er und intensiver 
a uf. 

(10.3.) Die Triage 

Sie erfährt beim Kombina tio nssch aden 
eine erhebli che M odifikatio n (T ab. 
3-8). In der T abell e sind den einzelnen 
G ruppen die ersten therapeutischen 
M aßnahm en stichwortartig zugeord­
net. Selbstverständli ch kann das 
Triageschem a ni cht jed er Situa ti o n 
gerecht werden. Eine subtilere Diffe­
renzierung ist in den ersten Stunden 
und T agen de r Katastrophensitu a ti o n 
a uch ni cht durchführba r. Die Tri age­
entscheide müssen bei jeder G elegen­
heit überprüft werden. Voraussetzung 
ist ein Festh a lten der Da ten betreffend 
Strah lenexposi ti o n (Pa tien ten beglei t­
schein), nä mlich: 
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Tabelle 3-6 Approximative Prognosewerte beim Kombinationsschaden 

prognostische ziviler Unfall, nur Strahlen Überlebensrate 5 % max. 
Gruppe I Katastrophe, nur Strahlen Überlebensrate 0 % 
600 R und mehr Katastrophe und Kombinationsschaden Überlebensrate 0 % 

prognostische ziviler Unfall, nur Strahlen Überlebensrate 50 % 
Gruppe 11 Katastrophe, nur Strahlen Überlebensrate 25 % 
ca. 400 R Katastrophe und Kombinationsschaden Überlebensrate 15 % 

prognostische ziviler Unfall, nur Strahlen Überlebensrate 95 % 
Gruppe III Katastrophe, nur Strahlen Überlebensrate 85 % 
unter 250 R Katastrophe und Kombinationsschaden Überlebensrate 75 % 

Tabelle 3-7 Kombinationsschaden : komplizierende Faktoren durch StrahlenefTekt 

1. Woche nach 
Bestrahlung 

2. : 3. : 4. : 5. : 6. : 7. : 8. : 9. : 10. 
lWoche ' Woche ' Woche :Woche ' Woche ' Woche ' Woche ' Woche , Woche 

Operation 
sofort nach 
Bestrahlung: 
hohe Schock-
gefahr 

00 
Q 

1 
;:l 

:2 verzögerte ., 
Wund- und !:: 

'" Fraktur-., 
~ 

heilung 

+ 
aktive lmmuni-
sierung sinnlos 

I 

aktive lrnmuni-
sierung möglich 

I I I I I I I 

: : : I. : : : 
: Leta/dosis (über 600 R): : ' 
: 0 % Überlebensrate bei Kombinations­
, schäden in Katastrophensituationen 

, 
I I 0 I 

I I I I 

: Semileta/dosis (ca. 400 R):: : 
: 15 % Überlebensrate bei Kombinations­
: schäden in Katastrophensituationen 

I I I I I I I I 

: Immunisierung durch neues Antigen beeinträchtigt : , , , , , , 
, , , 
, 

Minimum Monozyten und , 

I 
, , , , , 

Gewebe-Histiozyten , , , , , , , , 
, , , , , , , 

Abwehrminimum im Gewebe (GranuJoz.) , , , , , , , 
, 

vorhandene Antikörper , , , , , , 
nur teilweise wirksam , , , , , 

, 
PrulhämozYtopenie' und , , 

I , , 
, enterogene lnfektion , , , , 

I I I I I , ' , 
, Blutungsgefahr durch Thrombozytenmangel ' 
I I I I I I , , 
I I I I 1 

I I I : m I I 
I , I I I I 

: Sub/eta/dosis (unter 250 R):: : 
, 75 % Überlebensrate bei Kombinations-, 
, schäden in Katastrophensituationen , 
, , , , , , , 

: verzögerter Eintritt leichterer : 
: Störungen gegenüber II : 

I 

, 
, , , , , , , , , , , , , , , , , , , , , , , , 
, , , , , 
, 
, , 
, 
, , 
I 

- Zeitpunkt der Explosion; 
Abstand vom Sprengpunkt; 

- Triageentscheidung; 
- erste Maßnahmen; 

I 

Dauer der La tenzzeit und des Pro­
dromalstadiums; 

- Expositionsdauer bei Kontami-
nierung 



Tabelle 3-8 Triageprinzip beim Kombinationsschaden 

Dringlich- Triage Maßnahmen 
keitsstufen 

I. a. Verwundeter I. und 2. Dringlichkeit Schockprophylaxe, Schockbe-
und Strahlenbelastung 11 (Semiletal- kämpfung, notwendige operative 
dosis), exkl. Verbrennungen Eingriffe möglichst rasch, 

b. Verwundeter I. Dringlichkeit und 
plus Infektionsprophylaxe, 
Grobdekontamination, 

Strahlenbelastung III (Subletaldosis) schonender Transport 

2. a. nur Strablenbelastung 1I Schockprophylaxe, Grobdekonta-
(Semiletaldosis) mination, unaufschiebbare 

b. Verwundeter 2. Dringlichkeit und 
Eingriffe so rasch wie möglich, 
Infektprophylaxe erst beim Auf-

Strahlen belastung III (Subletaldosis ) treten von Symptomen, Ruhe, 
schonender Transport 

nicht a. nur Strablenbelastung III Dekontaminisierung, Schonung 
dringlich (Subletaldosis) soweit möglich, Roborierung 

b. nur Strahlen belastung I Sedierung, separate Lagerung in 
(Letaldosis) HiLfssteUen, kein Transport 

c. Verwundeter jeder Dringlichkeit 
und Strahlenbelastung I (Letaldosis) 

d. Verwundeter I. Dringlichkeit und 
Strahlenbelastung 11 (Semiletal-
dosis), wenn Kombination mit 
Verbrennungen 

(10.4.) Dringliche Ma ßnahmen 
(10.4 .1.) Erste Dringlichkeit 

Lebensrettende chirurgische Ein­
griffe. Diese Erstversorgung hat 
nach den Regeln der Kri egs- und 
Unfallchirurgie zu erfolgen, auch 
wenn eine zusätzliche Bestrahlung 
fraglich oder in ihrer Größe unbe­
kannt ist. Die Eingriffe sind so 
rasch wie mögli ch vorzunehmen, 
und zwar unter Infektionsprophy­
laxe. 
Grobdekontaminati on bei massi­
vem Fallout; 
Schockproph ylaxe und Schock­
th erapie; 
KJ-Prophylaxe perora l. 

(10.4.2.) Zweite Dringlichkeit 

Grobe Trennung in Leta lgeschädig­
te, Semjl etalgeschädigte und Leicht­
verwundete; 
Sedi erung der Letalgeschädigten ; 
Infekti onsprophylaxe bei offenen, 
ni cht dringlich zu versorgenden 
Wunden; 

H erstellung der T ranspo rtbereit­
schaft, kritisch Verl etzte direkt in 
definiti ve Behandlungsstell e; 
zweite G robdekontaminati on mit 
physika lischer Dosiskontro ll e. 

(1 1.) Gefährdung, Verhalten und 
überwachung des Hilfspersonals 

(11. 1.) Allgemeine Richtlinien 

Bei Einhalten bestimmter Grundsä tze 
und Schutzmaßnahmen ist die Gefahr 
für das Hilfspersonal als gering zu 
werten. Besondere Disziplin ist nö tig 
bei der Bergung von Verl etzten aus 
intensiv strahlendem Milieu oder beim 
Betreten einer aktiven Zone zur Elimi­
ni erung weiterer Strahlen- oder Radio­
aktivitätsausbreitung. Eine erhebli che 
Strahlenbelas tung ist nu r gerechtfertigt, 
wenn Aussicht auf unmittelba re Le­
bensrettung oder Verhütung schweren 
zusätzlichen Schadens für andere be­
steht. Das Hilfspersonal hat genügend 
Z eit, di e einfachsten Selbstschutzmaß­
nahmen zu treffen. Die Stra hlengefähr­
dung kann durch Beachtung nachste-
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hender Grundsätze red uziert werden. 
- Rationelles und rasches, aber über­

legtes Eingreifen (Zeitfakror): 
- größtmögl ichsten Abstand zum 

strahlenden Objekt wahren (Abs tands­
gesetz); 

- Vermeidung direkten Kontak ts zum 
rad ioaktiven Niederschlag (Schutz­
kleidung); 

- Vermeidung von Inkorporation, 
besonders Inha lation (Schu tzmaske); 
Kj-Prophylaxe vor oder beim Einsatz 
(Schutz vor Jodisoropen). 

(11.2.) Umgang mit extern bestrahlten 
Opfern 

Ausschli eßli ch extern best rahlte Ver­
letzte bilden für den H elfer keine Ge­
fa hr. Eine evtl. induzierte. Neu tro­
nenaktivität ist zu geri ng, um gefähr­
li ch zu sein. 

(1 1.3.) Umgang mit Kontaminierten 
oder l11korporationsopfern 

Ei ne gewisse Strahlen belas tung wird 
ka um zu umgehen sein. Lebensrettende 
dringende Eingri ffe müssen auch an 
Kontamini erten vorgenommen werden. 
Es stellt sich di e Frage nach der zumu t­
ba ren Strahlenbelas tung (akkumuli erte 
Dosis) . Bei berechtigter Aussicht auf 
Lebensrettung können in Einzelfä ll en 
oder fü r ein kleines Koll ektiv von H el­
fern bi s 100 R toleriert werden. Die 
Entscheidung über dera rtige Einsätze 
kann nur in der Veranrwortung des 
strahlenkundigen Arztes li egen, der 
selbstverstä ndlich mit dem technischen 
Strahlenschutzdienst (M eßequipe) eng 
zusammenarbeitet. Die Einsätze und 
vo r a llem die Strahlenbelas tung (Dosi­
meterkontroll e) sind individuell und 
dauernd zu registrieren und zu über­
p rüfen. 

(1 1.4.) Verha lten im Gelände 

Die wesentliche Gefahr liegt in der 
eigenen Konta minierung, in der Ver­
schl eppung von radj oaktivem M ateri al 
und in der Exposition in einem ver­
strahlten Raum oder Gelände. Vor und 
w iederholt während dem Einsatz sind 
Gelände- und Bodenaktivitä ten durch 
den M eßdienst mit R/ h-Metern zu 
prü fen, damit die zu läss igen Exposi­
tionszeiten abgeschä tzt und eingehalten 
werd en kö nnen. 

(12.) Grundsätzliche Maßnahmen 
beim Einsatz von A-Waffen 
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(12.1.) Allgemeine Führung 

Notkommando tritt in Funktion: 
übersicht gewinnen, Schaden ab­
grenzen und abschätzen; 
Panik verhindern; 
Ordnung schaffen, Zugangswege 
freilegen; 
Verbindung wiederherstellen; 
Hilfstruppen organisieren; 
Spontanhilfe am Schadenort unter­
stützen; 
koordinierte Katstrophenrulfe. 

(12.2.) Sanitätsdienstliche Maßnahmen 

- Selbst- und Kameradenhilfe am 
Schadenort; 

- Verstärkung des Sanitätsdienstes. 
Verstärkung noch funktionsriichti­
ger Einrichtungen ist sinnvoller als 
Neueinrichtungen. Großer Bedarf 
an Ärzten für Triage; 
Transpotte organisieren; 
Ausbau weiterer TriagesteIlen. 

(12.3.) Medizinische Maßnahmen 

Triage gemäß Tabelle (Tab. 3-9) 
(cave: Schockwirkung kann Symp­
tomatik verwischen); 
Führung der Begleitscheine für 
Patienten gemäß Weisung (Kapitel 
8.3.); 
Schockprophylaxe/Schock­
bekämpfung; 
lebens rettende Eingriffe sofort, 
möglichst ohne zusätzliche offene 
Wunden zu setzen und unter mög­
lichster Vermeidung von Allge­
meinnarkosen; 
Infektionsprophylaxe; 
Transporte möglichst rasch in defi­
nitive Behandlungsstelle. 

(12.4.) Material 

Wichtigster Nachschub In großen 
Mengen: 
- Trinkwasser/5 % ige NaCl-Lösung; 

Sedativa und Hypnotika; 
Elektrolytlösungen; 
Verbandstoff (Brandwunden); 
Kreislaufmedikamente; 
Antibiotika. 

(13.) Schlußbetrachtung 

Es ist davon auszugehen, daß jede 
ungeschützte Person in Sichtweite einer 
A-Explosion sich als Strahlenopfer 
betrachten und entsprechend reagIeren 
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wird. Die Zerstörungen in ihrer Umge­
bung werden sie darin bestärken. Sol­
len Ratlosigkeit, Lähmung und gar 
Panik verhindert werden, ist die Auf­
klärung über die einfachen Zusam­
menhänge und die Instruktion über das 
Verhalten bei A-Waffeneinsatz unbe­
dingte Voraussetzung. Wenn auch 
keine Aussicht besteht, eine vollstän­
dige kurative Behandlung einer einmal 
absorbierten Strahlendosis zu erzielen, 
ist es doch möglich, durch zweckmäßi­
ges Handeln in der Frühphase die Zahl 
der Opfer wesentlich zu reduzieren. Die 
immer sehr mißliche Situation der 

Helfer im Katastrophenfall wird diesen 
viele harre Urteile (Behandlung wirk­
sam/überleben fraglich/Behandlung 
aussichtslos) abverlangen und sie Ent­
scheidungen treffen lassen, die sie in 
Einzelfällen oder bei begrenzten Unfäl­
len nie verantworten könnten. Solche 
Entscheidungen kann der Arzt nicht 
delegieren und auch nicht subalternem 
Hilfspersonal überlassen. Wirksame 
Hilfe bei nuklearer Katastrophe bedeu­
tet deswegen einen möglichst raschen 
Einsatz von mit der ionisierenden 
Strahlung vertrauten Ärzten und von so 
vielen wie irgend möglich. 

Tabelle 3-9 Approximativer Belastungsablauf bei A-Waffen einsatz 

Stufe Truppe Nachschub Stufe Basisspital 
Rückschub (defmitive Behandlungsstelle) 

erste Lähmungsphase forcierter Ausbau für 
Stunden KJ-Einnahme/ Katastrophenhilfe 

Selbsthilfe Bereitstellung Nachschub 
Grobdekontamination 

1. Tag Kameradenhilfe Personal Ausbau der Triagestelle 
Erste Hilfe -(Triageärzte!) (plus Dekontamination) 

und Labor (Hämotologie) 
erste Triage. 
Notoperationen, Triage, unaufschiebbare Eingriffe 
Schockprophylaxe 

_Material 
I Transportmittel 

erste Abtransporte ~ 

2.-3. Tag Triage. Notoperationen, I Triage 
Flüssigkeitsersatz Personal Hauptbelastung: Chirurgie 

-Material Versorgung der Verwundeten 
Transportbereitschafti Transportmittel 1. Dringlichkeit 

Schock- und Infektprophylaxe 
Rücktransporte ~ 

4.-7. Tag wie am 1.-3. Tag I Triage 
-evtl. Material Hauptbelastung: Chirurgie (u. Labor) 

es verbleiben nicht Versorgung der Verwundeten 
dringliche Fälle, 1. und 2. Dringlichkeit 
soweit nicht ersetzbar keine operativen Eingriffe mehr bei 

Strahlenbelastung U (Semiletaldosis) 
Rücktransporte ~ 

2. Woche Hauptbelastung: medizinische Über-
wachung (Schockbekämpfung), 
Therapie, Labor (hämatologisch/ 
bakteriologisch) keine operativen 
Eingriffe mehr bei Strahlen-
belastung UI (Subletaldosis) 

3. und Hauptbelastung: intensive 
folgende medizinische Betreuung der 
Wochen Strahlen- und Kombinationsverletzten, 

inkl. Verbrennungen 



Kombinationsschaden 
nach nuklearem Einsatz 

Mario Rossetti 

Das in den meisten Katastrophen mit 
traumatologischem Krankengut über 
Monoverletzungen herrschende Po/y­
trauma wird bei nuklearem Einsatz 
durch di e Strahlen komponente kompli­
ziert. Drei Noxen kommen kurz nach­
einander mit verheerender Potenzie­
rung zur Wirkung: 

1. die Hitzewelle; 

2 . die Druckwelle; 

3 . die primären und sekundären 
Strahlen. 

Das Produkt ist eine Palette von 
thermisch-mechani sch-aktinischen 
Kombinationsschäden, wie man sie in 
physikalischer und biologischer Hin­
sicht nach den furchtbaren 
»Menschenexperimenten« von Hirosh­
ima und Nagasaki in ihren unmittel­
baren und langfristigen Folgen kennen­
lern te. T.M. Fliedner hat kürzlich über 
»Hiroshima - damals und heute« so 
prägnant berichtet, daß wir einige 
Textteile in extenso wiedergeben: 

"Die Bevölkerung von Hiroshima, 
Verwaltungs- und Wirtschaftszentrum 
einer Provinz, umfaßte 3 Jahre vor der 
Bombardierung rund 420 000 Einwoh­
ner. Im Augenblick des Bombenangriffs 
war die Zahl der anwesenden Personen 
größer als die Zah l der permanenten 
Einwohner. Man schätzt, daß noch etwa 
40 000 Soldaten hinzugezählt werden 
müssen und daß weitere Diensthelfer 
anwesend waren, und zwar vom Volks­
sturm und von freiwilligen Schülerbriga­
den, die im Zuge von Luftabwehrmaß­
nahmen gerade in der Stadt weilten. 
Hiroshima war eine blühende japanische 
Stadt, bis dahin von Luftangriffen ver­
schont. Am 6. August 1945 um 8.15 
Uhr, gerade als nach einem nächtelangen 
Fliegeralarm Entwarnung gegeben wor­
den war, ereignete sich jenes Geschehen, 
das der Menschheit die Schrecken des 
Atomzeitalters unvergeßlich einprägen 
sollte. In diser Morgenstunde waren drei 
Flugzeuge der US-Luftwaffe noch über 
der Stadt, man nahm sie jedoch nicht 
sehr ernst. Sie kamen von den G uam-In­
seln, auf denen das US Army Strategic 
Air Command stationiert war, und flo­
gen in ei ner Höhe von 85.500 Metern. 
An Bord eines der Flugzeuge war eine 
Atombombe. Sie war 3 Meter lang und 

wog 4 Tonnen . Ih r Urangehalt betrug 
nur 1 kg, abe r die Gewa lt, über die sie 
verfügte, entsprach dem von 20.000 
Tonnen herkömmlichen Sprengstoffs. 
Die Bombe explodierte 600 Meter über 
dem Boden, und zwar über dem Herzen 
der Stadt. Hiroshima ist an drei Seiten 
von Bergen begrenzt. Die Bombe fiel 
sozusagen in den Mittelpunkt dieses von 
Bergen umgebenen Bereiches und hatte 
deshalb verheerende Folgen. Die Wir­
kung beruht auf drei Faktoren: Erstens 
breitet sich ei ne ungeheure Hitze aus, die 
unerträglich ist und brennbare Materia­
lien sofort entzündet. Zweitens entsteht 
eine gewaltige Druckwelle, die all es 
niederwalzt, was nicht niet- und nagel­
fest ist. Nur wenige Stahlbetonhäuser 
trotzten diesem Druck. Alles, was in 
ihnen war (Fenster, Türen usw.) wurde 
zerstört und die Häuser selbst wurden 
verbogen . Die allermeisten Häuser hiel­
ten dem Druck nicht stand, sie fielen wie 
Kartenhäuser um. Drittens wurden nach 
der Explosion ionisierende Strahlen 
ausgesa ndt, vor allem penetrierende 
Gamma· und Neutronenstrahlen. Da­
durch wurden nicht nur alle Lebewesen 
einer mehr oder weniger starken Strah­
lenbelastung ausgesetzt, sondern Mate­
rialien wurden - je nach Zusammenset­
zung - selbst radioaktiv und verstärkten 
somit sekundär das primär schon erheb­
li che Strahlenfeld. In der Stadt war in 
diesen Minuten die Hölle losgebrochen. 
Man schätzt, daß etwa 370.000 bis 
400.000 Personen durch die Explosion 
betroffen wurden, von ihnen kamen 
mehr als 200.000 zu Tode. 92 % der 
Wohn flä che von Hiroshima wurde ge­
troffen oder zerstört. Es entstand eine 
Feuersäule von gelb lich-roter Farbe und 
einer Temperatur von 6.000° C unmit­
telbar unter der Explosionsstelle. Es kam 
zu schwersten Verbrennungen im Um­
kreis von 4.000 Metern (eine Fläche von 
8 km Durchmesser) . Steine und Stahl 
schmolzen, die Vegetation wurde ver­
nichtet. Im heutigen Atombomben-Mu­
seum sind Modelle von Personen, die zu 
entkommen suchten. Sie boten einen 
grauenvollen Anblick. Viele starben 
unmittelbar, darunter viele Schulkinder, 
die gerade in diesen Tagen in Hiroshima 
waren, um im Luftschutzprogramm zu 
helfen. 

Der Kindergedenkstein im Friedens­
park von Hiroshima zeugt von weit über 
6.000 Jugendlichen, die in diesen Stun­
den und Tagen umkamen. Weiterhin 
waren die Folgen der Atomexplosion 
geprägt durch die Druckwelle, die sich 
vom Explosionszentrum ausbreitete. Sie 
hatte eine Geschwindigkeit von 4.400 
m/ s und erzeugte einen Druck von 4,5 
bis 6,7 Tonnen/ m2. Durch diesen Druck 
wurden Menschen weit fortgetragen. In 

Katastrophenmedizin 

einem Gebiet mit einem Radius von 
2.000 m wurden die Hozhäuser kom­
plett zerstört. Die Brücken im Bereich 
des Explosionszentrums zeigten eigen­
tümliche Bilder: sie waren zunächst der 
Druckwelle aus der Luft von oben her 
ausgesetzt und dann der durch den 
Boden reflektierenden Welle; dadurch 
wurde der Straßenbelag auf der Brücke 
gewölbt und gesta ltete sich wie eine 
stehende Welle, die über den Fluß 
geht.Von den herumfliegenden Glassplit­
tern wurden viele Personen getroffen 
und erlitten zu den Brandwunden 
Schnirtwunden sowie Wunden durch 
herumfliegende Steine oder Gegenstände. 
Das Strahlen feld wurde auf enorme 
Werte erhöht. Die Strahlen wa ren in 
einem Bereich mit einem Radius von 
4.400 Metern wirksam. Personen, die 
sich innerhalb eines Radius von 1.000 m 
befanden, erlitten das aktute Strahlen­
syndrom in der schwersten Form und 
starben innert weniger Tage. Die Strah­
lendosis in einer Entfernung bis zu 500 
m betrug zwischen 5.000 und 30.000 R, 
im Bereich von 500 bis 1.000 m zwi­
schen 600 und 5.000 R, im Bereich von 
1.000 bis 1.500 m etwa 100 bis 600 R 
und jenseits dieses Bereiches lag sie unter 
1.000 R. In Hiroshima gibt es das ,Peace 
Memorial Museum', in dem die Doku­
mente über das Ereignis gesammelt sind, 
das eine Stadt dem Erdboden gleich­
machte und ein Land zur Kapitulation 
zwang. Diese Dokumente si nd erschüt­
ternd. Das Leid, das hier in Sekunden 
über eine Stadt kam, geht über jede 
Vorstellungskraft. Ein Forschungszen­
trum beschäftigt sich seit 1945 mit 
Strahlenspätschäden. Es gibt heute noch 
etwa 20.000 Personen, die eine Strah­
lenbelastung mit 100 R und mehr erl it­
ten haben, und rund 80.000, die mit 
1-99 R exponiert worden sind. Regel­
mäßige Untersuchungen zeigen eine 
Anhäufung von Leukämien und einigen 
O rgankrebsen, hingegen keine geneti­
schen Schäden von Bedeutung.« 

Die Kombinationsschäden am Men­
schen nach nuklearem Einsatz stellen 
sanitätsdienstl iche und chirurgische 
Probleme, die man nicht mit dem oft 
gehörten Vorwand ignorieren darf: 
»Die Atom-Explosion löst das Pro­
blem rad ikal und von selbst. « Das 
Schwergewicht der nuklearen Ausrü­
stung hat sich seit dem Zweiten Welt­
krieg zunehmend vom strategischen 
zum taktischen Bereich verlagert. Die 
Kernwaffe wurde immer mehr steuer­
bar, mit definierter und umschri ebener 
Kraft gezähmt, um sie dosiert auf ein 
bestimmtes Ziel und nur dort wirken 
zu lassen. Taktische Einsätze bedeuten 
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aber verhältnismäßig höhere Prozente 
an Überlebenden in den Grenzberei­
chen , die medizinische Hilfe beanspru­
chen würden. Die technischen Entwick­
lungen z. B. in Richtung Neutronen­
bombe, welche das Leben ohne das 
thermische und mechanische Inferno 
der konventionellen Kernwaffen ver-
nichten, 
Formen 
erwarten. 

lassen andere schreckliche 
der Kombinationsschäden 

Auch in Friedenszeiten bedeutet das 
weltweite Ringen um Verwendung der 
Kernenergie als wahrscheinli ch unver­
meidliche Alternative zur Erhaltung des 
Lebensstandards eine Zunahme der 
Gefahr. Wir müssen uns konkret auf 
Atom-Unfall und Atom-Katastrophe 
trotz sorgfältigster Sicherheitsvorrich­
tungen vorbereiten. Kliniker müssen 
sich ebenso ernst wie Strahlenphysiker 
darum kümmern und Verhaltensricht­
linien herausarbeiten, die im Ernstfall 
von eminenter Bedeutung werden 
können. In chirurgischer Hinsicht 
müssen wir festhalten: 
1. Die Prognose thermischer und 

mechanischer Verletzungen wird 
durch die Strahlen in hohem Maße 
verschlimmert. 

2. Das aktinische Trauma kommt 
zuerst mit zentralnervösen (Be-

nommenheit, Ataxie), dann mit 
gastrointestinalen (Brechdurchfälle) 
Störungen in Erscheinung, welche 
bereits im Frühstadium Homöo­
stase und Diagnostik verwirren . 

3. Die Strahlenkrankheit tritt bei den 
Überlebenden erst nach ei nem do­
sisabhängigen freien Intervall von 
Stunden bis 2 Wochen voll in Er­
scheinung. Sie besteht in einem 
Versagen der Infektabwehr (Immu­
nosuppression, Panmyelopathie) 
und Blutungsneigung durch Schä­
digung des lymphatischen und 
myeloischen Systems. Infektion und 
Blutung bedrohen ganz besonders 
Patienten mit frischen »konventio­
nellen « Verletzungen und Verbren­
nungen. 

4 . Die aufgenommene Strahl endosis 
kann mit den bisherigen M itteln 
am Verwundeten nicht gemessen 
werden. Sie ist erst retrospektiv 
nach dem klinischen Verlauf abzu­
schätzen, sofern sich nicht Anha lts­
punkte aus den örtlichen Bedin­
gungen im Moment der Verstrah­
lung ergeben. Dadur.ch sind Indika­
tion und Triage zu palliativer oder 
kurativer Behandlung ganz beson­
ders erschwert. 

5. Der Polytraumatisierte mit Kombi­
nationsschaden ist schock- und 
infektionsanfälliger und erträgt 
während der Strah lenkrankheit 
Belastungen wie operative Eingrif­
fe, Transporte und Klimaeinflüsse 
schlecht. Für einen Teil der Betrof­
fenen leichten und mittleren Grades 
besteht theoretisch die Möglichkeit, 
die Folgen der " konventionellen « 
Verletzung un d allfälliger Opera­
tionen vor Ausbruch der akuten 
Phase der Strahl enkrankheit zu 
überwinden. 

6. Leitgedank en zur Behandlung sind 
fo lgende: 
Chirurgie so früh und einfach wie 
möglich , im Prinzip nur Noteingrif­
fe; 
Schock- und In fektio nsprophylaxe; 
Ruhe; 
keine Wahloperationen während 
der Dauer der Strah lenkrank­
hei t (6-8 Wochen). 
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wird , Bezüge zu gesellschaftlichen Entwicklun­
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Daß eine, gerade im militärischen Bereich spür­
bare Lücke auf dem Gebiet der gesellschafts­
wissenschaftlichen Analysen durch dieses Buch 
vermutlich nicht ganz geschlossen werden kann, 
liegt sicherlich nicht zuletzt daran, daß die Auto­
ren zum Teil doch recht streitkräftefern analy­
sieren. So entsteht quasi eine doppelte Abstrak­
tion : die selbstverständliche analytische Abstrak­
tion neben der Abstraktion der doch sehr leben­
digen Streitkräfte. 
Trotz dieses - oder vielleicht auch gerade wegen 
dieses von mir empfundenen Mangels wird die­
ses Buch Diskussionen in Gang setzen und Dis ­
kussionen beeinflussen können . Und das ist, 
meines Erachtens schon viel. Vielleicht könnte 
man darin sogar den besonderen Wert dieser 
Veröffentlichung sehen . Und ich meine, daß da-

mit ,"oh "ok.o .""ä.b" W.":?, t.J bt. 



Als sich in jüngster Zeit auf Grund 
von Gerüchten und Informationen der 
Verdacht erhärtete, daß im Frühjahr 
1979 in der Gegend der russischen 
Stadt Swerdlowsk eine größere Zahl 
von Menschen Opfer einer möglicher­
weise durch bakteriologische Kampf­
stoffe verursachten Erkrankung an 
Milzbrand geworden sei, gewann das 
Thema einer Kriegführung mit B-Waf­
fen wieder an Aktualität. In der öffent­
lichen Diskussion hatte die Verwen­
dung von B-Waffen in den letzten Jah­
ren dagegen kaum eine Rolle gespielt. 

Im Gegentei l schien die Gefahr einer 
bakteriologischen Kriegführung ge­
bannt. Das Genfer "Protokoll über das 
Verbot der Verwendung von ersticken­
den, giftigen oder ähnlichen Gasen 
sowie von bakteriologischen Mitteln im 
Kriege « vom 17. Juni 1925 (RGBI 
1929 II S. 174 ff) hatte den Einsatz 
bakteriologischer Waffen eindeutig 
untersagt. Es verbot andererseits nicht 
die Rüstung mit derartigen Waffen, so 
daß in der Folge die Entwick lungsar­
beiten in verschiedenen Staaten weiter 
vorangetrieben wurden. Diese Lücke 
des Protokolls von 1925 wurde erst 
durch das 1971 von der Genfer Abrü­
stungskonferenz ausgehandelte und 
1975 in Kraft getretene Obereinkom­
men über das Verbot der Entwicklung, 
Herstellung und Lagerung bakteriolo­
gischer (bio~gischer) Waffen und von 
Toxinwaffen sowie über die Vernich­
tung solcher Waffen geschl ossen. Of­
fenbar jedoch nicht gründlich genug, 
denn die internationalen Bemühungen 
um die Aufklärung der Hintergründe 
für die Todesfä ll e von Swerd lowsk 
machen die Schwierigkeiten deutlich , 
das übereinkommen auf die Einhaltung 
seiner Bestimmungen wirksam zu 
überprüfen. Ungeachtet dieser Mängel 
des Verifizierungsverfahrens stellt der 
Vertrag aber einen großen Fortschritt 
und eine wichtige Ergänzu ng des Gen­
fer Protokolls von ] 925 dar. Es lohnt 
sich daher, ihn etwas näher zu betrach­
ten . 

Terminologie 

Zunächst einige Worte zur Terminolo­
gie des Abkommens. 

Bakteriologische Waffen si nd a ls 
KampfnUttei eingesetzte lebende Orga­
nismen (oder aus ihnen g·ewonnenes 

Klaus Goeckel 

Die 
Abschaffung 

bakteriologischer 
Waffen 

Infektionsmaterial), deren Zweck die 
Erregung von Krankheiten oder der 
Tod von Menschen, Tieren oder Pflan­
zen ist und deren Wirkung davon 
abhängt, daß sie sich im Opfer vermeh­
ren. Bei solchen Organismen muß es 
sich nicht nur um Bakterien handeln, 
vielmehr kommen z. B. auch Viren und 
Pilze in Betracht. Obwohl sich der 
Begriff bakteriologische Waffen einge­
bürgert hat, spricht man daher eigent­
lich besser von biologischen Waffen. 
Aus diesem Grunde hat es sich im 
Sprachgebrauch der Vereinten Natio­
nen als zweckmäßig erwiesen, dem 
Wort bakteriologisch zur KlarsteIlung 
das Wort biologisch in Klammer hin­
zuzufügen. 

Toxine si nd biologisch erzeugte 
hochgiftige chenUsche Substanzen. 
Wegen ihrer Wirkungsweise müßte 
man die Toxine beim militärischen 
Gebrauch als chemische Waffen be­
zeichnen; wegen ihrer Herstellung be­
sitzen sie aber eine große Verwandt­
schaft mit den biologischen Waffen . 
Deshalb sind in den Abrüstungsver­
handlungen im Rahmen der Vereinten 
Nationen Toxine in die B-Waffen-Ver-

handlungen einbezogen worden und 
werden nUt im B-Waffen-Abkommen 
geregelt. Immerhin zeigt die besondere 
Erwähnung der Toxine in diesem 
Abkommen, daß sie nicht unter den 
Begriff der bakteriologischen (biolo­
gischen) Waffen fallen. 

Im Hinblick darauf sch lug Großbri­
tannien den baldigen Absch lu ß einer 
Konvention über das Verbot mikro­
biologischer Methoden der Kriegfüh­
rung vor. Sie soll te das Genfer Pro­
tokoll von 1925 ergänzen, aber nicht 
ersetzen und den Gebrauch solcher 
mikrobiologischer Agenzien in fe ind­
seliger Absicht untersagen , die durch 
Infektion den Tod oder Krankheit 
von Menschen und Tieren oder 
Schäden an Feldfrüchten verursa­
chen. 

Sie sollte ferner eine Ächtung der 
Produktion mikrobiologischer Agen­
zien enthalten, aber dabei der Tatsache 
Rechnung tragen, daß die meisten 

I ENDe = Eighreen Nation Disarmament Committee. 

Das Genfer Verhandlungsgremium wurde 196 J von den 

USA und der UdSSR als ständ iger Ausschuß außerha lb 

der UNO gebi ldet und von der UN·Generalversammlung 

im Dezember t 96 1 gutgeheißen. 
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Bakteriologische Waffen 

mikrobiologischen Agenzien, die bei 
Feindseligkeiten verwendet werden 
können, auch für friedliche Zwecke 
benötigt werden. 

Die Reaktion auf diesen Vorschlag 
war sehr unterschiedlich. Die westli­
chen Länder nahmen ihn wohlwollend 
auf und fanden die britischen Argu­
mente überzeugend, während die 
blockfreien und sozialistischen Länder 
gegen diesen Vorstoß ernsthafte Be­
fürchtungen hegten. Sie glaubten näm­
lich, daß die Annahme dieses Vor­
schlags unvermeidbar die Wiederauf­
nahme längst gelöster Streitfragen zur 
Folge haben würde. Ihrer Ansicht nach 
war das Genfer Protokoll von 1925 
nicht überholt, da seine Regelungen 
nicht allein Methoden und Mittel der 
Kriegführung abdeckten, die zu der 
Zeit bestanden, als das Protokoll abge­
schlossen wurde, sondern auch Metho­
den und Mittel, die seitdem entwickelt 
wurden. 

Vorgeschichte 
des Abkommens 

Die Frage eines Verbots biologischer 
Waffen wurde seit langer Zeit mit der 
chemischer Kampfmittel eng verbunden 
angesehen. Schon das Genfer Protokoll 
von 1925 hatte diese Verbindung her­
gestellt, in dem es das Verbot der 
Verwendung von Gasen im Kriege auf 
bakteriologische Kriegsmittel ausdehnt. 
In der Folge haben sich die kriegfüh­
renden Mächte auch an dieses Ab­
kommen gehalten; soweit es das Gas­
Verwendungsverbot betraf, trotz erheb­
licher Aufrüstung mit chemischen 
Waffen. 

Die internationale Gemeinschaft hat 
ihr Interesse an diese Waffen betreffen­
den Regelungen auch nach dem Ende 
des 2. Weltkrieges bereits in der ersten 
Entschließung der Generalversamm­
lung der Vereinten Nationen neu be­
kundet. Die Resolution 1 vom 24. Ja­
nuar 1946 hatte nicht allein die Ab­
schaffung von Kernwaffen, sondern 
auch aller anderen Hauptwaffen, die 
für die Massenvernichtung geeignet 
sind, zum Ziel. Hierunter fielen die 
chemischen und biologischen Waffen 
als wichtige Gattungen. Auch später 
wurde häufig Bezug auf die Notwen­
digkeit einer Abschaffung aller Mas­
senvernichtungswaffen genommen, und 
Anregungen für die Kontrolle und 
Abschaffung chemischer und bakterio-
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logischer Waffen waren in verschiede­
nen Vorschlägen jener Zeit enthalten. 
Es kam jedoch zu keinen speziellen 
Verhandlungen über diesen Gegen­
stand. Erst gegen Ende der 60er Jahre 
trat diese Frage in den Vordergrund der 
Abrüsungsverhandlungen. 

Auf der Sitzung des Abrüstungsko­
mitees der 18 Nationen} im Jahre 1968 
wurde unter der überschrift Nicht­
nukleare Maßnahmen der vorläufigen 
Tagesordnung, die Frage chemischer 
und bakteriologischer Kriegführung in 
die überlegungen einbezogen. Zu den 
Vorschlägen, die während der Sitzung 
eingebracht wurden, gehörte ein Ar­
beitspapier über die mikrobiologische 
Kriegführung, das von Großbritannien 
am 6. August 1968 vorgelegt wurde. Es 
war aus zwei Gründen von besonderer 
Bedeutung: 

Erstens wegen der Aussage, daß aus 
einer Reihe von Gründen das Genfer 
Protokoll betreffend das Verbot der 
Anwendung von Giftgasen und bak­
teriologischen Mitteln von 1925 kein 
zufriedenstelIendes Instrument für 
die Behandlung der Frage chemischer 
und mikrobiologischer Kriegführung 
sei, und 
zweitens, weil es die Anregung ent­
hielt, aus praktischen Gründen die 
Fragen der chemischen und mikro­
biologischen Kriegführung gesondert 
zu behandeln. 
Die Behandlung der Frage führte 

dann am 20. Dezember 1968 zur 
Annahme der Resolution 2454 A 
(XXIII) durch die Generalversamm­
lung. Der Generalsekretär wurde damit 
beauftragt, mit Unterstützung einer 
Expertengruppe einen Bericht über die 
Auswirkungen eines möglichen Ge­
brauchs chemischer oder bakteriologi­
scher Mittel der Kriegführung vorzube­
reiten. 

Der Geltungsbereich 
des Abkommens 

Die weiteren Verhandlungen' kreisten 
insbesondere um die Frage des Anwen­
dungsbereichs. Hierzu wurden zwei 
klar unterschiedene Wege vorgeschla­
gen. Ein von Großbritannien und 
Nordirland vorgelegter Konventions­
entwurf vom 10. Juli 1969 war in sei­
nem Anwendungsbereich auf das 
Verbot biologischer Methoden der 
Kriegführung einschließlich des Ver-

bots der Produktion und des Erwerbs 
solcher Waffen und ein Kontrollverfah­
ren beschränkt. Im Gegensatz dazu 
befaßte sich ein Gegenentwurf vom 
19. September 1969, der von der 
UdSSR zusammen mit Bulgarien und 
der bjelorussischen SSR, der Tsche­
choslowakei, Ungarn, der Mongolei, 
Polen, Rumänien und der ukrainischen 
SSR eingebracht wurde, mit dem Ver­
bot der Entwicklung~ Herstellung, 
Lagerung und des Erwerbs sowohl 
chemischer als auch bakteriologischer 
(biologischer) Waffen. 

Beide Entwürfe wurden von einer 
Reihe von Staaten unterstützt. Die USA 
etwa, die den britischen Vorschlag 
unterstützten, betonten den Unter­
schied zwischen den beiden Waffen­
arten. Sie machten geltend, daß chemi­
sche Waffen, anders als biologische 
Waffen, tatsächlich schon in der Krieg­
führung verwendet worden seien. Viele 
Regierungen würden daher zögern, den 
Besitz chemischer Waffen aufzugeben, 
ohne Sicherheitsgarantien zu haben, 
daß andere Staaten diesem Beispiel 
folgten. Außerdem ergäben sich bei 
biologischen Waffen weniger schwer 
lösbare Probleme, so daß ein disbezüg­
liches Verbotsabkommen nicht aufge­
schoben werden sollte, bis überein­
kunft über ein zuverlässiges Verbot 
chemischer Waffen erreicht sei. 

Demgegenüber machten die Staaten, 
die dem sowjetischen Entwurf folgten, 
geltend, daß chemische und biologische 
Waffen in dem Genfer Protokoll von 
1925, in den Resolutionen der Gene­
ralversammlung sowie in dem Bericht 
des Generalsekretärs zusammen be­
handelt worden seien. Das müsse auch 
für die Zukunft gelten, denn eine nur 
biologische Waffen abdeckende ge­
trennte Konvention könnte dazu bei­
tragen, das Wettrüsten bei den chemi­
schen Waffen zu verstärken. 

Einige der Staaten, die ein umfassen­
des Verbot befürworteten, vertraten die 
Ansicht, daß es nur zusammen mit 
einem angemessenen Kontrollsystem 
annehmbar sei. 

Entwicklungen außerhalb 
des Abrüstungskomitees 

Der Gang der darauffolgenden Ver­
handlungen über den Anwendungs­
bereich wurde durch Entwicklungen 
außerhalb des Abrüstungskomitees 



beeinflußt. So kündigten am 25. 
November 1969 die Vereinigten Staa­
ten einen einseitigen Verzicht auf den 
Erstgebrauch tödlicher oder kampf­
unfähig machender chemischer Stoffe 
und Waffen und einen bedingungslosen 
Verzicht auf alle Methoden biologi­
scher Kampfführung an. Am 14. Fe­
bruar 1970 wurde der Verzicht auf 
Toxine ausgedehnt. Gleiche Ankündi­
gungen wurden von anderen Staaten 
gemacht. Z. B. gaben Kanada, Schwe­
den und Großbritannien bekannt, daß 
sie keine biologischen Waffen hätten 
und auch nicht beabsichtigten, solche 
herzustellen. 

Diese Erklärungen erleichterten es, 
die Verpflichtungen in ein bindendes 
internationales Abkommen umzu­
setzen . Als Antwort auf diese Entwick­
lung legten die Sowjetunion und ihre 
Satellitenstaaten der Konferenz des 
Abrüstungskomitees (CCD)2 am 30. 
März 1971 einen neuen Entwurf für 
ein Abkommen vor, der in seinem 
Anwendungsbereich auf biologische 
Waffen und Toxine beschränkt war. 

Eine Reihe von Staaten, insbesondere 
die blockfreien, begrüßten den Entwurf 
zwar im allgemeinen, gaben aber nach 
wie vor einem umfassenden Verbot 
sowohl chemjscher als auch biologi­
scher Waffen den Vorzug. Sie äußerten 
unter anderem Besorgnis darüber, daß 
der Anwendungsbereich nicht erschöp­
fend genug beschrieben sei. Selbst wenn 
er auf biologische Waffen beschränkt 
bleibe, umfasse das vorgeschlagene 
Verbot z. B. keine Forschungsarbeiten. 

Neuer 
gemeinsamer Entwurf 

Als Ergebnis des weiteren Gedanken­
austausches legten die Befütworter des 
Entwurfs vom 30. März 1971 und die 
Vereinigten Staaten am 5. August 1976 
einen neuen , gemeinsamen Abkom­
mensentwurf über bakteriologische 
(biologische) und Toxinwaffen vor. 
Der Anwendungsbereich des Entwurfs 
war - im Vergleich mit dem vorange­
gangenen - etwas erweitert. In Artikel I 
z. B. waren der Verpflichtung nicht zu 
entwickeln, herzustellen, zu lagern oder 
in anderer Weise zu erwerben die 
Worte oder zurückzubehalten hinzuge­
fügt. Außerdem wurde verdeutlicht, 
daß die Ächtung des Gebrauchs solcher 
Waffen mcht allein feindsehge Zwecke 

im allgemeinen, sondern auch bewaff­
nete Konflikte betraf. In Ergänzung des 
Art. II des Entwurfs wurden die Ver­
tragsparteien verpflichtet, nicht nur die 
in ihrem Besitz befindlichen Agenzien, 
Toxine, Waffen, Ausrüstungen und 
Einsatzmittel zu zerstören oder friedli­
chen Zwecken zuzuführen, sondern 
auch solche, dje ihrer Hoheitsgewalt 
oder Kontrolle unterliegen. 

Gleichzeitig wurde die Verpflichtung 
in Artikel III um die Ächtung der Wei­
tergabe erweitert. 

Die hauptsächlichen Einwände gegen 
den gemeinsamen Entwurf der Sowje­
tunion und der Vereinigten Staaten 
bezogen sich wiederum auf die Frage 
des Verbots der Forschungsarbeit. Viele 
Staaten wiederholten ihre Ansicht, daß 
eine Ächtung der Forschung das Über­
einkommen beträchtlich verstärken 
würde. Andere jedoch hielten For­
schungsarbeit für Vorbeugungs- oder 
sonstige friedliche Zwecke für unerl äß­
lich . Über diese Streitfrage wurde keine 
Eingung erzielt, auch nicht in bezug auf 
Forschung über Waffen, Ausrüstungen 
oder Einsatzmjttel zur Verwendung 
von Agenzien und Toxinen. Einige 
Staaten machten geltend, daß in Anbe­
tracht der vorgeschlagenen vollständi­
gen Zerstörung jener Waffen und ihrer 
Herstellung, eine solche Bestimmung 
überflüssig sei. 

Dennoch wurde der Entwurf in eim­
gen Punkten geändert und in der neuen 
Fassung vom 28 . September 1971 der 
Konferenz des Abrüstungsausschusses 
vorgelegt sowie anschließend der 
UN-Generalversammlung zur Prüfung 
zugeleitet. 

Am 16. Dezember 1971 empfahl die 
Generalversammlung in der Resolution 
2826 die Annahme des Übereinkom­
mens. Die entscheidenden Artikel laute­
ten wie folgt: 

Artikel r 
(Verbot des Besitzes biologjscher 

Waffen) 

Jeder Vertragsstaat dieses Überein­
kommens verpflichtet sich, 
1. mikrobiologische oder andere bio­

logische Agenzien oder - ungeach­
tet ihres Ursprungs und ihrer Her­
stellungsmethode - Toxine von 
Arten und in Mengen, die nicht 
durch Vorbeugungs-, Schutz- oder 
sonstige friedliche Zwecke gerecht­
fertigt sind, sowie 
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2. Waffen, Ausrüstungen oder Ein­
satzmittel, die für die Verwendung 
solcher Agenzien oder Toxine für 
feindselige Zwecke oder in einem 
bewaffneten Konflikt bestimmt 
sind, 

niemals und unter keinen Umständen 
zu entwickeln, herzustellen, zu lagern 
oder in anderer Weise zu erwerben 
oder zurückzubehalten. 

Artikel 11 

(Vernichtungspflicht) 

Jeder Vertragsstaat dieses überein­
kommens verpflichtet sich, alle in sei­
nem Besitz befindlichen oder seiner 
Hoheitsgewalt oder Kontrolle unterlie­
genden Agenzien, Toxine, Waffen, 
Ausrüstungen und Einsatzmittel im 
Sinne des Artikels I so bald wie mög­
lich, spätestens jedoch neun Monate 
nach dem Inkrafttreten des überein­
kommens, zu vernichten oder friedli­
chen Zwecken zuzuführen. Bei der 
Durchführung der Bestimmungen die­
ses Artikels sind alle erforderlichen 
Sicherheitsvorkehrungen zum Schutz 
der Bevölkerung und der Umwelt zu 
beachten. 

Artikel III 

(Weitergabeverbot) 

Jeder Vertragsstaat dieses überein­
kommens verpflichtet sich, die in Arti­
kel I bezeichneten Agenzien, Toxine, 
Waffen, Ausrüstungen oder Einsatzmit­
tel an niemanden unmittelbar oder 
mittelbar weiterzugeben und einen 
Staat, eine Gruppe von Staaten oder 
internationale Organisationen weder zu 
unterstützen noch zu ermutigen noch 
zu veranlassen, sie herzustellen oder in 
anderer Weise zu erwerben. 

Bezugnahme 
auf chemische Waffen 

Die Verhandlungen über sonstige 
Bestimmungen des Abkommens erwie­
sen sich als ebenso bedeutsam wie die­
jenjgen über den Verbotsumfang. Das 

2) CCD • The Conference of [he Committee on 
Disarmament. Der Achnehn·Mächte-Ausschuß 
wurde am 3. Juli und 7. August 1969 auf 26 
Mitglieder erweitert und am 26. August 1969 
umbenannt. 
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gilt besonders für jene, die sich mit der 
Erstreckung des Geltungsbereichs auf 
chemische Waffen befaßten. Sobald 
klar wurde, daß derzeit eine zusam­
menfassende Regelung hinsichtlich 
chemischer und biologischer Waffen 
nicht möglich sei und sich die Bemü­
hungen zunächst auf biologische Waf­
fen konzentrieren würden, machten 
insbesondere die blockfreien Staaten 
die Zustimmung zu der eingeschränk­
ten Betrachtungsweise von der Weiter­
verfolgung der Verhandlungen über 
chemische Waffen abhängig. 

Dementsprechend behandelte der 
Abkommensentwurf vom 30. März 
1971, wie er von der Sowjetunion und 
anderen Staaten vorgelegt wurde, die 
Angelegenheit sowohl in der Präambel 
als auch in zwei getrennten Artikeln. So 
wurde in der Präambel die Bedeutung 
des Genfer Protokolls von 1925 aner­
kannt und die überzeugung ausgespro­
chen, daß die vorgeschlagene B-Waf­
fen-Konvention den Fortschritt in Rich­
tung auf ein vollständiges Verbot che­
mischer Waffen erleichtere und die 
Verhandlungen darüber fortgesetzt 
werden würden. Artikel VIII versi­
cherte erneut die von den Vertrag­
staaten des Genfer Protokolls einge­
gangenen Verpflichtungen, während 
der Artikel [X eine Verpflichtung der 
Vertragsparteien zu Verhandlungen 
über chemische Waffen vorsah. 

Die gleichl autenden Entwürfe vom 
5. August 1971, die von der Sowjetu­
nion und einer Gruppe von Befürwor­
tern einersei ts und den Vereinigten 
Staaten andererseits eingebracht wur­
den, enthi elten bezüglich der chemi­
s<:hen Waffen bis auf wenige Änderun­
gen den gleichen Text wie der Ab­
kommensentwurf vom 30. März 1971. 

Er wurde in den nachfolgenden 
Verhandlungen noch verbessert, wobei 
die Verbindung zwischen biologischen 
und chemischen Waffen enger geknüpft 
wurde. Die maßgeblichen Bestimmun­
gen des übereinkommens in ihrer 
endgü ltigen Fassung lau ten: 

Präambel (A bsatz 1) 

»In Anbetracht der großen Bedeutung 
des in Genf am 17. Juni 1925 unter­
zeichneten Protokolls über das Verbot 
der Verwendung von erstickenden, gif­
tigen oder ähnlichen Gasen sowie von 
bakteriologischen Mitteln im Kriege 
und eingedenk auch des Beitrags, den 
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das genannte Protokol zur Milderung 
der Schrecken des Krieges bereits gelei­
stet hat und noch leistet; 

Präambel (Absa tz 8) 

In der Erkenntnis, daß eine überein­
kunft über das Verbot bakteriologi­
scher (biologischer) Waffen und von 
Toxinwaffen einen ersten möglichen 
Schritt zur Erzielung einer überein­
kunft über wirksame Maßnahmen auch 
für das Verbot der Entwicklung, Her­
stellung und Lagerung chemischer 
Waffen darstellt, und entschlossen, auf 
dieses Ziel berichtete Verhandlungen 
forzusetzen. « 

Artikel VIII 

(Vereinbarkeitsgrundsatz) 

Keine Bestimmung dieses überein­
kommens ist so auszu legen, als be­
grenze oder mindere sie in irgendeiner 
Weise die von einem Staat auf Grund 
des in Genf am 17. Juni 1925 unter­
zeichneten Protokolls über das Verbot 
der Verwendung von erstickenden, gif­
tigen oder ähnli chen Gasen sowie von 
bakteriologischen Mitteln im Kriege 
übernommen Verpflichtungen. 

Artikel IX 

(Weiterverhandlungspfl icht) 

Jeder Vertragsstaat dieses überein­
kommens bekräftigt das anerkannte 
Ziel des wirksamen Verbots chemischer 
Waffen und verpflichtet sich, hi erauf 
gerichtete Verhandlungen in redlicher 
Absicht fortzusetzen, um eine baldige 
übereinkunft zu erzielen über wirk­
same Maßnahmen zum Verbot ihrer 
Entwicklung, Herstellung und Lage­
rung und zu ihrer Vernichtung sowie 
über geeignete Maßnahmen in bezug 
auf Ausrüstungen und Einsatzmittel, 
die eigens für die Herstellung oder 
Verwendung chemischer Agenzien für 
Waffenzwecke vorgesehen sind. 

Erfüllung 
des übereinkommens 

Die Bestimmungen über die Vertrags­
erfü llung gaben keinerlei Anlaß zu 
Schwierigkeiten. Der Abkommens­
entwurf vom 30. März 1971 behan­
delte diesen Punkt in zwei Artikeln. 

Artikel N legte fest, daß die Vertrags­
staaten für die Erfüllung der Bestim­
mungen mit ihrer gesetzlichen oder 
physischen Person international ver­
antwortlich seien und Artikel V ver­
pflichtete sie, in übereinstimmung mit 
ihren verfassungsmäßigen Verfahren 
die notwendigen gesetzgeberischen und 
verwaltungsniäßigen Maßnahmen für 
das Wirksamwerden der in den Arti­
keln 1- III vorgesehenen Verpflichtun­
gen zu ergreifen. Die gleich lautenden 
Entwürfe vom 5 . August 1971 enth iel­
ten dieselbe Idee, aber der Wortlaut 
wurde den revidierten Artikeln über 
den Geltungsbereich stärker angepaßt. 
Ferner wurde die Verpflichtung über 
die Vertragserfüllung weiter verstärkt. 
Die endgü ltige Fassung hat fo lgenden 
Wortlaut: 

Artikel IV 

(Staatsaufsicht) 

Jeder Vertragsstaat dieses Überein­
kommens trifft nach Maßgabe der in 
seiner Verfassung vorgesehenen Ver­
fahren alle erforderlichen Maßnahmen, 
um die Entwicklung, die Herstellung, 
die Lagerung, den Erwerb oder die 
Zurückbehaltung der in Artikel I be­
zeichneten Agenzien, Toxine, Waffen, 
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seinem Hoheitsgebiet, unter seiner 
Hoheitsgewalt oder an irgendeinem 
Ort unter seiner Kontrolle zu verb ieten 
und zu verhindern. 

Artikel V 

(Konsultationspfl icht) 

Die Vertragsstaaten des Übereinkom­
mens verpflichten sich, einander zu 
konsultieren und zusammenzuarbeiten, 
um all e Probleme zu lösen, die sich in 
bezug auf das Ziel oder bei der An­
wendung der Bestimmungen dieses 
Übereinkommens ergeben können. Die 
Konsultation und Zusammenarbeit 
kann auch durch geeignete internatio­
nale Verfahren im Rahmen der Verein­
ten Nationen und im Einklang mit 
deren Charta erfolgen. 

Bruch der 
Verpflichtungen 

Die Frage eines möglichen Bruchs der 
Verpflichtungen der vorgeschlagenen 



Übereinkunft wurde in engem Zusam­
menhang mit dem Problem der Ver­
tragserfüllung behandelt. Die Delega­
tionen gingen von Anfang an davon 
aus, daß die Übereinkunft eher auf 
nationalen als auf internationalen 
Mitteln der Verifizierung beruhen 
sollte. Obwohl diesbezüglich allgemei­
nes Einverständnis bestand, hatten die 
anfänglichen Vorschläge zum Verifika­
tionsverfahren einen etwas unterschied­
lichen Ausgangspunkt. Der britische 
Entwurf vom 10. Juli 1969 betraute 
grundsätzlich den Generalsekretär der 
Vereinten Nationen mit der Entgegen­
nahme aller Beschwerden, ihrer Unter­
suchung und mit dem Bericht über das 
Untersuchungsergebnis an den Sicher­
heitsrat. Im Gegensatz dazu wies der 
Entwurf vom 10. März 1971 (Sowjetu­
nion und andere) die zentrale Rolle in 
dieser Angelegenheit dem Sicherheitsrat 
der Vereinten Nationen statt dem 
Generalsekretär zu. Beide Vorschläge 
erfuhren sowohl Unterstützung als 
auch Kritik. So wurde etwa vorge­
bracht, daß der englische Weg einer 
Beschwerdepartei größere Vorteile 
einräume, da alle Verzögerungen bei 
der Untersuchung einer Beschwerde als 
mögliche Folge eines Vetos im Sicher­
heitsrat umgangen würden. Die Ge­
genmeinung machte geltend, daß Ange­
legenheiten im Zusammenhang mit 
dem Bruch von Verpflichtungen direk­
ten Bezug auf die Sicherheit von Ver­
tragsstaaten hätten. Daher wäre es nur 
logisch, das Untersuchungsverfahren 
dem Sicherheitsrat anzuvertrauen, der 
in erster Linie für die Erhaltung des 
internationalen Friedens und der Si­
cherheit verantwortlich sei. Diese Auf­
fassung setzte sich schließlich durch 
und wurde bis auf eine redaktionelle 
Umstellung unverändert in den Text 
des endgültigen Entwurfs vom 28. 
September 1971 aufgenommen. Dieser 
Entwurf enthielt jedoch einen wichti­
gen Zusatzartikel, der die Vertragsstaa­
ten verpflichtete, einem Staat, der sich 
als Ergebnis einer Verletzung des 
Abkommens in Gefahr befand, Hilfe in 
Aussicht zu stellen oder zu gewähren. 
Diese beiden in das Übereinkommen 
aufgenommenen Artikel lauten: 

Artikel VI 

(Beschwerderecht) 

(1) Jeder Vertragsstaat des Überein­
kommens, der feststellt, daß ein 

anderer Vertragsstaat durch sein 
Handeln die sich aus diesem Über­
einkommen ergebenden Verpflich­
tungen verletzt, kann beim Sicher­
heitsrat der Vereinten Nationen 
Beschwerde einlegen. Eine solche 
Beschwerde soll mit allen nur 
möglichen Beweisen für ihre Be­
gründetheit sowie mit einem An­
trag auf Prüfung durch den Sicher­
heitsrat versehen sein. 

(2) Jeder Vertragsstaat des Überein­
kommens verpflichtet sich zur 
Zusammenarbeit bei der Durch­
führung einer Untersuchung, die 
der Sicherheitsrat im Einklang mit 
den Bestimmungen der Charta der 
Vereinten Nationen auf Grund der 
bei ihm eingegangenen Beschwerde 
gegebenenfalls einleitet. Der Si­
cherheitsrat unterric;htet die Ver­
tragsstaaten des Übereinkommens 
über die Ergebnisse der Untersu­
chung. 

Artikel VII 

(Beistandspfl ich t) 

Jeder Vertragsstaat des Übereinkom­
mens verpflichtet sich, jeder Vertrags­
partei, die darum ersucht, in Einklang 
mit der Charta der Vereinten Nationen 
Hilfe zu gewähren oder mit Hilfelei­
stungen zu unterstützen, falls der Si­
cherheitsrat feststellt, daß diese Ver­
tragspartei als Ergebnis der Verletzung 
dieses Übereinkommens einer Gefahr 
ausgesetzt worden ist. 

Die in den Artikeln V und VI gefun­
dene Lösung kann allerdings wegen der 
Möglichkeit, jede effektive Überprü­
fung der Vertragserfüllung durch Veto 
im Sicherheitsrat zu blockieren und vor 
allem wegen des Fehlens eines Inspek­
tionsrechts am Ort des Geschehens 
nicht befriedigen. 

Friedliche Nutzung 

Die Frage der friedlichen Nutzung 
bakteriologischer (biologischer) Agen­
zien und Toxine war eine der zentralen 
Streitfragen in den Verhandlungen der 
Konferenz des Abrüstungsausschusses. 
Großbritannien hatte in seinem Ar­
beitspapier vom 6. August 1968, mit 
dem es eine getrelllite Regelung über 
biologische Waffen angeregt hatte, 
gleichzeitig klargestellt, daß der Wort-
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laut eines künftigen Abkommens in 
bezug auf den Geltungsbereich berück­
sichtigen müßte, daß die meisten der 
mikrobiologischen Agenzien, die bei 
Feindseligkeiten verwendet werden 
könnten, auch für friedliche Zwecke 
benötigt werden. Dementsprechend 
bezogen alle folgenden Entwürfe das 
Verbot nur auf jene Arten und Men­
gen, die nicht durch Vorbeugungs- oder 
andere Zwecke gerechtfertigt sind. 
Ungeachtet ihres prinzipiellen Einver­
ständnisses mit einer friedlichen Ver­
wendung biologischer oder toxischer 
Agenzien äußerte eine Reihe von Staa­
ten jedoch Bedenken, daß diese Be­
stimmungen einige Hintertüren für der 
angestrebten Konvention entgegenge­
setzte Aktivitäten offen lassen würden. 
Andere sahen jedoch eine ausreichende 
Mißbrauchsgarantie in dem Verbot von 
Ausrüstungen oder Hilfsmitteln, die für 
die Verwendung solcher Agenzien oder 
Toxine zu feindseligen Zwecken oder 
im Kriege bestimmt sind. 

Obwohl wegen der Abfassung des 
Artikels über den Anwendungsbereich 
auch nach Annahme des Übereinkom­
mens unterschiedli che Ansichten be­
standen, stellte niemand die Notwen­
digkeit friedlicher bakteriologischer 
(biologischer) Aktivitäten in Frage. Um 
diese Auffassung stärker hervorzuhe­
ben , enthielt der Entwurf vom 
30. März 1971 einen Zusatzartikel 
über das Recht der Vertragss taaten, am 
internationalen Austausch von wesent­
lichem Material für friedliche Zwecke 
teilzunehmen (Art. X). Die gleichlau­
tenden Entwürfe vom 5. August 1971 
nahmen diesen Artikel ohne Änderun­
gen auf (Art. IX). Absatz 1 wurde dann 
später auf die Verpflichtung der Par­
teien erstreckt, zur Entwicklung und 
Anwendung wissenschaftlicher Entdek­
kungen zur Verhütung von Krankhei­
ten oder für sonstige friedliche Zwecke 
beizutragen. Dieser Zusatz kam in dem 
endgültigen Entwurf vom 28. Septem­
ber 1971 (Art. X) zum Ausdruck: 

Artikel X 

(Friedliche Nutzung) 

(1) Die Vertragsstaaten dieses Über­
einkommens verpflichten sich, den 
weitestmöglichen Austausch von 
Ausrüstungen, Material und wis­
senschaftlichen und technologi­
schen Informationen zur Verwen­
dung bakteriologischer (biologi-
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scher) Agenzien und von Toxinen 
für friedliche Zwecke zu erleichtern 
und sind berechtigt, daran teilzu­
nehmen. Vertragsparteien, die 
hierzu in der Lage sind, arbeiten 
ferner zusammen, um allein oder 
gemeinsam mit anderen Staaten 
oder internationalen Organisatio­
nen zur Weiterentwicklung und 
Anwendung wissenschaftlicher 
Entdeckungen auf dem Gebiet der 
Bakteriologie (Biologie) zur 
Krankheitsverhütung oder zu ande­
ren friedlichen Zwecken beizutra­
gen. 

(2) Dieses Übereinkommen ist so 
durchzuführen, daß es keine Be­
hinderung für die wirtschaftliche 
und technologische Entwicklung 
der Vertragsstaaten des Überein­
kommens oder für die internatio­
nale Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet friedlicher bakteriologischer 
(biologischer) Tätigkeiten darstellt, 
einschließlich des internationalen 
Austausches von bakteriologischen 
(biologischen) Agenzien und Toxj­
nen sowie von Ausrüsrungen für 
die Verarbeitung, Verwendung 
oder Herstellung bakteriologischer 
(biologischer) Agenzien und von 
Toxinen für friedliche Zwecke im 
Einklang mit den Bestimmungen 
dieses Übereinkommens. 

überprüfungsverfahren 

Die Frage einer Überprüfung der Wir­
kungsweise des beabsichtigten Über­
einkommens wurde in engem Zusam­
menhang mit den Vorschriften über die 
Vertragserfüllung und weitere Ver­
handlungen über chemische Waffen 
behandelt. Viele Delegationen vertraten 
dje Ansicht, daß eine Bestimmung über 
periodische Nachprüfungen die 
Glaubwürdigkeit der Verpflichrungen 
sehr erhöhen würde. Die Parteien hät­
ten dadurch die Möglichkeit, nicht nur 
die Wirksamkeit der Konvention zu 
überdenken, sondern sie auch mit 
Rücksicht auf mögliche, bedeutsame 
wissenschaftliche technologische Ent­
wicklungen zu verbessern. Eine solche 
Bestimmung schien besonders jenen 
Staaten wichtig, die der Meinung 
waren, daß der vorgeschlagene An­
wendungsbereich über Gebühr be­
schränkt sei und nach angemessener 
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Zeit auch auf chemische Waffen ausge­
dehnt werden sollte. Der Vorschlag, 
anstelle nur einer Überprüfung nach 
fünf Jahren periodische Überprüfungen 
vorzusehen, wurde jedoch nicht aufge­
griffen, da die Mehrheit die Revisions­
bestimmung für ausreichend ansah, um 
spätere notwendige Verbesserungen des 
Übereinkommens berücksichtigen zu 
können. Ferner wurde festgestellt, daß 
eine fünf Jahre nach lnkrafttreten des 
Abkommens einzuberufende Revi­
sionskonferenz selbst entscheiden 
könne, ob und wann sie wieder zu­
sammentreten werde. Die einschlägige 
Vorschrift hat folgenden Wortlaut: 

(Revisionskonferenz) 

Fünf Jahre nach dem Inkrafrtreten 
dieses Übereinkommens oder, wenn 
eine Mehrheit der Vertragsparteien des 
Übereinkommens durch einen an die 
Verwahrregierungen gerichteten ent­
sprechenden Vorschlag darum ersucht, 
zu einem früheren Zeitpunkt, wird in 
Genf, Schweiz, eine Konferenz der 
Vertragsstaaten des Übereinkommens 
zu dem Zweck abgehalten, die Wir­
kungsweise dieses Übereinkommens zu 
überprüfen, um sicherzustellen, daß die 
Ziele der Präambel und die Bestim­
mungen des Vertrages einschließlich 
jener betreffend die Verhandlungen 
über chemische Waffen verwirklicht 
werden. Bei dieser Überprüfung werden 
die für dieses Übereinkommen erhebli­
chen neuen wissenschaftlichen und 
technologischen Entwicklungen be­
rücksichtigt. 

Geltungsdauer 
und Rücktritt 

Bereits zu Beginn der Verhandlungen 
wurde weitgehend die Ansicht vertre­
ten, daß ein Weg, die hohe Bedeutung 
der Verhinderung des Wettrüstens auf 
dem Gebiet biologischer Methoden der 
Kriegführung zu unterstreichen, die 
unbegrenzte Gelrungsdauer der beab­
sichtigten Konvention wäre. Schon der 
britische Vorschlag vom 10. Juli 1969 
enthielt eine dahingehende Bestim­
mung, und so auch alle folgenden 
Entwürfe. Wenngleich es gegen diese 
Regel als solche keine Einwände gab, 

wurde doch vielfach die Ansicht vertre­
ten, daß eine Bestimmung für den 
Rücktritt von der Konvention unter 
bestimmten, fest umrissenen Umstän­
den getroffen werden sollte, um es den 
Vertragsstaaten zu ermöglichen, ihre 
übergeordneten Interessen zu wahren. 
Diese Auffassung wurde durch die 
Tatsache verstärkt, daß andere Ab­
kommen zur Waffenbegrenzung, wie 
etwa der Vertrag über die Nichtverbrei­
tung von Kernwaffen von 1968 und 
der Meeresboden-Vertrag von 1972, 
über den die Verhandlungen vor dem 
Abschluß standen, eine solche Vor­
schrift enthielten. Folglich verwendete 
der britische Entwurf den Wortlaut 
djeser früheren Vereinbarungen. 

Der Entwurf vom 30. März 1971 
nahm keinen Bezug auf das Rücktritts­
recht, aber die gleichlautenden Ent­
würfe vom 5. August 1971 führten 
wiederum die vollständige Bestimmung 
ein (Art. XII) . Sie wurde ohne weitere 
Änderungen in den endgültigen Text 
der Konvention als Artikel XIll aufge­
nommen, der lautet: 

Artikel X/JI 

(Gelrungsdauer, Rücktrittsrecht) 

(1) Die Gelrungsdauer dieses Überein­
kommens ist unbegrenzt. 

(2) Jeder Vertragsstaat dieses Überein­
kommens ist in Ausübung seiner 
staatlichen Souveränität berechtigt, 
von diesem Übereinkommen zu­
rückzutreten, wenn er entscheidet, 
daß durch außergewöhnliche, mit 
dem Inhalt dieses Übereinkommens 
zusammenhängende Ereignisse eine 
Gefährdung der höchsten Interes­
sen seines Landes eingetreten ist. Er 
teilt diesen Rücktritt allen anderen 
Vertragsstaaten des Übereinkom­
mens sowie dem Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen drei Monate 
im voraus mit. Diese Mitteilung 
hat eine Darlegung der außerge­
wöhnlichen Ereignisse zu enthal­
ten, durch die seiner Ansicht nach 
eine Gefährdung seiner höchsten 
Interessen eingetreten ist. 

----------------
Stand des Abkommens 

Das Übereinkommen wurde am 
16. Dezember 1971 durch die Verein­
ten Nationen angenommen und am 10. 



April 1972 in den Hauptstädten der 
UdSSR, Großbritannien und der USA, 
die durch Art. xrv zu Verwahrregie­
rungen bestimmt worden waren, zur 
Unterzeichnung aufgelegt. Es trat am 
26. März 1975 in Kraft. Das Abkom­
men ist bisher von 81 Staaten ratifiziert 
worden, 6 Staaten sind ihm beigetreten 
und weitere 37 Länder, darunter die 
Bundesrepublik Deutschland, haben es 
unterzeichnet, aber noch nicht ratifi­
ziert. 

Vom 3. bis 21. März 1980 tagte in 
Genf die in Artikel XII vorgesehene 
Konferenz zur Überprüfung des Ab­
kommens. 

Schlußsitzung 

In der Schlußsitzung der Konferenz 
brachte der amerikanische Delegierte 
den Vorfall von Swerdlowsk offiziell 
zur Sprache. Unter Berufung auf Arti­
kel V des Abkommens forderten die 
Vereinigten Staaten die Sowjetunion zu 
Konsultationen auf, um zu erfahren, ob 
der Unfall durch vertragswidrigen 
Umgang mit einem tödlichen Gift ver­
ursacht worden sei. Die Amerikaner 
äußerten die Hoffnung, daß auch die 
sowjetische Seite im Sinne der Zusam­
menarbeit zur Sicherstellung der Ver­
tragsziele verfahren werde. Die Verei­
nigten Staaten ließen sich nach eigenem 
Bekunden allein von der Sorge um die 
Vertragsziele leiten, die von jedem 
gewissenhaften Vertragspartner geteilt 
und verstanden werden müßte. 

Der sowjetische Delegierte wies mit 
Entschiedenheit jeden Zweifel an der 
Vertragstreue seines Landes zurück. 
Schon 1975 habe seine Regierung er­
klärt, die Sowjetunion besitze keine der 
im Vertrag genannten Kampfstoffe; sie 
habe auch nie chemische Waffen einge­
setzt, sei vielmehr einer der ersten Be­
fürworter ihres Verbots. In Swerdlowsk 
habe es sich um eine Epidemie von sibi­
rischem Fieber nach dem Genuß von 
infiziertem Fleisch gehandelt. Das sei 
schon länger öffentlich bekannt gewe­
sen und darum bestehe auch kein 
Grund, ein Konsultationsverfahren 
nach Artikel V des durch diesen Fall 
überhaupt nicht berührten Vertrages 
über ein Verbot biologischer Waffen 

einzuleiten. Der sowjetische Delegierte 
deutete die Publizität für diesen Fall als 
Ausfluß einer anderen, zur Zeit im 
Westen und auch in der Schweiz gras­
sierenden Epidemie, nämlich einer 
Epidemie der »Anti-Sowjet-Hysterie«, 
und als einen gezielten, aber vergebli­
chen Versuch, einen guten Ausgang der 
Revisionskonferenz zu hintertreiben 
und den Bemühungen um Abrüstung 
zu schaden. Zwar war in den Beratun­
gen der letzten drei Wochen der Konfe­
renz der B-Waffen-Verbotsvertrag als 
erster wirksamer Schritt zu echter 
Abrüstung gepriesen und befriedigt 
festgestellt worden, daß keine Klagen 
oder Verdachtsmomente wegen einer 
Verletzung oder Umgehung seiner Be­
stimmungen vorlägen. Es wurde indes­
sen auch von Delegationen aus allen 
politischen Lagern moniert, daß nicht 
alle Vertragsstaaten absolut glaubhafte 
Zusicherungen über die Vernichtung 
ihrer B-Waffen-Arsenale oder deren 
Überleitung auf friedliche Verwen­
dungszwecke gegeben hätten. Einige 
wiesen darauf hin, daß das Vertrauen, 
auf das man demnach angewiesen sei, 
durch die Ereignisse der letzten Monate 
und auch durch Meldungen über die 
Verwendung von chemischen Kampf­
stoffen " in einigen Weltgegenden « ge­
litten habe. Die Forderung, das Verfah­
ren zur Verifikation über Konsulta­
tionspflicht (Artikel V) und Beschwer­
derecht (Artikel VI) hinaus zu erwek­
ken und auch die Möglichkeit von 
Inspektionen am Ort zu schaffen, fand 
jedoch keine Mehrheit. In Ost und 
West wollte man offenbar kein Präju­
diz für andere Abrüstungsbereiche 
schaffen, sondern lieber Zweifel an der 
Glaubwürdigkeit des Willens zur Ver­
hinderung von Vertragsverletzungen in 
Kauf nehmen. 

Schlußerklärung 

In der Schlußerklärung bekräftigten die 
Teilnehmerstaaten grundsätzlich ihre 
feste Entschlossenheit, die Möglichkeit 
des Einsatzes von bakteriologischen 
(biologischen Wirkstoffen und Toxinen 
als Waffen völlig auszuschließen. Sie 
bekräftigten ferner, daß sie an den 

Bakteriologische Waffen 

Prinzipien und Zielen der Konvention 
festhalten wollten und weiter ent­
schlossen seien, alle Bestimmungen des 
Abkommens einzuhalten. Die Konfe­
renz war der Meinung, daß Artikel I 
sich als ausreichend weit gefaßt erwie­
sen habe, um auch die jüngsten wissen­
schaftlichen und technologischen Ent­
wicklungen, die für die Konvention 
relevant sind, zu umfassen. Die Konfe­
renz begrüßte die Erklärung einiger 
Teilnehmerstaaten, daß sie Wirkstoffe, 
Toxine, Waffen, Ausrüstung oder 
Verbreitungsmöglichkeiten, auf die sich 
die Konvention bezieht, weder besitzen 
nocht je besessen haben. Sie bekräftigte 
die Bedeutung jener Vorschriften, die 
die Weitergabe von Wirkstoffen, Toxi­
nen, Waffen, Ausrüstung oder Verbrei­
tungsmöglichkeiten an irgendeinen 
Empfänger sowie die zur Verfügung­
steIlung von Hilfe, Ermutigung oder 
Anreiz gegenüber irgendeinem Staat 
zur Herstellung oder sonstigen Beschaf­
fung verbietet. Sie rief jeden Staat, der 
es noch nicht getan hat, auf, jede not­
wendige Maßnahme zu ergreifen, um 
die Entwicklung, Produktion, Lage­
rung, den Erwerb oder die Beibehal­
tung dieser Wirkstoffe innerhalb seines 
Territoriums, seiner Rechtsprechung 
oder seiner Kontrolle zu verbieten und 
zu verhindern. 

In der Erklärung wurde festgestellt, 
daß bisher noch kein Staat eine Klage 
auf Grund der Konvention beim Si­
cherheitsrat der Vereinten Nationen 
eingereicht habe. 

Die Konferenz stellte zu ihrem Be­
dauern fest , daß ein Abkommen über 
ein Verbot der Herstellung und der 
Lagerung chemischer Waffen noch 
nicht geschlossen worden sei. Sie for­
derte den Abrüstungsausschuß auf, 
Verhandlungen über ein solches 
Abkommen zur vollständigen und 
wirksamen Verhinderung der Entwick­
lung aller chemischen Waffen einzulei­
ten. Sie begrüßte die Tatsache, daß der 
Abrüstungsausschuß eine ad-hoc-Ar­
beitsgruppe über chemische Waffen 
eingesetzt habe. 1m Hinblick auf eine 
Zusammenarbeit bei der friedlichen 
Nutzung bakteriologischer Waffen und 
Toxine rief die Konferenz alle Länder 
auf, den Entwicklungsländern wissen­
schaftlichen und technischen Beistand 
zukommen zu lassen. 
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I m Krieg entstehen thermische Schäden 
vornehmlich durch Flammenwirkung. 
Konventionell e Waffen erzeugen Pan­
zer- und Kraftfahrzeugbrände auf dem 
Gefechtsfeld, Flächenbrände in Städten 
durch Brandbomben oder im Gelände 
durch Napalm oder Flammenwerfer. 

Im Yom Kippur-Krieg zwischen Is­
rael einersei ts und Syrien und Ägypten 
anderersei ts im Jahre 1973 waren 9 % 
a ll er beobachteten Verwundungen 
durch Verbrennungen verursacht. 

Im Falle von thermonuklearen Ex­
plosionen entwickeln sich extrem hohe 
Temperaturen bis etwa 10.0000 C, aber 
nur für eine ultrakurze Zeit von Bruch­
teilen einer Sekunde. Unter der Einwir­
kung dieses Lichtblitzes einer thermo­
nuklearen Waffe entstehen Verbren­
nungen, die infolge der außerordentli ch 
kurzen Einwirkungszeit der th ermi­
schen Energie meist nicht tiefgehend 
sind . Die oberflächli chsten Schichten 
der Haut werden zwar verkocht, es 
kommt aber nicht zu einer Schädigung 
der tieferen H autschichten. Eine solche 
tritt ein durch sekundäres Entflammen 
von Kleidung oder Gebäuden. 

1974 fand in Luzern eine Konferenz 
des Internationalen Roten Kreuzes 
statt, die die Aufgabe hatte, Waffen, 
die unterschiedslos wirken oder unnö­
tige Leiden verursachen, zu definieren, 
damit sie völkerrechtlich geächtet und 
verboten werden könnten. 

Diese auf neutrale Initiative, vor 
allem von seiten der Schweden, zu­
stande gekommene Konferenz bli eb 
letzten Endes ergebnislos, da die gro­
ßen Mächte, die USA und die Sowjet­
union, einschließlich ihrer Verbünde­
ten, ni cht ernstlich bereit waren, auf 
Brandwaffen zu verzichten. 

Für mich als einen Teilnehmer an 
dieser Konferenz wurde damals der 
Gegensatz zwischen den Waffenexper­
ten einerseits und den Ärzten anderer­
seits besonders deutlich. Deutlich 
wurde auch, daß humanitäre Erwägun­
gen seitens der politischen und militäri­
schen Führung beider großer Macht­
blöcke hinter den Erwägungen der 
Abschreckung und der militärischen 
Effektivität zurückgestellt wurden. 

Aus diesen Beobachtungen ergibt 
sich, daß wir bis auf weiteres mit dem 
Ei nsatz von Brandwaffen in künfti gen 
mi I itärischen A useinandersetzu ngen 
sicher rechnen müssen. 

Gibt es ei ne Prophylaxe gegen 
Brandverletzungen? Sie ist nur sehr 
beschränkt möglich. Hierzu dienen 
feuerfeste Kampfanzüge, Gesichtsmas­
ken und H andsch uhe, wie sie von den 
Panzerbesatzungen der Israelis im Yom 
Kippur-Krieg bereits getragen wurden. 
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bei Verbrennungen 
Am Beginn jeder Behandlung steht 

die Kameradenhilfe, a lso die Erste Hilfe 
am Unfallort durch Laien. 

Flammen müssen durch Wälzen des 
Brandverletzten auf dem Bodern oder 
durch Ausschlagen mit Decken oder 
Zeltbahnen erstickt, brennende Klei­
dung abgerissen werden. Intakte Be­
kleidung dagegen soll nicht entfernt 
werden, um eine Unterkühlung zu 
vermeiden. 

Die wirksamste Erste Hilfe besteht in 
der Berieselung oder im Eintauchen 
verbrannter H au tflä chen in kaltes 
Wasser. Dabei hat sich eine Wasser­
temperatur von 200 als optimal erwi e­
sen. Diese Behandlung ist aber nur 
sinnvoll , wenn sie innerhalb von 15, 
spätestens 30 Minuten nach der Ver­
brennung einsetzt und mindestens 
15 Minuten lang durchgefü hrt wird. In 
Mtteleuropa wird häufig kaltes Wasser 
zur Verfügung stehen, sei es in fli eßen­
den oder stehenden Gewässern, sei es 
aus Wasserleitungen. Verbrannte H aut­
flächen werden mit sauberen, trocke­
nen Tüchern, zweckmäßig mit alumi­
niumbedampften Wattevlies, das wir 
a ls Metalline kennen , abgedeckt, Sal­
ben, Puder, Gele oder andere Agentien 
soll en bei der ersten Hilfe am Unfallort 
nicht auf die Brandwunden aufgebracht 
werden. 

Sobald der Brandverletzte in ä rzt­
li che Behandlung kommt, besteht die 
erste ärztliche Aufgabe in der Beurtei­
lung der Schwere der Verletzung und 
der daraus entstehenden Lebensgefahr. 

Wie Sie wissen, ist entscheidend für 
die H eilungschancen einer schweren 
Verbrennung ihre Ausdehnung und 
Tiefe. 

Die Ausdehnung wird geschätzt in 
Prozenten der gesamten Körperober­
fl äche. Hierfür hat sich weltweit die 
Neunerregel nach Wall ace eingebü r­
gert. 

Eine andere Möglichkeit zur Ermitt­
lung der verbrannten H autflä che be­
steht darin, daß man die verbrannte 
Fläche in Beziehung zur Handfläche 

des Verletzten setzt, die mit 1 % der 
gesamten Körperoberfläche bewertet 
wird. 

In der Regel wird die Ausdehnung 
einer Verbrennung bei der ersten Un­
tersuchung überschätzt, da auch durch 
Kleiderreste und Ruß verschmutzte 
Flächen zunächst a ls verbrannt gewer­
tet werden. Die Schätzung der ver­
brannten Fläche ist daher täglich zu 
wiederholen und zu korrigieren. 

Die Tiefe der Verbrennung wird, wie 
Sie wissen, nach Graden unterteilt. Der 
ers te Grad ist das Erythem, das dem 
Sonnenbrand entspricht. Der zweite 
Grad ist erkennbar an seiner Blasenbil­
dung durch Abheben der Epidermis 
und durch Exsud ation. Prakti sch 
bewährt hat sich die Unterteilung in 
oberfl äch liche und tiefe Verbrennungen 
zweiten Grades, wobei die letztere auch 
das Korium mehr oder weniger tief zur 
Nekrose bringt. Eine Unterscheidung 
von der Verbrennung dritten Grades, 
bei der all e H autschi chten bis ins sub­
kutane Fettgewebe hinein durch die 
Hitze koaguliert sind und nekrotisch 
werden , ist in vielen Fällen am Verlet-· 
zungstage nicht möglich. Die Tiefe der 
Verbrennung wird dah er häufig zu­
nächst unterschätzt. 

Nach der Beurteilung der individuel­
len Schädigung erfolgt die Triage, die 
Sichtung Brandverl etzter nach dem 
Grade ihrer Gefährdung und Behand­
lungsbedürftigkei t. Diese Sichtung setzt 
- wie auch die Triage anderer Verwun­
dungen - ein hohes Maß an Erfahrung 
voraus und sollte daher nur durch 
einen gut ausgebildeten, nicht zu jun­
gen Chirurgen erfolgen , der auch über 
die persönliche Autorität verfügt, seine 
Entscheidungen durchzusetzen. 

Man kann drei Dringlichkeitsstufen 
für die Beurteilung und Behandlung 
von Verbrennungen unterscheiden: 

Stufe 1 umfaßt schwere Verbrennun­
gen des Gesichtes und der Atemwege, 
Verbrennungen 2. Grades von 20 bis 
40 % der Körperoberfläche und Ver­
brennungen 3. Grades von 10 bis 30 % 



sowie Ko mbinatio nen von th ermischen 
mit mecha ni schen Verwundungen. 

Diese erste Stufe erfo rdert eine sofo r­
tige Beha ndlung. Sie besteht in d er 
Anl egung einer intravenösen Infusion , 
in d er Behandlung offener Wunden und 
gegebenenfall s in der Tracheotomie. 

Stufe 2 umfaßt Verbrennungen 
2 . Grades bi s zu 20 % und Verbren­
nungen 3 . Grades bi s zu 10 % der 
Körperoberfl äche, sofern diese ni cht im 
Gesicht od er a m Genitale lokalisiert 
sind. Ihre Beha ndlung besteht in der 
o ra len Gabe von Flüssigkeit, a m besten 
als H ald ane- Lösung, die Kochsal z und 
N atriumkarbona t enthä lt, sowi e in der 
Anlegung von Verbänden. 

Die 3 . Dringli chkeitsstufe umfaßr 
schwere Verbrennungen von mehr als 
40 % , deren überlebenschan cen scho n 
unter Fri edensverh ältnissen ge ring, im 
Verteidigungsfa ll e gleich null sind. 
Diese Verl etzten sollten einer Palli a tiv­
behandlung mit Sed ati va , Analgetika 
und intra venösen Infusionen zugeführt 
werden. Sie sind in einen mögli chst 
ruhigen Ra um zu verbringen und in 
regelmäßigen Abständ en erneut zu 
überprüfen, ob sie nicht d er Stufe 2 
zugeordnet werden kö nn en und d amit 
eine intensivere Behandlung erfahren 
müssen. 

Unter Katas trophenbedingungen sind 
auch Verbrennungen bis zu 30 % bei 
Kindern und a lten Leuten pessimisti sch 
zu beurteil en. 

Al s Grundregel sollte gelten, daß die 
vorhandenen Behandlungsmöglichkei­
ten in erster Lini e den Brandverl etzten 
zuko mmen müssen, die die besten 
überl ebenschancen haben. 

Nach d er Tri age beginnt die erste 
ä rztliche Hilfe. Sie besteht bei leichte­
ren Verbrennungen zunächst in d er 
Verabreichung von Schmerzmitteln. 
Tiefe Verbrennungen sind weniger 
schmerzha ft, da die Schmerzrezepto ren 
in der H aut durch die Hitze zerstö rt 
sind. 

Viele Brandverl etzte zeigen zunächst 
eine erh ebliche psychomotori sche 
Unruhe, die durch Seda tiva ged ä mpft 
w erden kann. M eist e rübrigt sich da nn 
die Verabreichung von Schmerzmitteln . 
Eine solche muß immer intravenös, 
ni cht subkutan durchgeführt werden , 
d a subkuta n injizierte Schmerzmittel im 
Schock sehr verzögert resorbiert wer­
d en und dah er wirkungslos bleiben. 

Was die Behandlungsmöglichkeiten 
und -mittel anbetrifft, so ist d avon 
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auszugehen, daß im Verteidigungsfa lle 
Blutersa tzmittel, seien es Vollblutko n­
serven, Pl asm a-, Ko ll o id- und Elektro­
)ytl ösungen , äußerst kn app sein wer­
den . Ihre Anwendung muß d esha lb 
spa rsam erfo lgen. 

Labo rko ntrollen werden kaum oder 
ga r ni cht möglich sein. Z ur Beurteilung 
der G efährdung des Bra ndve rl etzten 
werden vielfach nur Pul s, Blu tdru ck 
und Urina usscheidung als Kriteri en 
herangezogen werden kö nnen. 

Sie a ll e kenn en die verschI edenen 
Fo rmeln zur Ermittlung des Flüssig­
keitsbedarfs bei Verbrennungen , die 
Evansfo rmel und die Brookefo rmel der 
am erikani schen Armee. Ihr Geltung ist 
heute umstritten , insbesondere die 
G abe von 5 % iger G lukose. Im geschä­
digten Gewebe entsteht durch Austritt 
von Kalium aus d en Zell en und Eintritt 
von Natrium in den Extrazellulä rra um 
eine H yperosmo la ritä t. Innerhalb von 
w enigen Minuten beginnt die Ö dem­
bildung, die im Mittel etwa 72 Stunden 
la ng anh ält, bis die Rü ckreso rpti on 
beginnt. Die Eryth rozy ten qu ell en auf, 
di e Mikrozirkula ti o n wird durch Strö­
mungsverl a ngsa mung beeinträchti gt. 

In dieser Situa tio n kann sich ein 
hochgradiger M angel an zirkulieren­
dem Blutvo lumen entwickeln , der den 
Pa tienten in d en Schock bringt. 

So fo rtige r Einsa tz der Schockbe­
kä mpfung zur Verhütung eines ka ta­
stroph a len Blutvolumenmangels ist 
dah er das oberste G ebot der Behand­
lung. Freilich darf die Flüss igkeitszu ­
fuhr nicht übertri eben werden , wi e das 
heute auch noch hä ufig geschi eht. Infu­
sionsmengen von mehr als 5 bis 6 Li­
te rn in 24 Stunden sind sinnlos. Sie 
führen nur zu einer Verstä rkung der 
Ödembildung, häufig auch zur über­
w ässerung der Lunge und zur respira­
to rischen Insuffizienz. 

Es ist eine Illusio n anzunehmen, daß 
durch forcierte intravenöse Infusio nen 
di e Oligurie der ersten Stunden nach 
einer schweren Verbrennung durchbro­
chen werden kann. In den ersten 
12 Stunden ka nn man nur etwa 10 % 
der infundierten Flüssigkeitsmenge a ls 
Urinausscheidung erwarten . 

Zwei Fehl er werden häufig gemacht: 

1. Zu langsa me Infusio n in den ersten 
8 Stunden, 

2 . Zu lange Fortsetzung d er hohen 
Infusionsmengen über die e rsten 
2 Tage hinaus. 

Während sich unter Friedensverhält-

nissen die Infusio nsbeha ndlung schon 
3 Stunden nach d er Aufnahme eines 
schwer Verb ra nnten in ein Kranken­
ha us nach La bo rwerten wie H ä mato­
krit und Elektrol yten in Serum und 
Urin ri chten ka nn und die Bestimmung 
der Osmola ritä t selbstverstä ndlich is t, 
wird dies im Verteidigungsfa ll mit 
Sicherheit ni cht übera ll möglich sei n. 
Dann bleiben die einfachen Kreislau f­
pa rameter Pul s und Blutdruck sowie 
di e M essung der täglichen Urina us­
scheidung die w ichtigs ten Kriterien. 

Es ist notwendig, daß ein schwer 
Verbrannter täglich 5 Liter Urin a us­
scheidet, wozu man ihn durch ü ber­
höhte Infusio nsmengen zw ingen ka nn. 
N ach meiner überzeugung entsteht 
heute mehr Schaden durch ü berinfu­
sion als durch unzureichende Infusio n. 
Ich sagte a ber scho n vorhin , daß ma n 
in den ersten 8 Stunden reichlich in­
fundieren mu ß, d a in dieser Zeit die 
Ödembild ung a m schnellsten vo ra n­
geht. Die H älfte der für die ersten 
24 Stunden errechneten Infusio ns­
m enge mu ß innerha lb der ersten 8 
Stunden einl aufen, die zweite H älfte in 
den folgenden 16 Stunden . 

Wie soll sich nun die Behand lung der 
Brandwunden ges ta lten ? Es wird im 
Verteidigungs fa ll e nicht möglich sein , 
Haurersa tzs to ffe wie menschliche 
Fremdha ut, prä pa rierte Tierhaur oder 
Kunsts toffo lien wi e Epigard anzuwen­
den . Au ch Salben und G ele werden nur 
sehr begrenzt zur Verfügung stehen . 
Das gleiche gilt für Gerbverfahren mit 
M ercurochorm, Silbernitra t und T an­
I1In . 

In d er Regel wird nur eine trockene, 
o ffene Beha ndlung der verbrannten 
H autfl ächen durchführbar sein . Dies ist 
zwa r nicht viel mehr als ein therapeuti­
scher Nihilismus, mu ß aber wohl ange­
sichts der hohen Verl etztenzahl en bei 
kriegeri schen Katas troph en in Kauf 
geno mmen werden. 

Wo immer möglich, wird ma n durch 
Gaben von G ammaglobulin die e rh eb­
li ch herabgesetzte Abwehrkraft Brand­
verletzter zu stärken suchen . Au ch 
Plasma- Infusio nen , nach Abl auf der 
ersten Woche Vollbluttransfu sionen 
kö nn en notwendig sein. Doch hi erin 
unterscheidet sich die Behandlung von 
Verbrennun gen im K riege ni cht von 
einer fri ed ensmäßigen Therapie. 

N och ein Wo rt zu den Antibio tika: 
Die proph yla ktische Verarbreichung 
vo n Breitspektrumantibio tika vom 
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ersten Tage an wird heute allgemein für 
fehlerhaft gehalten und daher abge­
lehnt. Sie führt nur zur frühzeitigen 
Züchtung von resistenten Erreger­
stämmen. 

Mit einer stärkeren Infektion ist in 
der Regel erst ab dem 3. bis 5. Tag zu 
rechnen. Treten zu diesem Zeitpunkt 
septische Temperaturen auf, so wird 
man zunächst mit hohen Penicillin-Do­
sen versuchen, die banalen Eitererreger 
unschädlich zu machen. Es empfiehlt 
sich, frühzeitig Bakterienkulturen anzu­
legen, um die Art und Antibiotikaemp­
findlichkeit der Erreger erkennen zu 
können. Dann kann man gezielt Anti­
biotika anwenden. Gegen gramnegative 
Erreger wie Pseudomonaden und Kleb­
sielIen hat sich eine Kombination von 
Gentamycin mit Cephalosporinen am 
wirksamsten erwiesen. 

Zur Transportfrage: Innerhalb der 
ersten 6 bis 8 Stunden können auch 
schwer Brandverletzte ohne hohes 
Risiko transportiert werden, vorausge­
setzt, daß keine Beeinträchtigung der 
Atmung vorliegt (durch Einatmen von 
heißer Luft oder von Rauch), und unter 
der Bedingung, daß während des 
Transports eine intravenöse Infusion 
läuft. Selbstverständlich ist eine ärztli­
che Begleitung, die sich im Kriegsfall 
vermutlich nicht immer ermöglichen 
lassen wird. Nach Ablauf der ersten 
8 Stunden sollten schwer Brandver­
letzte nicht mehr transportiert werden, 
da dann der Verbrennungsschock sei­
nen Höhepunkt erreicht und die All­
gemeinwirkungen der Verbrennungen 
auf Stoffwechsel und Kreislauf einen 
Transport verbieten. 

Viel zu wenig bekannt ist es übri­
gens, daß schwer Brandverletzte in 
Narkose sich wie wechselwarme Tiere 
verhalten, d. h. daß sie die Homöostase 
ihrer Temperaturregulation verlieren. 
Bei niedriger Außentemperatur sinkt 
dann in Halothan-Narkose die Körper­
temperatur bis auf 33° C ab, was zu 
gefährlichen Störungen führen kann. 
Brandverletzte haben auch ein 10mal 
höheres Risiko eines Herzstillstandes 
bei einer Narkoseeinleitung als mecha­
nisch Verwundete. Diese besondere 
Empfindlichkeit schwer Verbrannter 
gegen Schwankungen der Außentempe­
ratur und gegen Narkosemittel ist bei 
allen Maßnahmen der Wiederherstel­
lungschirurgie sorgfältig zu berücksich­
tigen. 

Meine Herren! Ich habe versucht, die 
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derzeitigen Kenntnisse über die Patho­
physiologie und Behandlung schwerer 
Verbrennungen auf den Kriegsfall zu 
übertragen und Ihnen darzulegen, was 
unbedingt notwendig ist, was möglich 
ist und worauf man vermutlich verzich­
ten muß. Die Behandlung dieser 
schwersten, traumatischen Allgemein­
schädigung, die wir kennen, ist oft 
genug enttäuschend. Sie erfordert klare 
pathophysiologjsche Überlegungen, 
hingebungsvolle Pflege und großen 
menschlichen Einsatz. Unter diesen 
Voraussetzungen gelingt es, viele an­
scheinend schon verlorene junge Men­
schen dem Tode zu entreißen. Freilich 
bedarf es dann oft zahlreicher, pla­
stisch-chirurgischer Eingriffe, um den 
schwer entstellten Brandverletzten 
sozial wieder eingliedern zu können. 

Zusammenfassung 

Im Krieg entstehen thermische Schäden 
vornehmlich durch Flammenwirkung. 
Bei thermonuklearen Explosionen 
entwickeln sich extrem hohe Tempera­
turen, aber nur für Bruchteile einer 
Sekunde. Unter der Einwirkung dieses 
Lichtblitzes entstehen oberflächliche 
Verbrennungen. Tiefere Hautschäden 
treten durch sekundäres Entflammen 
von Kleidung oder Gebäuden ein. 

Die wirksamste Erste Hilfe bei Ver­
brennungen besteht in der Berieselung 
oder im Eintauchen verbrannter Haut­
flächen in kaltes Wasser. Sie muß in­
nerhalb von 15 Minuten nach der 
Verbrennung einsetzen und mindestens 
15 Minuten lang durchgeführt werden. 
Die erste ärztliche Aufgabe ist die Beur­
teilung der Schwere der Verletzung, 
d. h. ihrer Ausdehnung und Tiefe. 
Danach erfolgt die Triage nach dem 
Grad der Gefährdung und Behand­
lungsbedürftigkeit. Dabei werden drei 
Dringlichkeitsstufen unterschieden. Die 
erste Stufe erfordert eine sofortige 
Behandlung, die zweite eine notfalls 
aufschiebbare Behandlung, die dritte, 
bei denen die Überlebenschancen sehr 
gering sind, eine abwartende Behand­
lung. Als Grundregel gilt, daß die 
vorhandenen Behandlungsmöglichkei­
ten in erster Linie den Brandverletzten 
zukommen müssen, die die besten 
Überlebenschancen haben. 

Die erste ärztliche Hilfe besteht in 
der Verarbreichung von Schmerz- oder 
Beruhigungsmitteln. Sie dürfen nur 
intravenös gegeben werden, da sie bei 

subkutaner Injektion im Schock resor­
biert werden. 

Sodann muß unverzüglich die 
Schockbehandlung einsetzen. Der Flüs­
sigkeitsbedarf bei Verbrennungen kann 
nach den bekannten Formeln geschätzt 
werden. Infusionsmengen von mehr als 
5 bis 6 Litern in 24 Stunden sind über­
flüssig und häufig schädlich. Häufige 
Fehler sind eine zu langsame Infusion 
in den ersten 8 Stunden und eine zu 
lange Fortsetzung hoher Infusio~smen­
gen über die ersten 2 Tage hinaus. Bei 
Fehlen von Laborkontrollen sind Puls, 
Blutdruck und Urinausscheidung die 
wichtigsten Kriterien. 

Die Behandlung der Brandwunden 
kann im Katastrophenfall nur eine sehr 
einfache sein. Hierfür empfiehlt sich die 
Freiluftbehandlung. Hautersatzstoffe 
sowie menschliche Fremdhaut, auch 
Salben und Gele werden nur sehr be­
grenzt oder gar nicht zur Verfügung 
stehen. Für den Transport sind Brand­
wunden zu verbinden. Verbrennungen 
der Hände müssen in jedem Falle ver­
bunden und in Funktionsstellung ru­
.higgestellt werden. 

Die prophylaktische Verabreichung 
von Breitspektrumantibiotika ist abzu­
lehnen, da sie zur frühzeitigen Resi­
stenz von Bakterienstämmen führt. Ab 
dem 3. Tag etwa sind hohe Penicillin­
dosen angezeigt. Im weiteren richtet 
man sich nach den bakteriologischen 
Untersuchungen und Resistenzbestim­
mung. 

Schwer Brandverletzte können in­
nerhalb der ersten 6 bis 8 Stunden ohne 
hohes Risiko transportiert werden. 
Dies soll unter laufender intravenöser 
Infusion und sachkundiger Begleitung 
erfolgen. 

In Narkose tritt bei niedriger Außen­
temperatur häufig ein gefährlicher 
Abfall der Körpertemperatur auf, auch 
Narkosezwischenfälle sind bei Ver­
brennungen gehäuft. 

Es erscheint wünschenswert, im 
Kriegsfalle spezielle Behandlungszent­
ren für schwer Brandverletzte einzu­
richten, da ihre Behandlung besondere 
Kenntnisse der Verbrennungskrankheit 
und Erfahrungen in der plastischen 
Chirurgie erfordert. 

Der Beitrag von Leo Koslowski ist entnom­
men aus dem Band XD< der Schriftenreihe 
"Wehrdienst und Gesundheit" Symposion 
'77-KRIEGSCHIRURGIE, erschienen im 
Verlag Wehr und Wissen. 



Der Mensch 

als Sicherheitsproblem 

in technischen Systemen 

RalphEsser 

Im Mittelpunkt des 2. Sommer-Symposions, das die Gesellschaft für Sicherheitswissenschaft 
(GfS) am 2. und 3. Juni d. J. in Düsseldorf veranstaltete, stand der Sicherheitsfaktor Mensch 

beim Umgang mit technischen Anlagen und Systemen. 

In den ca. 25 Referateri galt es .vor 
allem, in der Beziehung Mensch-Ma­
schine die Verstöße der Technik gegen 
die menschliche Natur zu durchleuch­
ten sowie die Zuverlässigkeit des 
Menschen in technischen Systemen, die 
Wahrnehmung des Risikos und den 
Lernprozeß Sicherheit aufzuzeigen. Die 
abschließende Podiumsdiskussion stand 
unter dem Thema: »Tauglichkeit, 
Verhaltensbeeinflussung und Sysremge­
staltung im Wettbewerb um die Sicher­
heit«. 

An dieser Stelle sind nur einige der 
dargebotenen Beiträge vorgestellt, ohne 
damit gleichzeitig eine Wertung ver­
binden zu wollen. 

Es sei noch darauf hingewiesen, daß, 
wie beim 1. GfS-Sommer-Symposion, 
auch in diesem Jahr wieder ein Band 
mit dem vollständigen Wortlaut aller 
Referate erscheinen soll. Interessenten 
wenden sich diesbezüglich an die 
GfS-Geschäftsstelle. * 

.. Pro f. Dr.'. lng. P. C. Compes 

Allgemeine Sicherheitstechnik 

Fachbereich Sicherheitstechnik 

Universitar·Ges:.t mthochschule Wuppertal 

Gaußstraße 20 

5600 Wuppertal 1 

Tel. : (0202) 4 39-20 6 1 

Prof. Dr.-Ing. A. Kuh/mann 

Eröffnung des 11. GfS-Sol1ll1lcr­
Sympmiom 'SO 

Die Gesellschaft für Sicherheitswissen­
schaft hat nach dem 1. Sommer-Sym­
posion '79 mit dem weitgesteckten 
Rahmen zur Darstellung ihrer multidis­
ziplinären Struktur für die folgenden 
Tagungen die Thematik enger um­
grenzt und zunächst als Schwerpunkt 
den Sicherheitsfaktor Mensch im Um­
feld der Technik gewä hlt. 

Die GrundeinsteIlung der Unterord­
nung des Menschen an die Betriebsbe­
dingungen der glücklich gefundenen 
technischen Lösung (" Mensch bedient 
die Maschine«) greift zurück auf seine 
jeder Maschine überlegene Anpas­
sungsfähigkeit und hat sich aus den 
industriellen Gründerjahren bis zur 
Gegenwart gehalten , wo immer noch 
die technischen Anforderungen Lösun­
gen hervorrufen, die die menschliche 
Natur nur unzulänglich zu berücksich­
tigen vermögen (und nicht etwa igno­
rieren ). 

Die besonderen Verstöße gegen die 
menschliche Natur bei der Konzeption 
kann man in drei Gruppen unterglie­
dern: Nichtbeachtung der Körpermaße, 

Überforderung bei Informationsverar­
beitung und Belastung durch unzuläng­
li che Umweltfaktoren. Die nachträg­
li che Anpassung der Maschine zur 
Vermeidung von unphysiologischen 
Zwangshaltungen ist schwierig bis 
unmöglich; Ermüdung, Monotonie, 
Mängel in der Informationsträger-Ge­
staltung und der ursprünglichen Erwar­
tung zuwiderlaufende Verknüpfungen 
erschweren in besonderen Situationen 
die geforderte Reaktion, und die Stör­
faktoren der Arbeitsumwelt bewirken 
Beeinträchtigung des Wohlbefindens, 
Leistungsabfall und Fehlerzunahme. 
Dieses letzte auch bei hoher Qualifika­
tion zu verzeichnende » menschliche 
Versagen « ist oft nur eine bequeme 
Erklärung für tieferliegende Fehlerursa­
chen und bedeutet nur ein Inkaufneh­
men des gleichen Vorfalls in der Zu­
kunft. 

Heute ist bei der Verfolgung des 
Ziels einer technischen Anlage die 
Beachtung des Humanfaktors neben 
Maschine und Umwelt bekannt und in 
den meisten Fällen mit alternativen 
Lösungen möglich geworden. Diese 
Erfolgreiche Anpassung der Maschine 
an die Fähigkeiten und nicht zuletzt die 
Würde des Menschen bewirken letzt­
li ch auch eine Reduzierung der großen 
Unfallgruppe »menschliches Versa­
gen «. 
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Mensch als Sicherheitsproblem 

Prof Dr.- III!(. H. Praxcllthaler 

Der Mensch als Sicherheitsproblem In 

technischen Systemen 

Hinter den Ängsten vo r komplizi erten 
und komplexen, häufi g nur Experten 
zugä nglichen und damit für den Laien 
nicht darstellba ren technischen Syste­
men und Prozessen steht nicht nur eine 
Phobie einzelner; trotz der Einseitigkeit 
vieler Gefährdungsabschätzungen wie 
auch der aus politischen M otiven zu 
sta rken Fokussierung singul ä rer Gefa h­
renquell en ist di e T atsache unbestrit­
ten, daß unser Risiko und unsere Be­
fürchtungen steigen, in Unfä ll e und 
Katas trophen verwi ckelt zu werd en. 

Unrealistisches Verkennen, fa ta li sti ­
sche Resigna tion oder Flucht in Reli­
gionen sind nicht nur nutzlose, sondern 
zudem gefährl iche Versuche. Die For­
derung jedoch, mit der Gefahr zu leben 
und gleichzeitig die Angst abzulegen, 
is t wohl leichter aufgestellt als zu erfül­
len. Der Ausgleich li egt in einer kri ­
tischen W achsa mkeit gegenüber der 
T echnik und ihrer Entwicklung einer­
seits und einer Akzeptanz ni cht ver­
meidbaren Ri ikos andererseits auf der 
Basis vern etzter Denkmodell e. 

Der Mensch a ls statisch oder dyna­
misch Wirkender ist eine der wesent­
li chen Betrachtungsgrößen bei der si­
cherh eitstechnischen Analysierung von 
Prozeßabl aufketten. Als Gefahrenquel­
len kann man neben der psycho-ph y­
sio logischen und der kognitiven Über­
oder Unterfo rderung (Übermüdung, 
M onotonie) zu hohe Risikobereitscha ft 
(Wechselspiel von Aktion und Rea k­
tion, Auslebenstendenz) und mög­
licherweise O b truktion (Erpressung, 
Terro r) nennen. 

Daraus resultieren unmittelba re 
Fragen, so zum Beispiel inwieweit Ri­
siko abgeschä tzt und akzeptiert werden 
kann (Illusion, Täuschung) oder bei 
kausa len Zusammenhängen nach Fak­
toren wie Reaktionsfähigkeit und 
Orientation oder M acht- und Sta tu s­
verha lten. 

Liegt aber dann die Lösung zur 
maximalen Ausscha ltung von Gefähr­
dung in der völligen Substituti on des 
Gefahrenfaktors »M ensch «? Oder steht 
einer solchen durch Angst vor der 
Technik verstä rkten Strategie nicht die 
ohnehin schon weit fortgeschrittene 
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Entfremdung des Menschen von seiner 
Arbeit entgegen (»entmenschli chte 
T echnik«)? 

Sollte stattdessen ni cht ein wohlbe­
grenztes Restri siko für den M enschen 
in techni schen Systemen eingega ngen 
werden, selbstve rständli ch unter Be­
rücksichtigung von Redund anzen und 
Selektioni erung (S tufung von sicher­
heitstechnischen Anforderungen ab­
hängig vom Gefahrenpotenti al)? Durch 
eine systematische und strukturierte 
sicherh eitstechnische Ausbildung lernt 
der M ensch mit der Gefahr umzugehen 
- er wird weitgehend entl as tet, aber 
ni cht er etzt. 

Bekannt ist dabei, daß auch bei 
hochqualifizierter Ausbildung Fehl er 
nicht auszuschließen sind , daß die 
Gefahr der Obstrukti on steigt und daß 
sich mögli cherweise auch ein Zielkon­
flikt auftut. Aber geben ni cht die Er­
lernbarkeit und Erfahrungsa bhängig­
keit der techni schen Sicherheit, gepaa rt 
mit einer Kurskorrektur der in der 
zweiten H älfte des 20. Jahrhunderts 
"entethi sierten Denk- und H andlungs­
weise«, ni cht doch einen hoffnun gsvol­
len Blick frei auf eine »menschli che« 
Technik mit Zügen a ltruistischen 
Denkens? 

Prof Dr. rer. nal. U. Undeutsch 

Erkenntnisse der Humanwissenschaften 
als Grundlagen für die Sicherheit 

»Leben ohne Gefahr ist zwa r denkbar, 
doch keinem Lebewesen vergönnt.« 

Im Tierreich erfo lgt di e Gefahrenab­
wehr durch ein ererbtes Instinktsystem, 
ergänzt durch selbsterworbene oder 
von Artgenossen vermittelte Erfahrung. 
Diese natürliche Einri chtung funkti o­
ni ert a llerdings nur in der natürli chen 
Umgebung des Lebewesens, in der 
künstli chen Welt der Technik sind die 
Instinkte jedoch blind und taub und 
versagen beim Abschätzen vo n techni­
schen Abläufen und Energiepotentia­
len. Beim M enschen muß diese In­
stinktlü cke durch Erziehung, Ausbil­
dung, Werbung und M enschenführung 
ausgefüllt werden. 

Beim Tier bewirken Signale aus der 
natürli chen Umwelt Verh altenssche­
mata ohne vorstellungsmäßige Kogni s­
zierung, was bei natürli chen Situatio-

nen auch auf den M enschen übertragen 
werden kann , jedoch kann in der 
künstli chen, sich schnell ändernd en 
techni schen Welt die langsa me Instinkt­
entwicklung nicht mehr Schritt ha lten. 
Durch unsere Fähi gkeiten zu r anschau­
lichen Vergegenwä rtigung von bereits 
Erl ebtem und in Z ukunft Vo rstellba­
rem können wir M enschen jedoch die­
ses Defi zit ausgleichen (fund amenta les 
Geschehensprinzip). Diese Zukunftsbe­
ziehung, d. h. Vergangenheitsbewälti ­
gung und vorausschauende Planung, 
beeinflußt das gesamte Weltgeschehen 
und ist o mit eine der bedeutendsten 
menschli chen Stru ktureigenscha ften. 

Aus eigenen Unfall-Erfahrungen 
kann der M ensch jedoch wegen der 
Seltenheit der Ereignisse ni cht lernen, 
ebenso wie di e Drohung mit dem 
zukünfti gen Unfall aus mehreren 
Gründen unw irksam bleibt: 

beeindruckba r sind nur wenI ge 
M enschen 

evtl. Eindrü cke sind nur kurzer 
Dauer 

Gefahrd rohung wird durch Gegen­
p ropaganda abgeschwächt. 

Das Unbewußte im Menschen glaubt 
ni cht an ei ne Beschädigung oder gar 
den eigenen T od (vgl. Geheimnis des 
Heldentums), was durch fatalistische 
Aussagen wie »mir kann nichts gesche­
hen . . . «, »es wird schon gut gehen« 
oder »wenn das Schi cksa l es so will « 
häufi g' dokumentiert wird . Das Unfa ll­
ereigni s ist somit für die Sicherh eitser­
zi ehung wenig geeignet. 

Die Informati onsübermittlung mit 
sicherh eitstechnischem Inhalt da rf 
desha lb ni cht auf dem seltenen Unfa ll 
basieren, sondern muß spezifi sch auf 
das spezielle Problem des Adressaten 
ausgeri chtet sein mit einsehbarer und 
nachprüfbarer Darstellung der Gefahr 
für das Objekt; dadurch wird eine sich 
gegenseitig aufbauende Information 
und Motivation erreicht. An der fach ­
li chen Aus- und Weiterbildung muß 
erkennba r sein, daß sicheres Arbeiten 
keine lästi ge Pfli cht, sondern der 
N achweis besseren Wis ens und Kön­
nens ist. Daraus ergibt sich eine we­
sentli che Aufga be des Vo rgesetzten auf 
der Basis persönlicher Wertschä tzung, 
denn es gilt noch mehr al s bisher, qu a­
lita tiv hochwertiges, a lso si cheres Ar­
beiten, hervorzuheben und zu förd ern. 



Prof. Dr. -Ing. Pctcr C. Compes 

Erwartungen der Sicherheitstechnik an 
die Humanwissenschaft 

Eine Querschnittsbetrachtung der Si­
cherheitswissenschaft zeigt deutlich die 
zwei jeweils weit gefächerten Profile: 

Multidisziplinarität in ihrer fach­
li chen Struktur und Polyvalenz ihrer 
praktischen Anwendung. Sie läßt sich 
wie eine Legierung aus relevanten 
Komponenten a ll er beteiligten Nach­
barkomponenten verstehen und hat auf 
der Grundlage ihrer eigenstä ndigen 
Terminologie, Methodologie, Syste­
matik und Technik Anerkennung a ls 
autonome Disziplin in der Universi tä ts­
sphäre und Berufspraxis in a ller Welt 
gefunden. 

Die wachsende Zahl und Dichte der 
Bevölkerung sowie der zu ihrer Ver­
und Entsorgung notwendigen techni­
schen Mittel und Systeme a ller Art, 
deren Größe, Komplexität, Kompli­
ziertheit, Energieladung und daher 
Schädigungs-Risiko ständig wachsen, 
bewirken absolut zunehmende Mög­
li chkeiten für ansteigende Schadens­
Häufigkeit und -Schwere, von unge­
zählten Bagatellen bis hin zu neuarti­
gen, bi sher in Art und Größe unbe­
kannten Katastrophen. Probleme der 
Erfo rschung von Ursachen des tägli­
chen Unfallgeschehens und dessen 
Verhütung unterstreichen dabei deut­
lich den hohen Anteil der Humanwis­
senschaften; di e Natur-, Ingeni eur- und 
Geisteswissenschaften a llei n vermögen 
nicht die Fragen der Psychologie, 
Medizin, Ergono mie, Pädagogik und 
Soziologie zu beantworten. So ist die 
Kooperation mit diesen Schwesterdis­
ziplinen existenznotwendig, auf der 
anderen Seite fruchtbringend für alle 
Beteiligten in dieser Wechselbeziehung. 

Für di e Übermittlung von Wissen 
und Technologie besteht jeweils eine 
Holschuld und eine Bringschuld, d. h. 
die Sicherheitswissenschaft muß einer­
seits der korrespondierenden Disziplin 
ihre Probleme in deren Sprache und 
Denkweise formuliert anbi eten und so 
wiederum das Einbringen der benötig­
ten Daten ermögli chen, anderersei ts ein 
fachlich kompetentes, sicherheitswis­
senschaftli ch transferiertes Angebot der 
helfenden Disziplin erwarten können. 
Doch hier ist der in der Wissenschafts-

Mensch als Sicherheitsproblem 

geschichte noch jungen Sicherheits­
technik das schwierige Dasein des pu er 
senex oder senex puer beschert. 

Ihr Objekt behandelt die Sicher­
heitswissenschaft in der allgemeinen 
Form des Mensch-Maschine-Umwelt­
Systems, in dessen Rahmen sich Ge­
fährlichkeit bzw. Sicherheit ergeben, 
deren Präsenz oder Fehlen zu einem 
Unfallgeschehen führen können. 

Zur Wahrnehmung der Homogenität 
des Systems kann folglich eine Risiko­
Ana lyse zur Erhellung der Ursache­
Wirkungs-Bedingungen nicht rein 
monodisziplinär durchgeführt werden; 
die Qualität von Sicherheit und Schutz 
bei der Unfallverhütung wäre durch die 
Zerlegung in heterogene Anteile bzw. 
Isolierung von Fakten nicht mehr 
gewäh rl eistet. 

Weitere Q uerverbindungen bestehen 
zur Regelungstheorie und Zuverlässig­
keitstheorie, die ebenfa lls bei der Lö­
sung der an sie gestellten Aufgaben 
helfen und gleichzeitig von ihren Mög­
li chkeiten profitieren können. 

[)ipl.-P~y(h. E. Bohr 

Beeinflussung der Zuverlässigkeit 
durch die Gestaltung technischer Sy­
steme 

Neben den System-Elementen ist der 
Mensch mit seiner spezifischen Ar­
beitsweise eine relevante Bestimmungs­
größe für die Leistung eines techni­
schen Systems; so wird ein hohes Maß 
an menschlicher Zuverlässigkeit beim 
Personal angestrebt, um durch eine 
Minimierung der menschbedi ngten 
Fehler Effiziens und Z uverl ässigkeit der 
System(teil)funktion zu gewährleisten . 

Der Leistungsbeitrag des Menschen 
mit seinen internen (Erfahrungen, Fer­
ti gkeiten, Gesundheitszustand, Wissen 
etc.) und externen Faktoren (Aufgaben­
steIlung, Arbeitsplatz und -mittel, 
Umgebung, Organisation etc.) läßt sich 
durch Auslese, Ausbildung und Trai­
mng den Erforderni ssen anpassen. 
Korrespondieren die Anforderungen 
der Technik und Organisation nicht 
mit ' seinem Leistungsvermögen, so 
handelt er fehlerhaft, verspätet oder 
überhaupt nicht. Reizfigurationen, die 
vom Menschen zuverlässiger, rascher 
und angemessener beantwortet werden 
a ls andere, können a lso ebenfa lls zur 

Verbesserung der Leistung des Men­
schen (und damit des Systems) einge­
setzt werden; diese beiden Beeinflus­
sungsgrößen lassen sich unter »Qualifi­
zierung und »Arbeitsgestaltung« sub­
sumieren. 

Fachleute unterscheiden sich in ihrer 
Zuverlässigkeit bei gleicher Qual i fika­
tion nicht merklich bezüglich der fach­
lichen Leistung oder der »Tagesform «; 
einer Steigerung der Zuverlässigkeit 
durch erhöhte Anforderung sind enge 
Grenzen gesetzt, interessanter ist in 
diesem Zusammenhang der Einfluß der 
Arbeitsgestaltung bei der Fehlervermei­
dung. 

Die relativ große Verhaltensvariabili­
tä t (schwer bestimmbare Ausfallraten) 
ist Ausdruck menschlicher Anpassungs­
fähigkeit und zugleich eine potentielle 
Feh lerquelle (bei Überschreiten gesetz­
ter Grenzen ); jede menschliche Ar­
beitshandlung beinhaltet also auch die 
Gelegenheit für einen Fehler. Realisti­
sche Schätzungen gehen von 20.000 
bis 100.000 Fehler-Gelegenheiten pro 
Arbeitstag aus, das ergibt bei der ge­
genüber technischen Bauteilen geringen 
Fehlerrate von 1 % täglich 20-100 
Fehler bei der Arbeit, die primär auf­
grund prädisponierender situativer 
Bedingungen auftreten. Der Faktor 
»Arbeitsgestaltung« dominiert gegen­
über der »Qua lifikation «, d. h., daß 
diese Irrtumsmöglichkeit identifiziert 
und durch wirksames Gestalten der 
technischen und organisatorischen 
Gegebenheiten beseitigt oder folgenlos 
gemacht werden muß. Grundlage die­
ser Bekämpfung sind unterschiedliche 
Info rmationsq uellen; während offizielle 
Berichte meist unzureichend sind (un­
vollständige Analyse, verschleiernde 
Selbstschutztendenz) und eine automa­
tische Registrierung zwar objektiv, 
doch nicht ana lysierend ist, bilden 
Berichte betroffener Personen - die 
keine Nachteile befürchten dürfen -
und Arbei tspla tzanalysen durch Beob­
achtung und Befragung aufwendige, 
aber wirkungsvoll e Verfahren. Aus 
praktisch-ökonorruchen G ründen sollte 
sich eine solche »Situationsanalyse« auf 
die Zustände und Veränderungen am 
Arbeitsplatz, die Besonderheiten der 
Arbeitsaufgabe und den Zusammen­
hang mit stereotypen Erwartungen und 
normalen Gewohnheitsmustern be­
schränken. 
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Durch ' Häufigkeit und Schwere gewichtiges Unfallvorkommen (Stör-, Sachschaden~~rletzungs-Fälle) 
fordert : 
Lehre und Forschung Bereiche der Anwendung (persorell /ma terlell) Alle Lebensbereiche 
prak tikabler Verkehr I Arbeit I Privates I. Umwelt besonders 
Sicherheits - luft I Energie I Haushalt 
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Boden Schadens -I ~ 

I Industrie I und Wasser Freizeit I Wa s se r Schwerpunkte 
Schutz - Technik 

Sch iene I Handwerk I Spo r t 
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S tr a ne I Dienste I Hobby I Na tur 
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Natur- Human - z. 8. Fahrer - Fahrzeug - Fahrbahn - Fahrsituation und Dringlichkeit 
Sozial- Wissenschft. der Maflnahmen 
~----~,-------' '~---------------v~------------~' '~------___ v~-------J' 

z.B. Kasuistik. KausalitäUinalität. Methodik. Systematik. 
Analytik . Diagnostik. Statistik. Prognostik. Prophylaktik. 
Simulation. Dokumentation ; Strategie . Taktik . Politik . 
Konzeption . Projektion. Konstruktion. Produktion . Operation . 
Organisation. Funktion. Steuerung. Kontrolle . Edukation . 
Selektion. Instruktion . Information. Motivation 
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Der Mensch ist nicht nur ein Sicher­
heitsproblem, er leistet auch zur Zuver­
lässigkeit und zur Sicherheit techni­
scher Systeme einen wesentlichen posi­
tiven Beitrag. 

J)ip/.-/II~. Sc/J//adt l f),.. A. rietze 

Katastrophenschutz-Minderung 
von Störfallfolgen 

Bei Errichtung und Betrieb großtechni­
scher Anlagen ist das primäre Ziel der 
Sicherheitstechnik, den Eintritt von den 
Störfällen mit möglicherweise kata­
strophalen Auswirkungen zu verhin­
dern, die gemäß Genehmigungsverfah­
ren und dem Stand der Wissenschaft 
normalerweise auszuschließen sind; ein 
- wenn auch sehr gering abzuschätzen­
des - Restrisiko verbleibt jedoch im­
mer. 

Eine bei Anlagen mi t erh eblichem 
Gefahrenpotential notwendige Kata­
strophenschutzplanung ist bereits in 
vieler. Bundesländern gesetzlich veran­
kert. Aufgrund einer Aufgabenteilung 
obliegt dem Betreiber die Pflicht der 
Schadensbekämpfung an der Anlage 
sowie der genauen Informationsweiter­
gabe (Gefahrenerkennung, Alarmie­
rung, Gefahrenabwehr, Normalisie­
rung), während die Hauptaufgabe der 
Behörde neben der Unterstützung zur 
unmittelbaren Schadensbekämpfpung 
die Schädigungsminderung für die 
Umgebung darstellt. 

Bei der Gefahrenpotentialbetrach­
tung geht es im wesentlichen um 
Umfang und Ausgestaltung von 
Schutzmaßnahmen. Dies führt unmit­
telbar zur Definition von Meßaufgaben 
im Störfall mit entsprechender Vorbe­
reitung (kontinuierliche überwachung, 
Alarmsystem sowie Betrachtung des 
möglichen Schadensausmaßes aufgrund 
des energetischen Potentials, der Frei­
setzungspfade und der stoffspezifischen 
Merkmale) mit dem Ziel, alternative 
Schutzmaßnahmen differenzieren und 
schnell realisieren zu können. Dabei 
hilft der Alarmorganisationsplan, der 
die zentrale Informierung der betriebli­
chen Entscheidungsträger, der internen 
und externen Einsatzkräfte sowie der 
Belegschaft mit Hilfe redundanter 
Kommunikationseinrichtungen vor­
sieht. 

Mensch als Sicherheitsproblem 

Katastrophenschutz ist keine zusätz­
liche Sicherung im System der sicher­
heitstechnischen Anforderungen an 
großtechnischen Anlagen, die Realisie­
rung von zusätzlichen Sicherheits­
systemen berührt den Umang der 
notwendigen Katstrophenschutzpla­
nung kaum. Die Funktion von Sicher­
heitssystemen muß in der Störfallsitua­
tion meßtechnisch erfaßt werden; hier­
aus ergibt sich aktuell eine Spezifizie­
rung der Schutztätigkeiten. 

Dr.J. G. Fox 

"The Human Operator 
in Process Control« 

Bei der sicherheitstechnischen Betrach­
tung von vielen Prozeßsteuersystemen 
ist der Faktor "human operator« äu­
ßerst relevant im deutschen 
Sprachraum sehr viel schlechter mit 
"Bedienungspersonal « bezeichnet. Bei 
seiner Beteiligung ist die System-Si­
cherheit dieser Prozeßregeiung von der 
Zuverlässigkeit abhängig, mit der das 
Personal seine drei Hauptaufgaben 
erfüllt: 

passives überwachen 
- Entdecken von Funktionsstörungen 
- daraus resultierende Maßnahmen. 

Die bei diesen menschlichen Funk­
tionen wirksamen psychologischen 
Parameter werden im Hinblick auf 
deren Bedeutung für eine Verbesserung 
der System-Sicherheit bei dessen Ausle­
gung erörtert. Dies wird am Beispiel 
der allgemein anerkannten Modelle der 
menschlichen Leistung (signal-detec­
tion-theory, Informationstheorie) auf­
gezeigt, in denen auf der Grundlage 
dieser Parameter versucht wird, die 
Zuverlässigkeit des Menschen in Pro­
zeßsteuerungssystemen vorauszusagen. 

[)r. "ar/-Heillz Dickers!Jotf 

Akzeptanz von Risiken in der Bevöl­
kerung - aus soziologischer Sicht -

Für eine sozialwissenschaftliehe Ana­
lyse des Akzeptanzproblems ist zu­
nächst eine Bedeutungsanalyse des 
Wortsymbols »Risiko« und seiner 
Dimensionen (Gefährdungspotential, 
Ereigniswahrscheinlichkeit, Exposi-

tionszeit usw. ) notwendig, um empi­
risch feststell bare Einstellungen in der 
Bevölkerung (d. h. sozialer Kollektive) 
angemessen bewerten zu können. Be­
reits hierbei tritt eine Reihe von Pro­
blemen auf, die zu grundlegenden 
Mißverständnissen führen können. 

Risiken unterschiedlichster Art sind 
immanenter Bestandteil der verschiede­
nen sozio-technischen Systeme, sogar 
politischer Systeme. Ihr Wirksamwer­
den gehört zur Struktur dieser Systeme 
ebenso wie ihre Akzeptanz durch die 
Mitglieder der Systeme, sofern Risiken 
nicht einen bestimmten Schwellenwert 
überschreiten. Die Akzeptanz wird im 
wesentlichen gesteuert durch kulturelle 
Leitbilder und deren Internalisierung in 
pnmaren Lernprozessen. In diesen 
Leitbildern vermitteln sich unterschied­
liche Interessenstrukturen, d. h. Herr­
schaftsansprüche. Diejenigen, die einen 
niedrigen Sozialstatus besitzen und 
damit oft überdurchschnittlichen Risi­
ken ausgesetzt sind, akzeptieren vor­
handene Risiken eher. Damit wird das 
Akzeptanzproblem von der indivi­
duellen auf die kollektive 'Ebene trans­
portiert. 

Der einzelne hat größtenteils nur 
noch eingeschränkte Möglichkeiten, 
Riskien in seiner Umwelt nicht zu 
akzeptieren. Die Akzeptanz wird damit 
zu einer Rollenerwartung, die im Falle 
einer Nichterfüllung vor allem durch 
den (angedrohten) Entzug von Gratifi­
kationen sanktioniert wird. Kosten­
Nutzen-überlegungen, d. h. Aspekte 
des zweckrationalen Handeins, haben 
unter Berücksichtigung der Freiwillig­
keit nur noch eine untergeordnete 
Bedeutung. 

Nachhaltig wirken sich die sozialen, 
besonders die politisch-ökonomischen 
Mechanismen auf die Herstellung einer 
Akzeptanz von Risiken in den ver­
schiedenen Sytemen aus. Die System­
mitglieder sind nur zu einem geringen 
Teil in der Lage, Risiken von Prozessen 
aller Art zu erkennen und in ihrer 
Wirkung sichtbar zu machen und zu 
prognostizieren. Sie sind aufgrund ihres 
sozialen Status nicht in der Lage, die 
Risiken realistisch einzuschätzen, so 
akzeptieren sie Risiken (objektiv), 
indem sie den Aussagen von Inhabern 
von Amts- oder Fachautorität ver­
trauen und damit für sich soziale 
Komplexität reduzieren. Darin wird 
wiederum ein manipulatives Element 
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sichtbar, denn es hängt von den Inha­
bern dieser Position ab, in welchem 
Umfang die Transparenz und die Krite­
rien der Beurteilung von Risiken dem 
einzelnen bewußt gemacht werden. In 
diesem Kontext kommt den Medien, 
durch die entsprechende Informationen 
vermittelt werden, eine entscheidende 
Funktion zu. 

Dr. rer. nato B. Zimolong 

Psychologische Methoden der Gefähr­
dungseinschätzung. 

In neueren Ansätzen über das Risiko­
verhalten des Menschen nennt man im 
wesentlichen drei Merkmale: 

die durchzuführende Aufgabe bietet 
mindestens eine Entscheidungsal­
ternative; 
der Ausgang der Entscheidung ist 
ungewiß; 
die Entscheidung kann für den 
Betreffenden unerwünschte Folgen 
haben. 

Es können jedoch durchaus für die 
handelnde Person subjektiv keine 
Handlungsalternativen existieren; die 
Person kann Risikoverhalten zeigen, 
ohne daß ihr die Risikosituation be­
wußt ist. 

Kommt es dagegen in Risikosituatio­
nen zur Entscheidung, so ist diese von 
der subjektiven Gefährdungseinschät­
zung, der Motivation und Persönlich­
keit, den Lern- und Sozialbedingungen 
und den Arbeitsbedingungen abhängig, 
wobei die Gefahrenkognition beeinfluß 
wird durch die Anschaulichkeit der 
Gefahren und die Betriebserfahrung. In 
mehreren Untersuchungen ist die sub­
jektive Gefährdungseinschätzung mit 
der objektiven Gefährdung verglichen 
worden. Beim häufigen Umgang mit 
diesen Gefahren bei gewohnheitsmäßi­
gen Tätigkeiten wird die Gefährlichkeit 
unterschätzt und bei der Entschei­
dungsfindung nur ungenügend berück­
sichtigt. 

Die Skalierungsprobleme und der 
Vergleich der Einschätzung mit den 
Unfallhäufigkeiten beider Messungen 
sind bisher noch nicht befriedigend 
gelöst. Bei dem Vorschlag für ein neues 
Verfahren werden in »ltems « unter­
gliederte Tätigkeitsbereiche von dem 
jeweiligen Personal subjektiv mittels 
einer Punkteskala hinsichtlich Unfall-
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Häufigkeit und -Schwere bewertet. 
Der weitaus größte Teil der ltems 

wurde subjektiv entsprechend den tat­
sächlich geschehenen Unfällen richtig 
eingeschätzt. Allerdings gab es auch 
Überschätzungen - besonders bei an­
schaulich gefährlichen Tätigkeiten -
und Unterschätzungen bei häufig vor­
kommenden Tätigkeiten -, die jedoch 
ca. 60 Prozent der Gesamtunfälle be­
wirken. 

Zur Verbesserung der Situation 
wurden neben ergonomischen Maß­
nahmen (Neugestaltung von Arbeits~ 

platz und Arbeitsmittel) pädagogische 
Maßnahmen vorgeschlagen, die ris­
kante Arbeitsweisen durch sicheres 
Verhalten ersetzen helfen sollen auf der 
Basis einer realistischen Gefährdungs­
einschätzung, durch Analyse der hin­
sichtlich Gefährdung unterschätzten 
Tätigkeiten und Belohnungsmöglich­
keiten für sicheres Verhalten. 

Prof Dr. F. Burkardt 

Arbeitsgewohnheit und Sicherheitsein­
stellung als Resultat von Lernprozessen 

Ein erfolgverprechender Einsatz auf 
dem Sektor der Verhaltensbeeinflus­
sung unter dem Kriterium der Arbeits­
sicherheit besteht darin, Lernprozesse 
in Gang zu setzen, die zu einer Prägung 
sicherer Gewohnheiten und Sicher­
heitseinsteIlungen bzw. Änderung si­
cherheitswidriger Gewohnheiten oder 
Einstellungen führen können. Das führt 
jedoch häufig zu der Erfahrung, daß 
das erwünschte »sichere Verhalten « 
nur selten Vorteile bringt und belohnt 

Erfolg 
Wiederholung 
Erfolg 
Verstärkung 
sichere 
Gewohnheit 

sicheres 
Verhalten 

Mißerfolg 
Änderung 
Erfolg 
Verstärkung 
sicherheits­
widrige 
Gewohnheit 

wird, ja oft sogar negative Eindrücke 
wie Ärger und Frustration erzeugt (Bei­
spiel: Der Sicherheitsabstand zum 
vorausfahrenden Fahrzeug auf der 

Autobahn wird immer wieder durch 
einscherende Fahrzeuge verkürzt!). 

Das zu ändernde, sicherheitswidrige 
Verhalten wird nur selten mit Mißer­
folg (Unfall) bedacht - sehr viel häufi­
ger folgt ein Erfolgserlebnis, Vorteil 
(Beispiel: Bei erheblichem Unterschrei­
ten des Sicherheitsabstandes ist kein 
Einfädeln in die verbleibende Lücke 
möglich!). 

Die sich daraus ergebenden Ge­
wohnheiten haben deswegen meist 
emen unerwünschten gegenteiligen 
Effekt, denn derartige Erlebnisse 
schwächen das Bestreben nach siche­
rem Verhalten, bewirken sogar Verhal­
tensänderungen ins Gegenteil, die bei 
Wiederholung noch bestätigt werden. 
Bei sicherheitswidrigem Verhalten ist 
die Wahrscheinlichkeit groß, daß dar­
aus ebenfalls eine sicherheitswidrige 
Gewohnheit wird, weil die natürli­
cherweise vorkommenden Mißerfolge 
weder zahlenmäßig noch gewichtsmä­
ßig ausreichen, um eine Änderung des 
Verhaltens hervorzurufen. 

Aber auch sicherheitsgerechtes Ver­
halten kann sich zur sicherheitswidri­
gen Gewohnheit entwickeln, wenn die 
natürlich erworbenen Erfolge nicht 
ausreichen, das sichere Verhalten zu 
stabilisieren. 

Die Lernprozesse bei sicherem und bei 
sicherheitswidrigem Verhalten lassen 
sich in folgendem Schema darstellen: 

sicherheitswidriges 

Mißerfolg 
Änderung 
Erfolg 
Verstärkung 
sichere 
Gewohnheit 

Verhalten 
Erfolg 
Wiederholung 
Erfolg 
Verstärkung 
sicherheits­
widrige 
Gewohnheit 

Diese Sachverhalte haben zu Beeinflus­
sungs-Strategien geführt, die diese 
Entwicklung im Sinne der erwünschten 
Resultate verändern können: 



die Erfolge sicheren Verhaltens 
müssen erhöht werden (Erfah­
rungs-Vermittlung, wirksame Un­
terweisung, überzeugende Infor­
mierung, Training, Anerkennung 
usw.)j 
die Mißerfolge sicheren Verhaltens 
müssen reduziert werden (erleich­
terte Informationsaufnahme, Er­
leichterungsvorrichtungen, beque­
me Körperschutzmittel, leichtere 
Handhabung von Sicherheitsein­
richtungen usw.)j 
die Vorteile unsicheren Verhaltens 
müssen vermindert werden (Ab­
schrankungen, Zwangskanalisie­
rung, Kopplung von Schutzabdek­
kungen an Funktion usw.)j 
die Nachteile unsicheren Verhaltens 
müssen verstärkt werden (Kritik, 
Demonstration von Unfallmecha­
nismen, Kennzeichnung von Ge­
fährdungen, Trainieren von Ver­
meidungsverhalten usw.). 

Dr. j. Nagy 

Staat!iche Entscheidungen über das 
Sicherheitsniveau der Gesellschaft - der 
Beitrag der Wirtschaftswissenschaft 

Nach einer Epoche, in der mit breitem 
Konsens der Tausch als der Gegenstand 
der Wirtschaftswissenschaft angesehen 
wurde, hat sich in den letzten Jahrzehn­
ten ein "Ökonomie-Imperialismus« 
[Boulding] mit wachsenden Kompeten­
zen entfaltet. Neben anderen neuen 
Forschungsrichtungen hat sich darin 
eine "Ökonomje des Lebens« heraus­
gebildet, die man auch die der " Über­
lebenswahrscheinlichkeit« oder des 
"Todesrisikos« bezeichnen könnte. 

Das Thema erlaubt eine Abgrenzung 
in vier Schritten: Das erste beschreibt 
eine analytische Rjsikountersuchung, 
deren Hauptkomponente aus Bewer­
tung und Wahlakten bestehtj bei dem 
zweiten Kriterium, dem gefährdeten 
Gut, betrachtet man einerseits das 
Leben im Gegensatz zum Nicht-Leben, 
andererseits die Qualität des Lebens. 
Die Abgrenzungen des dritten Schrittes 
sind einmal die von den emotionalen 
Handlungen zu trennenden " Entschei­
dungen « als auch dje Beschränkung auf 
die Gruppe der Politiker und leitenden 
Beamten, deren Ziele und Handlungs­
alternativen von den Überlegungen 
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emes Unternehmers abweichen. Mit 
dem vierten Schritt, der Beratung durch 
einen Ökonom, schljeßt das Modell: 
Sind wenjgstens einige Vor- und Nach­
teile der Handlungsalternativen quanti­
fizierbar, kann eine wirtschaftspoliti­
sche Beratung in zwei modi erfolgen, 
abhängig von der Tatsache, ob das Ziel 
- vom Politiker - bereits formuliert ist 
oder nicht. 1m letzteren Fall gibt es vier 
Nebenstraßen, die den Ökonom von 
einem schwankenden Boden zum rela­
tiv sicheren Ufer führen können: Mög­
lichkeitsanalyse, Aufzeigen von Ziel­
konflikten, bestimmte und generell 
anerkannte Grundnormen als Aus­
gangsbasis, wobei die Frage eines in­
terpersonellen Nutzenvergleichs wis­
senschaftlich noch nicht geklärt ist. 

Bei der Bewertung von öffentlichen 
Projektalternativen mit Hilfe von Ko­
sten- bzw. Risiko-Nutzen-Analysen 
arbeitet man statt mit dem strengen, 
jedoch anwendungsschwierigeren Pa­
reto Kriterium mit sog. " Kompensa­
tionskriterien «, wobei eine wirtschafts­
politische Maßnahme dann als effizient 
bezeichnet wird, wenn die resultieren­
den Vorteile der begünstigsten Bevölke­
rungsgruppe eine Kompensation des 
Nutzenentgangs für die benachteiligten 
Gruppen ermöglicht. 

Eine Änderung der Überlebenswahr­
scheinlichkeit während einer oder 
mehrerer Perioden bzw. im Grenzfall 
das am Leben-Bleiben oder Ste~ben hat 
zahlreiche Auswirkungen auf die 
Umgebung. Ihre Bewertung bezüglich 
Auswirkungsart und Betroffenen führt 
somit übereinstimmend zu einer "öko­
nomjschen Bewertung des Lebens«, die 
als gewöhliches Gut angesehen werden 
kann, und zwar einmal aus dem Aspekt 
der Rest-Gesellschaft, zum anderen aus 
dem der Gesamtgesellschaft, wobei 
man von der Nettokalkulation auf die 
Bruttokalkulation übergjng, basierend 
auf der Grundnorm der Maximierung 
des Sozialproduktes. 

Die Wege des Ökonomen kreuzen 
sich mit denen der Psychologen und 
Entscheidungstheoretiker bei der letz­
ten Betrachtungsmethode, die es er­
möglicht, selbst Gefühlen, die mit der 
Änderung der Lebenssicherheit unserer 
Mitmenschen verbunden sind, einen 
Geldwert zuzuschreiben auf der Grund­
lage zwar ungenauer Daten, jedoch 
einer ökonomisch einwandfreien Kon­
zeption. 
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OSANG VERLAG 
Klaus-Dieter Schwarz (Hrsg.) 

Sicherheitspolitik 
Analysen zur politischen und militäri­
schen Sicherheit. 

Völlig überarbeitete und erheblich er­
weiterte dritte Ausgabe des Standard­
werks. 

ISBN 3-7894-0060-2 
Ganzleinen mit Schutzumschlag, 670 Sei­
ten, 68,- DM 

General Robert Close 

Europa ohne 
Verteidigung? 
48 Stunden, die das Gesicht der Welt 
verändern. 

Die Sowjets am Rhein. Nur 48 Stunden 
nach dem Losbrechen eines Überra­
schungsangriffes des Warschauer Pak­
tes ... 

ISBN 3-7894-OO53-X, Paperback, zahl­
reiche Abb., 322 Seiten, 28,- DM 

Christoph von lmhoff (Hrsg.) 

Krisenquadrat 
Mittelost 
Vom Tschad-See bis Trient, von der 
Adria bis zum Aralsee, von dort bis 
Mogadischu und dann bis Fort Lamy: das 
ist das Krisenqudrat Mittelost. Beiträge 
von 30 Autoren - alle Kenner des Mitt­
leren Ostens - beschreiben eine Region , 
in der es mehr Krisenherde als irgendwo 
sonst auf der Welt gibt. 

ISBN 3-7894-0059-6. Pape~back, mit 
Karten, 312 Seiten, 23,60 DM 

Manfred Görtemaker, 

Der gebändigte 
Kontinent 
Verteidigung und Entspannung in Euro­
pa - Analyse und Dokumente . 

Wie trügerisch ist die Ruhe in Europa? 
Ein Buch über die Entstehung und die 
Krise der Entspannungspolitik . 

ISBN 3-7894-0064-5, 216 Seiten, Paper­
back, mit zahlreichen Schaubildern und 
Tabellen, 32,- DM 
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Die Sonderrechte 
des 

Zivilschutzes 
• 
1m 

Straßenverkehr 

Wolfgang Beßlich 

Die Verkündung der aufgrund des 
Verkehrssicherstellungsgesetzes erlas­
senen Verordnung zur Sicherstellung 
des Straßenverkehrs vom 0.9. 1980, 
einer der wichtigsten Durchführungs­
verordnungen zu diesem Gesetz, gibt 
Anlaß zu einem überblick über die 
Sonderrechte des Zivilschutzes Im 
Straßenverkehr. 

1. Die Kraftverkehrs­
verordnungen 1909-1932 

1.1 Historisch reichen diese Sonder­
rechte bis in die Zeit vor dem Ersten 
Weltkrieg zurück, als 1909 das erste 
"Gesetz über den Verkehr mit Kraft­
fahrzeugen « erlassen worden war. 
Aufgrund dieses Gesetzes erging 1910 
die Verordnung des Bundesrates über 
den Verkehr mit Kraftfahrzeugen 
(KV02), die dasjenige Rechtsgebiet 
abdeckte, das heute von der Straßen­
verkehrsordnung (StVO) und der 

Straßenverkehrszulassungsordnung 
(StVZO) geregelt wird, jedoch nur für 
Kraftfahrzeuge, nicht für andere Ver­
kehrsmittel. Schon diese Verordnung 
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räumte den Fahrzeugen der öffentli­
chen Hand Sonderrechte ein, in erster 
Linie denen der Militär- und Postver­
waltung (§ 32 KVO). Daneben wur­
den aber auch Feuerwehrfahrzeuge 
bevorrechtigt. Sie brauchten im Dienst 

kein polizeiliches Kennzeichen zu 
führen (§ 29 KVO), 

durften nach § 34 KVO anstelle der 
sonst vorgeschriebenen Hupe be­
sondere Signalinstrumente - da­
mals Glocken, heute das Einsatz­
horn - benutzen, 

waren nicht an Geschwindigkeits­
begrenzungen gebunden, die da­
mals im Ortsdurchgangsverkehr bei 
15 Stundenkilometern lagen, und 

waren befreit von den Vorschriften 
über das Ausweichen, Anhalten 
und Vorbeifahren (Rechtsauswei­
chen und Linksüberholen). 

1.2 Im Zuge der Bewirtschaf­
tungsmaßnahmen des Ersten Weltkrie­
ges erließ der Bundesrat 1915 die Ver­
ordnung betreffend die Zulassung von 
Kraftfahrzeugen zum Verkehr auf öf­
fentlichen Wegen und Plätzen. 3 Danach 
erloschen alle Kraftfahrzeug-Zulassun­
gen. Ihre Neuerteilung erfolgte nur 
noch unter Widerrufsvorbehalt und 
setzte ein öffentliches Bedürfnis voraus. 

Ein solches Bedürfnis wurde nu'r bei 
bestimmten Fahrzeuggruppen aner­
kannt, so bei Fahrzeugen des Reiches, 
Omnibussen, Arztfahrzeugen, Feuer­
wehr- und Krankentransportfahr­
zeugen. 
1.3 Nach einer Änderung im Jahre 
1923,4 die auch Polizeifahrzeugen 
Sonderrechte einräumte, wurde die 
Kraftverkehrsverordnung 1928 grund­
legend novelliert. 5 Die Sonderrechtsre­
gelung befand sich nun im § 44. Da­
nach waren Feuerwehrfahrzeuge im 
Dienst zusätzlich auch von den sonsti­
gen von den Polizeibehörden angeord­
neten Verboten und Beschränkungen 
befreit, ein Sonderrecht, das für Wehr­
machts- und Polizeifahrzeuge im Dienst 
nur bei Gefahr im Verzuge galt. Diese 
Regelung war auch in den Neufassun­
gen der Kraftverkehrsordnung von 
1930 und 1932 enthalten.6 

2. Die Straßenverkehrs­
ordnungen 1934-1937 

2.1 Im Jahre 1934 erließen die preußi­
sche Landesregierung und kurz darauf 
auch die Reichsregierung die ersten 
Straßenverkehrsordnungen, 7 die das 
Verhalten aller Straßenverkehrsteil­
nehmer, nicht nur der Kraftfahrzeuge, 
regelten. § 32 der Reichsstraßenver­
kehrsordnung bestimmte, daß 

Wehrmacht, Polizei und Feuerwehr 
von den Vorschriften dieser Ord­
nung befreit seien, soweit die Erfül­
lung ihrer hoheitlichen Aufgaben es 
erforderte, und 
daß Fahrzeugen, die zur Erfüllung 
ihrer öffentlichen oder dem gemei­
nen Wohl dienenden Aufgaben 
freie Bahn brauchen und als solche 
kenntlich sind, Platz zu machen sei. 

Diese Fahrzeuge wurden als Wege­
rechtsfahrzeuge bezeichnet. Die Aus­
führungsanweisung8 zur Reichsstra­
ßenverkehrsordnung definierte sie als 
Fahrzeuge, deren Verwendungszweck 
nach ihrem Aussehen unzweifelhaft ist, 
wie rote Feuerwehrwagen, feldgraue 
oder buntfarbene Fahrzeuge der 
Wehrmacht, Mannschaftswagen der 
Polizei, Straßenreinigungsmaschinen 
und dergleichen. 

Alle übrigen Fahrzeuge sollten nur 
dann als Wegerechtsfahrzeuge gelten, 



wenn sie durch amtlich ausgegebene 
oder zugelassene Schilder und Schall­
zeichen, d. h. Glocke oder Hupe mit 
einer Folge verschiedener Töne, als 
solche kenntlich gemacht waren. Je­
doch durfte die amtli che Kennzeich­
nung nur geführt und das Vorrecht nur 
in Anspruch genommen werden, soweit 
und solange eine öffen tliche oder dem 
gemeinen Wohl dienende Aufgabe es 
erforderte. 
2 .2 1937 wurde die Straßenverkehrs­
ordnung von 1934 abgelöst durch die 
Verordnung über das Verhalten im 
Straßenverkehr. 9 Ihr § 48 befreite 
Wehrmacht, Polizei, Feuerwehr im 
Feuerlöschdienst und Grenzaufsichts­
dienst von den Vorschriften der Ver­
ordnung, soweit clie Erfü llung ihrer 
hoheitlichen Aufgaben es erforderte. 
Das gleiche galt für die Feuerwehr 
(außerh alb des Feuerlöscheinsatzes), 
di e 1919 gegründete Technische Not­
hilfe - Vo rl äuferin des Technischen 
Hilfswerks lO - und den Reichsarbei ts­
dienst »beim Einsatz im Katastrophen­
schutz«, der hier wahrscheinlich erst­
mals ei ne rechtliche Erwähnung fand, 
ehe er ,30 Jahre spä ter im Gesetz über 
di e Erweiterung des Katastrophen­
schutzes seinen gesetzlichen Nieder­
schlag fand . 

Polizei- und Feuerwehrfahrzeugen, 
di e sich durch besondere Zeichen 
bemerkbar machten, war schon bei 
ihrer Annäherung freie Bahn zu schaf­
fen. Zu di esem Zweck hatten a lle Fahr­
zeugführer rechts heranzufahren und 
vorübergehend zu halten. 

3. Verkehrsbeschränkungen 
des Zweiten Weltkrieges 

3.1 Zu Beginn des Zweiten Weltkrie­
ges erging die Verordnung über die 
Weiterbenutzung von K raftfahrzeu­
gen 1 1, für deren Betrieb - wie im Ersten 
Weltkrieg - ein öffentliches Interesse 
sowie eine besondere Kennzeichnung 
bestehen mußten. Zu den zugelassenen 
Fahrzeugen gehörten auch wieder die 
hi er behandelten, insbesondere die des 
als mobile Luftschutzpolizei konzipier­
ten Sicherheits- und Hilfsdi enstes 
(SHD), des Vorl äufers des späteren 
Luftschutzhilfsdienstes und des heuti­
gen Katastrophenschutzes (Vgl. Fuß­
note 10). 
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3.2 In der Nachkriegszeit erli eß der 
Wirtschaftsrat des Vereinigten Wirt­
schaftsgebietes der sogenannten Bizone 
(Amerikanische und Britische Besat­
zungszone) und späteren Trizone (zu­
zügli ch der Französischen Besa tzungs­
zone), der von den Länderparlamenten 
beschickt wurde, 1947 das Gesetz über 
Maßnahmen auf dem Gebiet der Wirt­
schaft, der Ernährung und des Ver­
kehrs (Bewirtschaftungsl1otgesetz) 12, 

das a ls Blankettgesetz den Erlaß von 
Verordnungen, auch auf dem Gebiet 
der SichersteUung des Straßenverkehrs, 
zuließ. Seine Geltungsdauer, ursprüng­
lich bis 1949 befristet, wurde mehrfach 
verlängert, zuletzt durch den Ersten 
Deutschen Bundestag bis Ende März 
1951. 

4. Die Straßenverkehrs­
ordnungen der Nachkriegs­

zeit 

4 .1 Nach der Neufassung des Straßen­
verkehrsgesetzes von 195213 wurde die 
Straßenverkehrsordnung 1956 grund­
legend novelli ert. 14 Ihr § 48 befreite 
nun die deutschen Streitkräfte, die Poli­
zei, den Bundesgrenzschutz, die Feuer­
wehr, den Zollgrenzdienst und die 
Zollfahndung von ihren Vorschriften, 
sowei t dies zur Erfüllung hoheitli cher 
Aufgaben unter gebührender Berück­
sichtigung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung dringend geboten war. 

Darüber hinaus wurde unter ande-
rem 

den Lösch- und Sonderkraftwagen 
a ll er Feuerwehren und den Ko m­
mandokraftwagen der 
Berufsfeuerwehren, 
Einsatz- und Kommandokraft­
wagen des Technischen Hilfswerks 
und 
Kranken- und Unfallhilfswagen 

Blaulicht und Einsatzhorn bewilligt, 
wenn »zur Abwehr oder Bekämpfung 
einer Gefahr für die öffentliche Sicher­
heit oder Ordnung oder zur Rettung 
von M enschenleben oder bedeutenden 
Sachwerten höchste Eile geboten« war. 
4.2 Bei der Änderung der Verordnung 
im Jahre 1960 wurde auch der inzwi­
schen durch das Erste Gesetz über 
M aßnahmen zum Schutz der Zivilbe­
völkerung (ZBG) von 1957 ins Leben 

Eilt 
Manfred Görtemaker 
Verteidigung und 
Entspannung in Europa 
Analyse und Dokumente 

IUNIi 

Manfred Görtemaker 

ist Mitarbeiter der ZIVILVER­
TEIDIGUNG, geb . 1951, Dr. 
Phil. , Dipl.-Pol. - Studium der 
Politischen Wissenschaft, Ge­
schichte, Soziologie und Publizi­
stik in Münster und Berlin , jour­
nalistische Tätigkeit für verschie­
dene Tageszeitungen, freier Mit­
arbeiter des WDR und NDR. 
1975 - 1977 Wissenschaftlicher 
Assistent am Institut für Interna­
tionale Politik und Regionalstu­
dien des Otto-Suhr-Instituts 
(Fachbereich Politische Wissen­
schaft) der Freien Universität 
Berlin, seit 1977 Wissenschaftli­
cher Assistent am Friedrich-Mei­
necke-Institut (Fachbereich Ge­
schichtswissenschaften) der FU. 

Im 

OSANG VERLAG 
ist sein Buch 
erschienen 

DER 
GEBÄNDIGTE 

KONTINENT 
Verteidigung 

und Entspannung in Europa 
Analysen und Dokumente 

ISBN 3-7894-64-5 
Paperback, 216 Seiten 
zahlr. Schaubilder u. Tabellen 
DM 32.-

55 



Sonderrechte im Straßenverkehr 

gerufene Luftschutzhilfsdienst (LSHD) 
in den Kreis der bevorrechtigten Wege­
rechtsfahrzeuge aufgenommen. 15 

4.3 Im Zuge der Notstandsgesetzge­
bung der sechziger Jahre ergingen unter 
anderen 

1965 das Verkehrssicherstellungs­
gesetz,16 das in seinem § 30 neben 
den Streitkräften, dem Bundes­
grenzschutz, der Polizei und der 
Bundespost auch die Organisatio­
nen des Zivilschutzes von den 
Verpflichtungen nach diesem Ge­
setz ausnimmt, und 
1968 das Gesetz über die Erweite­
rung des Katastrophenschutzes,17 
nach dessen § 13 der Luftschutz­
hilfsdienst in den Katastrophen­
schutz der kreisfreien Städte und 
Landkreise eingeordnet wurde.lB 

4.4 Dies fand seinen Niederschlag bei 
der Novellierung der Straßenverkehrs­
ordnung von 1970.19 Seitdem si nd die 
Sonderrechte in § 35 StVO geregelt. 
Danach sind 

Bundeswehr, 
Bundesgrenzschutz, . 
Feuerwehr, 
Katastrophenschutz, 
Polizei und 
Zolldienst 

von den Vorschriften der Verordnung 
befreit, soweit das zur Erfü llung 
hoheitlicher Aufgaben dringend gebo­
ten ist. Ausnahmen von dieser Befrei­
ung sif1d 

das Fahren in geschlossenen Ver­
bänden von mehr als 30 Fahrzeu­
gen und 
sonstige übermäßige Straßenbenut­
zungen; 

diese bedürfen also in normalen Frie­
denszeiten einer besonderen Erlaubnis 
der Straßenverkehrsbehörden. 

Allerdings gelten diese Beschränkun-
gen der Sonderrechte nicht, 

soweit mit der Bundeswehr beson­
dere Vereinbarungen getroffen 
sind, 
bei Einsätzen an läßlich von Un­
glücksfällen, Katastrophen, Störun­
gen der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung sowie den im Grundge­
setz geregelten Notstandsfällen des 
inneren Notstands (Art. 91, 87a 
Abs. 4) und des äußeren Notstands 
(Spannungs- und Verteidigungsfall 
im Sinne der Art. 80a, 115a, 87a, 
Abs.3 GG). 

Eine Beschränkung der übermäßigen 
Straßenbenutzung für die Bundeswehr 

und den Zivilschutz entfällt ferner, 
wenn die Bundesregierung im Alarmfall 
die Feststellung aufgrund der § § 66 , 
70, 83 des Bundesleistungsgesetzes 
getroffen hat, daß die Herstellung der 
Einsatzfähigkeit oder die Sicherung der 
Operationsfreiheit der Verbände not­
wendig ist. 
4.5 Seit der Änderung der Straßenver­
kehrsordnung von 1975,20 zu einer 
Zeit also, a ls die Länder begonnen 
hatten, Rettungsdienstgesetze zu erlas­
sen, sind schließlich gemäß § 35 Abs. 
5a StVO auch Fahrzeuge des Rettungs­
dienstes von den Vorschriften der 
Verordnung befreit, wenn höchste Eile 
geboten ist, um Menschenl eben zu ret­
ten. 

5. pie Verordnung 
zur Sichersteltung 

des Straßenverkehrs 

1976 hatte die Ausfüllung des Ver­
kehrssicherstellungsgesetzes durch 
Rechtsverordnungen begonnen, die mit 
der jetzt erlassenen Verordnung zur 
Sicherstellung des Straßenverkehrs und 
der noch ausstehenden Verordnung zur 
Sicherstellung des Binnenschiffsver­
kehrs abgeschlossen sein wird. Diese 
Verordnungen sind an Art. 80a GG 
gebunden, also nur im Bewirtschaf­
tungsfall anwendbar. 

§ 1 der Verordnung zur SichersteI­
lung des Straßenverkehrs regelt den 
Vorrang geschlossener militärischer 
und nichtmilitärischer Verbände und 
hat insoweit auch Bedeutung für den 
Zivilschutz. 

§ 2 befreit neben den übrigen Wege­
rechtsfahrzeugen auch die Organisatio­
nen des Zivilschutzes von Beschrän­
kungen, die die unteren Verwaltungs­
behörden im Bewirtschaftungsfall hin­
sichtli ch der Benutzung bestimmter 
Straßen verfügen, um den lebenswich­
tigen Verkehr sicherzustellen. 

§ 3 Abs. 2 Nr. 3 schließlich nimmt 
Fahrten Dritter im Dienste oder Auf­
trag des Zivilschutzes und des Ret­
tungsdienstes, Fahrten der Helfer und 
sonstiger Kräfte des Zivilschutzes und 
des Rettungsdienstes vom Wohn- oder 
Arbeitsort zum Bereitstellungs- oder 
Einsa tzort und zurück von der im übri­
gen im Bewi rtschaftungsfall bestehen­
den Erlaubnispflicht für PKW- und 
Motorradfahrten aus. 

§ 30 des Verkehrssicherstellungsge­
setzes und die Verordnung zur Sicher­
steIlung des Straßenverkehrs erweitern 
damit die Sonderrechte des § 35 StVO 
im Bewirtschaftungsfall für Zivil­
schutzzwecke in zweierl ei Hinsicht: 

In personeller Hinsicht werden 
diese Sonderrechte über den Kata­
strophenschutz im Sinne des § 35 
StVO hinaus auf die Organisatio­
nen des Zivilschutzes ausgedehnt 
und stehen damit etwa auch Fahr­
zeugen des Warndienstes zu. Ferner 
werden auch Helfer und Beauf­
tragte - etwa Lieferanten - des 
Zivilschutzes von der Erl aubnis­
pflicht für Privatfahrten im Bewirt­
schaftungsfa ll freigestellt. 
In materieller Hinsicht unterliegen 
die Organisationen des Zivilschut­
zes nicht den im Bewirtschaftungs­
fall verfügten Beschränkungen der 
Straßen benutzung. 
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FEUERWEHR-SCHUTZ­
KLEIDUNG AUS REINER 
SCHURWOLLE. 

Schon immer wurde bei der 
Brandbekämpfung reine Schur­
wolle getragen. Da sie sich be­
währt hat, ist in der Herstellungs­
richtlinie für den neuen Feuer­
wehr-Schutzanzug u. a . Schur­
wolle vorgeschrieben. 

Gewebe aus Schurwolle mit 
flammhemmender, wasser­
und ölabweisender Ausrü­
stung erfüllen in allen Punk­
ten die strengen Material­
anforderungen : 
• in dem Brennverhalten 
• in den wasserabweisenden 

Eigenschaften 
• in der Luftdurchlässigkeit 

• in der Strapazierfähigkeit 
• in den Farbechtheiten 
• gegen Strahlungswärme 
• gegen chemische Stoffe 

Schurwolle bietet aber auch 
andere Vorteile: 

• Schurwolle schmilzt nicht, 
tropft nicht und wird bei 
Flamm- und Hitzebelastung 
nicht weich. 

• Schurwolle bietet Schutz 
gegen Wärmebelastung 
durch Konvektion (bei direkter 
Flammeneinwirkung). 

• Schurwollgewebe sind beson­
ders widerstandsfähig gegen 
flüssige Metalle. 

• Schurwolle bietet einen her­
vorragenden Schutz gegen 
Kälte. 

• Schurwolle-Gewebe sind an-

schmiegsam, elastisch und 
bieten dem Träger sehr viel 
Bewegungsfreiheit und Trage­
komfort. 

• Schurwolle klebt nicht auf der 
Haut; nimmt Wasserdampf 
auf, ohne sich naß anzu­
fühlen und behindert in keinem 
Fall die Hautverdunstung. 

• Die Zirpro-Flammhemmend­
Ausrüstung ist hautverträglich 
und verändert keine der ande­
ren wichtigen Schurwoileigen­
schaften. Sie ist permanent 
und kann weder durch Reini­
gung noch durch Beflammung 
beeinträchtigt werden. 

Wir sogen Ihnen gern, wo Sie 
Schurwoll-Gewebe und Feuer­
wehrschutzanzüge mit oll diesen 
Vorteilen (und natürlich dem 
Prüfzeiche n) bekommen. 

Ausführliche Informationen gibt 
dos : 

Internationale Woll -Sekretariat , 
Abteilung Anwendungstechnik, 
Hohenzoliemstroße 11 , 0 - 4000 Oüsseldorf, 
Te l. : 0211 / 354081 . 

Rotenturm straße 5 - 9 , A- l011 Wien, 
Te l.: 0222/633375, 
Klausstraße 43 , eH- 8008 Zür;ch , 
Tel. : 01147 46 30 . 
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Seinem Bericht 1979 hat der Deutsche Industrie- und Handelstag (DIHT) dem 
Kapitel Energiewirtschaft folgendes Geleitwort vorangestellt: 
»Die Alternative für die nächsten 20 Jahre kann nicht lauten Renaissance der 
Kohle oder Kernkraft. In der Bundesrepublik, wie in den übrigeh Industrie­
nationen, wird es in den nächsten beiden Jahrzehnten vielmehr darauf ankom­
men, den Energiebedarf durch Nutzung aller wirtschaftlich-tragbaren Möglichkei­
ten nebeneinander und in Konkurrenz zueinander sicherzustellen. « 

Biomasse -
gespeicherte Sonnenenergie 

Eine bezahlbare, umweltfreundliche, 
wirtschaftlich-tragbare und dazu er­
neuerbare Energiequelle ist die Biomas­
se. Biomasse ist die Gesamtmasse der in 
emem Lebensraum vorkommenden 
Lebewesen. Obwohl die Artenzahl der 
Pflanzen geringer ist als die der Tiere, 
beträgt die gesamte pflanzliche Bio­
masse rund 2.400mal 109 t, sie ist 
somit etwa einhundertmal größer als 
die der tierischen Biomasse mit rund 23 
mal 109 t einschließlich der des Men­
schen mit rund 0,26mal 109 t. 

Biomasse, zu der auch die tierischen 
Exkremente gehören, ist gespeicherte 
Sonnenenergie. Alle fossilen Brenn­
stoffe waren einmal Biomasse. Die Zeit 
dramatisch zu verkürzen, die geologi­
sche Kräfte brauchen, um Vegetation in 
Öl, Gas und Kohle zu verwandeln -
mehrere hundert Millionen Jahre - , 
veranlaßt Forscher und Wirtschaftler, 
Verfahren zu entwickeln, aus Biomasse 
unmittelbar durch Gärung ein Gas zu 
gewinnen, das zu Heizzwecken, zum 
Antrieb von Maschinen und zur 
Umwandlung m elektrische Energie 
verwendet werden kann. 

Biogas -wird unter anderem gewon­
nen durch Fermentation von Exkre­
menten. Die Gülle - Flüssigmist, ein 
Kotharnstoffgemisch aus organischen 
Substanzen - wird mittels anaerober 
Fermentationstechnik durch Prozeß­
temperatur im vollisolierten Faulraum 
in AGROgas - Biogas - Methangas 
umgewandelt. Der Flüssigmist ist also 
eine erneuerbare Ressource. 
Der Anfall von Exkrementen von 
Rindern, Schweinen und Hühnern 
betrug 1975 200,92 Millionen t. 

earl Schulze-Henne 

Bio-
masse 

• eine 
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• 
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Energie­
quelle 

Die Wissenschaft entdeckt 
die Biomasse 

als Energiequelle 

Die Nutzung der Biomasse als Energie­
potential ist nicht neu, fast alle Völker 
der Erde haben sich diese Energiequel­
le, wenn auch in technisch primitiver 
Weise, zunutze gemacht. Der französi­
sche Chemiker und Biologe Louis Pa­
steur entdeckte die Beteiligung von 
Kleinlebewesen an der Gärung. Er 
erwog die Möglichkeit, aus landwirt­
schaftlichen Abfällen Methan herzu­
stellen und dieses für die Pariser Stra­
ßenbeleuchtung zu nutzen. 

Die erste praktische Anwendung, 
unter Luftabschluß Methan herzustel­
len, gelang dem Abwasseringenieur 
Kar! Imhoff. Er konstruierte 1920 den 
nach ihm benannten Imhoff-Tank, ein 
zweistöckiges Absetz- und Faulbecken 
zur mechanischen Abwasserreinigung 
und Schlammfaulung, heute ein we­
sentlicher Bestandteil der Klärung von 
Abwassern. In Deutschland entwickelte 
sich während der fünfziger Jahre eine 
erste Biogaswelle. Die Anlagen der 
deutschen Bihugas GmbH lieferten 
jährlich Gas mit dem thermischen 
Energiegehalt bis zu 100.000 Litern 
Heizöl. Traktoren der Klöckner-Hum­
boldt-Deutz AG wurden mit auf Fla­
schen gefülltem Biogas angetrieben. 
Das reichliche und billige Angebot von 
Erdöl beendete die erste Phase der 
Biogas-Nutzung. 

In den Ländern, die sich die Einfuhr 
des teueren Erdöls nicht oder nur in 
beschränktem Umfang leisten können, 
erleben Biogas-Anlagen einen weiteren 
Aufschwung. Ober 30.000 kleine Bio­
gas-Anlagen breiten sich in der Repu­
blik Nord-Korea über das ganze Land 
aus. Die Volksrepublik China behaup-
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tet, zwei Millionen Biogas-Anlagen in 
Betrieb zu haben. Indien hat in der 
Umwandlung von Biomasse in Biogas 
Pionierarbeit geleistet. Nach den 
11PEC-Preissteigerungen 1973 ist der 

'erkauf von Gobar-Gasanlagen stän­
l ')!. gestiegen. Gobar ist das Hindiwort 
rLir Kuhdung. Indiens Hoffnung, seinen 
(,00.000 Dörfern kommerzielle Energie 
Z\I bringen, knüpft sich an die Metho­
de, Methan aus Exkrementen zu pro­
duzieren und als Rückstand Kunstdün­
ger zu gewinnen. In den USA, Frank­
reich, Deutschland und der Schweiz 
sind Verfahren entwickelt worden, aus 
Biomasse Gas zum Heizen und zum 
Antrieb von Motoren durch Fermenta­
tion zu erzeugen. Nach der zweiten 
Erdöl-Krise scheint nun auch bei den 
Industrienationen die Suche nach alter­
nativen Energiequellen unaufhaltsam 
zu sein. Das ungeheure Potential an 
Biomasse darf nicht ungenutzt bleiben. 

Ein ausgereiftes 
und in der Praxis 

bewährtes Verfahren 

Der Flüssigmist von Schweinen oder 
Rindern wird in einem Sammelschacht 
aufgefangen. Einmal täglich wird von 
dem im Sammelschacht befindlichen 
Flüssigmist die benötigte Tagesmenge 
in den in unmittelbarer Nähe des Faul­
raumes plazierten Tagesmengenspei­
cher umgepumpt. Dieser Arbeitsgang 
kann mittels Niveaumeßanlage und 
Zeituhr automatisiert werden. 

Aus dem Tagesmengenspeicher wird 
die Flüssigkeit, automatisch gesteuert 
durch eine Pumpe der Biogas-Anlage, 
täglich dem Faulraum zugeführt. 
Gleichzeitig mit der Einspeisung des 

frischen Flüssigmistes in den Faulraum 
wird ausgefaulte Flüssigkeit über den 
Wasserverschluß-Syphon des Stand roh­
res aus dem Faulraum verdrängt und in 
einem Lagerbehälter aufgefangen. Die 
Aufenthaltszeit des Flüssigmistes im 
Faulraum beträgt je nach Art und 
Beschaffenheit 11-20 Tage. Die Pro­
zeßtemperatur liegt zwischen 33 und 
35 Grad Celsius. 

Die Erwärmung des frischen Flüs­
sigmistes und das Aufrechterhalten der 
Prozeßtemperatur im voll isolierten 
Faulraum geschieht mittels eines spe­
ziell für die Verbrennung des in der 
Biogas-Anlage produzierten Methan­
gases ausgerüsteteten Gasheizkessels 
mit Flächenbrenner. Ein im Inneren des 
Faulraumes angeordneter Spezial­
Wärmetauseher aus rostfreiem Stahl 
sorgt für einwandfreien Wärmeüber­
gang. 

Richtwerttabelle für die Gasproduktion 

Stk Tierart 

1 Milchkuh 
1 Mastrind 
5 Mastschweine 

100 Legehennen 

Ex­
kremente 

40 lt 
35 lt 
35 lt 
15 kg 

T rockenstoff-
gehalt 

% kg 
14 5,60 
12 4,20 
10 3,50 
35 5,25 

org. TS- Gesamtproduktion 
Gehalt p. Tag umgerechn. 

auf Heizöl / leicht 

% kg Nm3 = kg 
70 3,92 1,7 1,02 
70 2,94 1,3 0,78 
80 2,80 1,5 0,90 
85 4,46 2,2 1,32 

FLIESSBILD EINER AGROGAS-ANLAGE "SYSTEM FERMENTECHNIK" TYP FAG B ei kleineren Anlagen wird die not­
wendige periodische Flüssigkeitsum­
wälzung innerhalb des Faulraumes mit 
der unter dem Behälter liegenden zeit­
gesteuerten Pumpe durchgeführt. In 
größeren Gasanlagen wird die Umwäl­
zung des Faulrauminhaltes mittels 
Einpressen von verdichtetem Methan­
gas in die Flüssigkeit vorgenommen. 
Das in der Anlage produzierte Methan­
gas - ca 65 % CH4 / 35 % CO2 - wird 
nach Passieren eines Kiesfilters und 

T-A 

8L-_---' 

1 Tagesmengenspeicher 
2 Umwälz- u. Beschickungspumpe 
3 Faulraum 
4 Wärmetauscher 
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5 Trockengasspeicher 
6 Heizanlage 
7 Gassicherheitseinrichtung 
8 Faulschlamm-Lagertank 

anderer Gassicherheitseinrichtungen 
einem Trockenspeicher beliebigen 
Nutzinhaltes zugeleitet, aus dem die 
einzelnen Verbraucher mit Gas versorgt 
werden. 

Der Heizwert des durch anaerobe 
Vergärung tierischer Exkremente er­
zeugten Methangases beträgt ca. 6 000 



kcal / NmJ . Aus einem NmJ Methan­
gas können 1,7 kWh elektrischer Strom 
erzeugt werden. Komprimiertes Me­
thangas ist a ls Treibstoff für Traktoren 
verwendbar. Durch die Ausfaulung 
wird die Düngewirkung des Flüssig­
mistes nicht beeinträchtigt, wohl aber 
verliert er den unangenehmen Dung­
geruch, wird also umweltfreundlicher. 

Biol1la"c al., LI1l'fgicqudk 
.,t~irkt umcrc '-,ichcrhcit 

Der Leser mag fragen, was hat die 
Verwendung von Biomasse a ls a lterna­
tive Energieq uelle mit Verteidigung zu 
tun? Für die Bundesrepublik Deutsch­
land, einem hochindustrialisierten, an 
eigenen Rohstoffen jedoch armen Land 
ist es schon in Frieden, mehr noch in 
K risenzeitcn, lebenswichti g, die Ab­
hi:ingigkeit von Zufuhren a n Rohstof­
fen aus dem Ausland weitgehend zu 
verringern. Z ur Verwirklichung der 
Forderung, den Energiebedarf durch 
Nutzung aller wi rtschaftlich-tragbaren 
Möglichkeiten nebeneinander und in 
Konkurrenz zueinander sicherzustell en, 
kann die Energiequell e Biomasse einen 
Beitrag leisten, zumal es noch geraume 
Zeit dauern wird, bis die gep lanten 
großtechnischen Anlagen in Entwick­
lung und Planung so weit ausgereift 
sind , d aß sie im Energieverbund zur 
Entlastung der Abhängigkeit vom 
Erdö l nenneswert beitragen können. 

Die Erschli eßung der Biomasse a ls 
alternative Energiequelle bringt der 
Bundesrepublik Deutschland Im we­
sentli chen drei Vorteile: Sie 

g ibt unserer Industri e die Chance, 
durch neu es Know-how ihre Posi­
tion auf dem Weltmarkt auszu­
bauen; 

befähigt die Länder der Dritten 
Welt, aus eigenen Ressourcen ihr 
wirtschaftli ches Gefüge zu kräfti­
gen; 

macht unsere eigene Wirtschaft 
unabhängi ge r von Zufuhren an 
Rohstoffen aus Übersee und dient 
damit un serer Sicherheit. 
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Baulicher Zivilschutz 

Neues 
Nutzbannachungs­

programnI für Stollen 

Otto Schaible 

Fortsetzung aus Nr. 3/80 

Baufachliehe Richtlinie für die Nutzbarma­
chung vorhandener öffentlicher Schutz­

stollen 

- Fassung April 1980 -

1. Geltungsbereich 
Diese Richtlini e gilt für die Herrichtung und 
den Ausbau vo rhandener ö ffentlicher 
Schutzstollen. 

2 . T echnische Vorschriften 
Es ge lten die ei nschlägigen technischen 
Vorschriften. Ergänzend ist zu beachten: 

2. 1 Arbeitsblatt " Ausführung, Prüfling und 
Abnahme von lüftungstechnischen Einbau­
teilen in Schutzräumen «, Fassung Juni 1975 
einschI. Anhang " Nachweis der Schocksi­
cherheit von Einbauteilen in Schutzräu­
men«, Fassung Juni 1975 
(BMBau vom 6. 12. 1976 - B 14 - B 1225 
- 87/76 -, BAnz. Nr. 143 vom 3. 8. 1976) 
und Anhang "Technische Fo rderungen für 

Filtersande «, Fassung Juli ] 976 (BAnz. 
N r. 189 vom 6. 10. 1976). 

2 .2 Bautechnische Grundsä tze für Liefe­
rung und Abnahme von Abschlüssen der 
Schutzräume, Fassung April 1969 
(BMSchatz vom 10. 11. 1969 - 111 B 6 -
B 1225 - 548/69 -, BAnz. N r. 104 vom 
11. 6 . 1969). 

3 . Schutzum fa ng 
Die Herri chtung erfolgt im G rundschutz 
unter weitgehender Erhaltung bzw. Wieder­
herstellung des vorhandenen Schutzgrades. 

4 . Fassungsvermögen 
Das Fassungsvermögen ist unter Z ugrunde­
legung von 1 m2 G rundfläche pro Schutz­
pla tz zu ermitteln. Di e anrechenbare Fläche 
ist aus der Nutzfl äche unter Abzug der 
Flächen für Sonderräume (vgl. 5), Schleusen, 
Lüftungsgeräte sowie ggf. Sandfil ter und 
Treppenräume zu ermitteln. Verkehrsflä­
chen sind ni cht in Abzug zu bringen. 



5. Raumbedarf 
Bei den Schutzsto llen sind der Eingangsbe­
reich, im allgemeinen bes tehend aus Z u­
gangssto llen und Schleuse, sowie Sonder­
räume und der eigentliche Aufenthaltsraum 
zu unterscheiden. 

Folgende Sonderräume sind anzuordnen : 
Aufsichtsraum, Größe ca. 10 m2 

Sanitäre Anlagen (vgl. 6 .9) 

Notküche für eine behelfs mäßige Versor­
gung, Größe bis 1000 Schutzplä tze ca. 
10 m2 , je weitere 100 Schutzplätze zusätz-
li ch 1 m2 . . 

Der Aufsichtsraum ist nach Möglichkeit in 
der Nähe eines Einganges anzuordnen, in 
dem ist der Hauptschalter (vgl. 6 .12) und 
di e Anlagen der Nachrichtenübertragung 
(vgl. 6. 13 ) vorzusehen. 

Der Raum muß verschließbar sein . 
Für Notbehandlung sind 5 v. H. der Auf­
enthaltsfl äche a ls provisorisch abteilbarer 
Raum auszuweisen. 

Ein besonderer Maschinenraum ist nicht 
vorzusehen (vgl. auch 6.7). 

Der Raumbedarf pro Lüftungsgerä t einschI. 
Bedienung beträgt 4,5 m2 . 

6. !3aufachliche Hinweise 

6 .1 Allgemein 
Herrichten und ggf. Ausbau der Stollen 
haben . grundsätzlich in einfacher und 
zweckmäßiger Bauweise zu erfolgen. Es sind 
lediglich die nach dieser Richtlinie unbe­
dingt erfo rderli chen baulichen M aßnahmen 
durchzuführen. Im Einzelfa ll ist zu prüfen, 
ob und inwieweit die Instandsetzung oder 
Neubau einzelner Bauteile wirtschaftli cher 
ist. 

Bei der Wahl der Baustoffe/ Bauteile sind die 
einschlägigen Vorschriften des Korrosions­
und Brandschutzes besonders zu beachten. 
Die Baustoffe müssen mindes tens der Klasse 
B 1 (schwer entflammbar), Bauteile der 
Klasse F 30 angehö ren. 

Alle Einbauteile sind schockgesichert (Bau­
klasse RK 0,63) entsprechend den Richtli ­
nien auszuführen (vgl. 2. 1). 

6.2. Voruntersuchungen 
Voruntersuchungen betr. di e Standsicherheit 
des Gebirges sowie ggf. Art und Umfang des 
Ausbaues sind nur vorzunehmen, soweit 
dies im Gutachten des bergtechnischen 
Sachverständigen gefordert wird. 

6.3 Ausbau 
Der Ausbau des Stollens einschI. Eingangs­
bereich soll gegen Gebirgsdruck, Steinschlag 
und Feuchtigkeit schützen. Waffenwirkung 
ist nicht zu berücksichtigen (soweit nicht 
ausdrückl ich festgelegt). 

Vorhandener Ausbau ei nschI. Sohlenbefesti­
gung und ggf. Sohldrainage sind so weitge­
hend wie möglich zu erh alten bzw. instand 
zu setzen. 

Soweit noch kein Ausbau vorhanden ist, 
sind Art und Umfang in Abhängigkeit von 
der Beschaffenheit des Gebirges im Einzel­
fa ll durch den bergtechnischen Sachverstän­
digen fes tzu legen. Für d ie Sohle genügt eine 
einfache Befestigung (z. B. Magerbeton). 

Soweit der Ausbau einzelner Sto llenab­
schnitte unwirtschaftli ch ist, kann ggf. auch 
auf deren Nutzung ve rzichtet werden. 

Das Neuauffahren von Strecken und Räu­
men ist nach Möglichkei t zu vermeiden. 

6 .4 Innenwände 
Vorhandene nichttragende Innenwände aus 
Mauerwerk ( 12 cm Di cke) sind abzubre­
chen. Neue Z wischenwände für Räume 
sind, soweit erfo rderlich, aus konstruktiv 
bewehrtem Beton (Mindes tdicke 20 cm) 
herzustellen. 

Die Flächen für die Notbehandlung und 
Notküche sind, soweit hierfür keine vor­
handenen Räume zur Verfügung stehen, 
du rch behel fsmäßige Vorri chtungen (z. B. 
schwerentfl ammbare Planen) abzutei len. 

6.5 Eingangsbereeich 
Der Einga ngsbereich muß gegen Druckstoß, 
Strahlen und Splitter schützen. 

Jede Stollenanlage soll mindes tens 2 ge­
trennte - möglichst weit auseinander lie­
gende - Eingänge besitzen, von denen min­
des tens einer außerhalb des Trümmerberei­
ches liegen soll. 

Soweit ein Notausstieg vorhanden ist, kann 
ggf. auf einen 2. Eingang verzichtet werden. 
Die vorhandenen Bauwerke des Eingangsbe­
reichs sind unter Beachtung dieser Grund­
sä tze il~ s tand zu setzen. Soweit entspre­
chende Bauwerke noch nicht vorhanden 
sind, ist folgendes zu beachten: 

Z ugangsstollel1 
Es so llen nach Möglichkeit fo lgende Mindest­
überdeckungen eingehalten werden : 
Anfang Z uga ngsstollen 2 m 
Ende Zugangsstollen 6 m 
Di e Oberdeckung an der äußeren Schleu­
senwand muß jedoch mindestens 3 m betra­
gen. 

Bei längeren, nicht abgewinkelten Zugangs­
stollen sind Splitterschutzwände (Dicke 
40 cm) an geeigneter Stelle anzuordnen. 
Besondere Schutzbautei le vor dem bisheri ­
gen Stolleneingang sind nicht anzuordnen. 
Der Zugang ist durch eine Gittertür zu si­
chern . 

Schleuse 
Die Größe der Schleuse soll mindestens 
5 m2 , der Abstand der Schleusenwände muß 
mindestens 3 m betragen. 
Die Schleusenabschlußwände sind für einen 
stat. Druck von 3 bar zu bemessen. 
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Die Mindestdicke der Betonbauteile muß 
40 cm, die Betongüte mindes tens B 25 be­
tragen. 

6.6 Abschlüsse 
Die Schleusen sind innen und außen mit 
handbetätigten Dru cktüren PN 3 (ND 3) zu 
versehen, die den Bautechnischen Grundsät­
zen für Lieferung und Einbau von Abschlüs­
sen entsprechen (vgl. 2.2). Der Anschlag hat 
von außen zu erfo lgen. 

Soweit der Strahlen- und Splitterschutz nicht 
durch andere konstruktive Maßnahmen 
gewährleistet ist, sind fü r di e äußeren Ab­
schlüsse Tü rkästen aus Stahlblech mi t Be­
tonfüllung (Dicke 40 cm) zu wählen, d ie den 
Anfo rderungen für Stahlabschlüsse entspre­
chen müssen. 

6 .7 Raumlumechnische Anlage 
Z ur Bereitstellung und Filterung de r Atem­
luft ist eine raumlu fttechnische Anlage ein­
zubauen, bei der d ie Luftvo lumenströme 
nicht erwärmt, gekühlt oder befeuchtet 
werden. 

Die Anl age besteht im wesentlichen aus 
folgenden Einbauteilen: 

Staubfil ter 
komb. Normal- und Schutzlü ftungsge­
räte einschI. Raumfi lte r 
Armaturen 

Z usätzlich in Gebieten mit erhöhter Brand­
gefäh rdung: 
- Sandvorfilter 

Das Vorliegen einer erhöhten Brandgefahr 
muß im Einzelfa ll geprüft werden. 

Eine geringe Brandgefährdu ng liegt im Sinne 
di eser Ri chtlinie in der Regel dann vor, 
wenn es sich um eine offene Bauweise und 
Gebäude mit üblicher Nutzung und durch­
schnittlichen Brandlasten handel t. 

Haben dagegen Gebäude hohe Brandlasten, 
z. B. durch Textilien, Fa rben, Papier (Archi ­
ve) und dergI. , so sind sie als erhöht brand­
gefährdet einzustufen. Gebiete mit geschlos­
sener Bauweise gel ten im Sinne dieser Richt­
lini e als erhöht brandgefährde t. 

Die Einbauteile müssen dem Arbei tsblatt 
»Ausführung, Prüfung und Abnahme von 
lüftungstechnischen Einbauteilen in Schu tz­
räumen « entsprechen (vgl. 2.1 ). 

Für die Bemessung der raumlufttechnischen 
Anlage ist die nach dem Belegungsplan 
ermittelte Z ahl zugrunde zu legen, eine 
ü berschreitung von 5 v. H . ist zulässig. 

Die raumlumechnische Versorgung ist je 
nach Betriebsfa ll - No rmalluftfa ll oder 
Schutzluftfa ll - entsprechend den Anlagen 1 
bzw. 2 vorzusehen. 

Es muß ein überdruck von mindestens 0,5 
mbar gegenüber der Außenluft gewährleistet 
werden. 
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Gerät 
Für jeweils 100 Personen ist ein Lüftungsge­
rät L 15/3 sowie ein Raumfilter R 3 an­
zuordnen. Die Lüftungsgeräte müssen elek­
trisch und von Hand angetrieben werden 
können. 

Die Aufstellung erfo lgt frei im Raum. Es 
sollen ni cht mehr a ls 3 Geräte parallel ge­
schaltet werden. 

Bei der Zusammenfassung mehrerer Raum­
filter ist zu beachten, daß 

die Raumfi lter nicht im sei ben Raum 
wie die kombinierten Normal- und 
Schutzlüftungsgeräte L 15/3 aufgestellt 
werden dürfen; 
die Ei n- und Austrittsquerschnitte durch 
gasdichte Absperra rmaturen zu ver­
schließen sind; 
vor oder hinter jedem Raumfi lter ein 
Durchflußmeßgerät, das auf den Schutz­
volumenstrom geeicht ist, einzubauen 
ist; 
die Raumfi lter in einem strahlungsge­
schützten Raum aufgestellt werden 
müssen (vgl. 5). 

An den Geräten oder in unmittelbarer Nähe 
ist eine Bedienungsanweisung anzubringen. 
Es sind ein CO-Meß-Warngerä t und ein 
Oberdruckmeßgerät einzubauen. 

Sandvorfilter 
Die Anforderungen nach 2. 1 sind einzuhal­
ten. Die Schütthöhe des Filtermaterials soll 
2 m betragen. Auf den Strahlenschutz zum 
Aufenthaltsraum hin ist besonders zu ach­
ten. 

Ansaugöffnungen 
Die Luftansaugung kann über den Ein­
gangsbereich oder über gesonderte Ansaug­
öffnungen erfolgen. 

Ansaugöffnungen sind so anzuordnen, daß 
der Abstand zu den Fortluftöffnungen 
mindestens 6 m beträgt. 

Vor den Ansaugöffnungen ist eine Schutz­
vorrichtung gegen Splitter (z. B. Stahlplatte) 
anzuordnen und so auszubilden, daß der 
freie Querschnitt der Ansaugleitung minde­
stens erhalten bleibt. 

Ansaugleitungen 
Ansaugleitungen müssen im Bereich der 
Durchführung durch die Umfassungswände 
2mal abgewi nkelt werden. 

Ist der erforderl iche Querschnitt größer a ls 
2.000 cm 2, so sind die Rohrleitungen in 
mehrere Querschnitte zu untertei len. 

Selbsttätige Luftstoßsicherungen nach 
Nenndruck PN = 3 bar sind in folgende 
Ansaugleitungen einzubauen: 
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Ansaugle.itung für ormalluft und ver­
strahlten StaubftIter, wenn Sandvorfilter 
vorhanden ist, 
Ansaugleitung für Normalluft sowie 
Schutzlu ft, wenn ei n Sandvorfi lter nicht 
vorhanden ist. 

Fortluftöffnungen und -leitungen 
Vgl. Ansaugöffnungen und Ansaugleitun­
gen. 
Die Fortluft aus den Schleusen und Sanitär­
zeIlen ist über Oberdruckarmaturen ins Freie 
zu führen . 

Verteilungsleitungen 
Es sind Leitungen aus Kunststoff (PVC) 
ei nzubauen und möglichst im First zu verl e­
gen. Die Zuluftaustritte sind so auszubi lden, 
daß eine ausreichende Durchspülung des 
gesamten Schutzraumes gewährl eiste t ist. 

6.8 Wasserversorgung 
Di e Wasserversorgung ist nach Mögli chkeit 
durch Anschluß an das öffentli che Netz 
sicherzustellen. Die Leitungen sind nur nach 
dem Bedarf für Trink- und Reinigungswas­
ser zu bemessen. 
Für die Norversorgung ist zusätzlich eine 
Speicherung von 14 l /SchurJ:pl atz (z. B. 
durch fa ltbare Vorratsbehälter) mit Vorrich­
tungen für Füllen und Entnahme vorzuse­
hen. 
Es ist für je 100 Personen 1 Zapfstelle (kalt) 
mit Ausgußbecken vorzusehen. 
Soweit eine Versorgung durch das öffentli ­
che Netz ni cht möglich bzw. wirtschaftlich 
nicht vertretbar ist, ist die Versorgung aus­
schli eßlich durch Speicherung unter Z u­
grundel egung einer Wasse rmenge von 
30 I/ Schutzplatz sicherzustellen. 

6.9 Sanitäre Anlagen 
Die Sanitärzellen sind wie fo lgt auszustat­
ten : 
1 Abort (ohne Wasse rspülung) pro 50 Per­
sonen getrennt für Frauen 2/3 und Männer 
1/3. 
Für je 200 Personen ist weiterhin 1 Urinal­
stand vorzusehen. 
Die einzelnen Aborte sind durch Sichtblen­
den (z. B. aus Fertigteilen) zu trennen und 
durch Vorhänge abzuschließen. 
Di e Sanitärzellen sind in der ähe der Fort­
luftöffnu ngen anzuordnen. 

6.10 Abwas erbeseitigung 
Die Aborte sind als Freifallkloserrs mit 
dichtschließender Klappe auszubilden. Sie 
sind auf einer wasserdichten Grube oder 
einem vorgefertigten Fäkalientank anzuord­
nen, für deren Bemessung 10 IISchu tzplatz 
(Mindes tgröße 3 m3 ) zugrunde zu legen 
sind. 
Die Entsorgung des Schutzraumes ist mittels 
Handpumpe, Druck leitung (mit Rücksta u­
klappe) und Pumpensumpf sicherzustellen. 
Der Pumpen umpf ist an geeigneter Stelle 
außerhalb des Schu tzstollens anzuordnen. 
Das an den Zapfstel len anfa llende Abwasser 
ist in die Grube bzw. den Tank zu leiten. 
Das Bergwasse r ist unmittelbar ins Freie zu 
leiten. 

6. 11 Stromversorgung 
Es ist ein Niederspannungsa nschluß an das 
öffentli che Netz herzustel len . 

Der Zähler- und Verteilerschrank ist im 
Aufsichtsraum unterzubringen. 

6.12 Elektroinstallation und Beleuchtung 
Alle elektrischen Betriebsm ittel müssen für 
den Einsatz in feuchten Räumen den VDE­
Bes timmungen entsprechend geeignet sein 
und mindestens der Schutzart IP 54 nach 
DIN 40.050 genügen. Die Insta ll ation ist 
grundsätzl ich auf der Wandoberfläche aus­
zuführen. 

Es ist für jewei ls 100 Personen bereichsweise 
I Schutzkontaktsteckdose anzuordnen. In 
dem Aufsichtsraum si nd 2 Steckdosen zu 
installieren. 

Di e Steckdosen sind an die Beleuchtungs­
stromkreise anzuschließen. 

Die mittlere Beleuchtungsstärke so ll a llge­
mein 50 Lux betragen. Eine ö rtlich schalt­
bare Zusatzbeleuchtung in den Räumen für 
Sonderzwecke und im Bereich der Lüftungs­
gerä te soll ei ne Anhebung der Beleuchtungs­
stärke auf mindestens 100 Lux ermögli chen. 
Es sind freistrahlende Kunststoffleuchten für 
Standardleuchtstofflampen (vorzugsweise 
65 Watt, Warmton , Lichtstrom ca. 5. 100 Im 
unkompensiert) einzubauen. 

Die Schaltung der Beleuchtung muß vom 
Aufsichtsraum aus zentra l durch di e den 
jeweiligen Stromkreisen zugeord neten Lei­
tungsschutzschaltern erfolgen können. 

6.13 Nachri chtenübertragung 
Für die spätere Insta ll ation von Obermitt­
lungsleirungen ist ein Leerrohr (NW 20) 
vom Aufsichtsraum ins Freie zu verlegen. 
Di e Aufstell ung der Antenne ist im Ein­
gangsbereich vorgesehen. 

6.14 Sonstige bauliche Maßnahmen 
Vorhandene Treppen und der Eingangsbe­
reich ind instand zu setzen. 

Putzarbeiten sind nicht auszu führen, vor­
handener Putz ist zu bclas en. 

6.]5 Anstri ch 
Ein Innenanstrich ist grundsätzl.i ch ni cht 
vorzusehen. In Ausnahmefällen (insbeson­
dere bei vorhandener Verschmutzung der 
Wände und Decken) kann jedoch im unbe­
dingt erforderlichen Umfang ein einfacher 
Binderanstri ch oder dergl. mit pilzabwei­
sendem Zusatz au geführt werden. 

1m Eingangsbereich sind im erforderlichen 
Umfang nachleuchtende Leuchtstreifen 
(5 cm breit in 1,80 m Höhe) anzubringen. 

Desgleichen sind Stollen abzweigungen, 
Treppenstufen, Licht chalter, Sanitä r- und 
Sonderräume, Lüfter und dergl. durch nach­
leuchtende Leuchtstoffe im erforderli chen 
Umfang zu kennzeichnen. 

6. 16 Außenanlagen 
Di e Ei ngangsbereiche sind zu säubern, die 
Verkehrsfl ächen sowie die Einfri edung in­
stand zu setzen. 



Baulicher Zivilschutz 

Anhang 

Schutzluft Strahlungsge schützte Aufste\\ung der Raum/Hter 
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Absperrarmaturen 

Anlage 1 Raumlufttechrische Versorgung bei 
geringer Brandgefährdung 
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/1 Aufste\\ung der Raum filter Schutzluft nach Nummer 6.7 
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Anlage 2 Raumlufttechnische Versorgung bei 
erhöhter Brandgefährdung 

Luftförderer 
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'Absperrarmatur 
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VON TEXAS BIS EUROPA 

Bell Long Ranger legt 5.100 Meilen auf 
historischem Transatlantik Flug zurück 

Fort Worth, Texas 
Als am 8. September ein mit Turbine 

bestückter Bell Long Ranger-ß in Bern 
in der Schweiz landete, fand der erste 
Transatlantik-Flug eines leichten Hub­
schraubers semen erfolgreichen Ab­
schluß. 

Der Flug über 5.100 nautische Meilen, 
der in Love Field in Dallas, Texas, be­
gann, wurde von Karl Wagner (42) und 
Werner Roschlau (30) durchgeführt. 
Be.ide fliegen als Piloten für KUL, ein 
westdeutsches Unternehmen. 

Ihre - Inseln-Hüpf-Reise- über 2.100 
Meilen des Atlantischen Ozeans, einge­
schlossen Stops für Auftanken und 

CANADA 

UNITED STATES 

übernachteo, wurde mit, einer Durch­
schnittsgeschwindigkeit von 105 Knoten 
bewältigt. Die Flugzeit von Texas bis zur 
Schweiz betrug insgesamt 49 Stunden. 

»Nach unserer Abreise aus Dallas 
verbrachten wir 2 Tage in Pittsburg, 
Pennsylvania, um Zusatztanks am 
Hubschrauber anzubringen«, erläutert 
Wagner. - Die Tanks fassen 500 Kilo 
(1.000 pounds) Treibstoff. Dieser Zu­
satztreibstoff plus dem normalen Fas­
sungsvermögen des Helikopters von 320 
Kilo (637 pounds) ermöglichte uns eine 
maximale Reichweite von ungefähr 800 
nautischen Meilen. « 

Um die Tanks zu testen und sich zu 
versichern, daß sie volle Kapazität liefer­
ten, unternahmen Wagner und Roschlau 
einen Non-Stop-Flug von Val d'Or 
(Quebec) nach Fort Chimo (Quebec), 
eine Enrfernung von annähernd 714 
nautischen Meilen. Die Tanks arbeiteten 
perfekt und der Hubschrauber nahm 
Kurs auf Frobisher Bay auf Baffin Island. 
Das war Staupunkt für ihren Flug über 
den Atlantik. 

Long Rangers single-pilot IFR System 
verlieh der Mission eine zusätzliche Si­
cherheits-Marge. Ebenfa lls zur Aus­
rüstung gehörten ein Rettungsfloß, 
ein schwimmfähiger Standortübermittler 
für den Notfall, Schutzanzüge und 
Schwimmwesten. 

- Wir verließen Frobisher am 4. Sep­
tember morgens und flogen eine 500-
Meilen-Etappe nach Sondre Stromfjord 

GREENLAND 

in Grönland, wo wIr übernachteten «, 
erzählt Wagner. 

Ihr erstes Wetterproblern hatten die 
Piloten auf dem nächsten Abschnitt ihrer 
Reise, einem 350-Mei len-Flug über der 
Eiskappe nach Kulusuk in GrÖnland. 

»Wir trafen unerwartet auf Vereisung 
über Grönland «, berichtet Wagner, . und 
wir gingen von 11 .000 auf 6.500 Fuß 
runter. Dieser Sinkflug brachte uns in 
eine eisfreie Zone. 

Glücklicherweise half uns das IFR-Sy­
stern, den Sturm zu passieren, und wir 
konnten unseren Flug ohne weitere 
Schwierigkeiten fortsetzen . Wegen der 
gelegentlich auftretenden schweren 
Wolkenformationen setzten wir das 
IFR-System während eines Viertels der 
Zeit bei der Atlantik-überquerung ein.« 

Am 5. September machte der Long 
Ranger seine längste Strecke über Was­
ser. Es handelte sich um einen 525-Mei­
len-Abschnitt von Horna Fjordur zu den 
Shetland Inseln. Nachdem Wagner und 
Roschlau diesen 4,5-Stunden-Flug zu 
Ende gebracht hatten, setzten sie ihre 
Reise nach Alborg in Dänemark fort. 

Als der Hubschrauber in A1borg lan­
dete, hatten die unermüdlichen Piloten 
874 Seemeilen an einem Tag geflogen. 

Wagner und Roschlau, die beide in 
Nürnberg leben, erreichten ihren Hei­
matort am Nachmittag des nächsten 
Tages, und ihr Freunde und Familien 
bereiteten ihnen einen herzlichen Emp­
fang. Nach einer wohlverdienten Rast 
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flogen die beiden den Helikopter am 8. 
September nach Bern. 

Wagners Kommentar zu der Leistung: 
»Ich habe schon lange auf die Gelegen­
heit gewartet, diesen Flug machen zu 
können, und endlich kam sie. Ich bin 
froh darüber, daß unsere Pläne quasi 
fahrpl anmäßig abliefen, ohne Verzöge­
rung und ohne ernsthafte Probleme. 

Einer der Anlässe für unseren Flug 
war, den Nachweis zu führen, daß dieser 
Hubschrauber den außerordentlichen 
Ansprüchen einer langen Reise gewach­
sen ist. Außerdem beabsichtigt unsere 
Gesellschaft, den Helikopter in einem 
Ambulanz-Charter-Dienst in der Schweiz 
einzusetzen. Unser Trip setzte uns zuver­
lässig in die Lage, die Betriebssicherheit 
der Maschine bei solchen Missionen zu 
demonstrieren. « 

Wagner begann seine fli egerische 
Kariere bei der deutschen Luftwaffe. Er 
hat über 8.000 Hubschrauber-Stunden 
in seinem Logbuch und ist auch ständi­
ger Flugzeugführer. 

Roschlau machte 1959 als Segelflieger 
Bekanntschaft mit der Fliegerei. Später 
erwarb er die Flugzeugführer-Lizenz und 
fliegt seit drei Jahren Hubschrauber. Er 
hat mittlerweile ungefähr 200 Flugstun­
den auf Helikopter hinter sich gebracht. 

Die Langstrecken-Piloten nahmen den 
Hubschrauber am 15. August im Auslie­
ferungslager der Firma Bell Helikopter in 
Fort Worth in Texas in Empfang. Da­
nach wurde er in das angeschlossene Air 
Center in Love Field, Dallas, gebracht, 
wo ein zusätzliches Luftleitsystem instal­
liert wurde. 

Die Serienproduktion des Long Ran­
ger-Modells 206 L begann 1976. Der 
Long Ranger 11 der sein FAA-Zertifikat 
im Mai 1978 erhielt, hat sich als popu­
lärster kommerzieller Hubschrauber 
bewährt, den die Firma jemals angebo­
ten hat. Er hat ein Brutto-Gewicht von 
4.050 lbs. und ist mit einer modernen 
Allison 500 shp 250-C28B Turbinen­
welle-Maschine ausgestattet. Beim Flug 
in Seehöhe leistet der Long Ranger eine 
maximale Geschwindigkeit von 150 mph 
und eine Standard-Reichweite von 342 
Meilen. Das von Bell entwickelte einzig­
artige Noda-Matic Federungssystem der 
Rotoren garantiert einen gleichmäßigen 
Flug. 

Der Long Ranger- li erhielt das FAA­
Zertifikat am 20. Dezember 1978 für 
seine Ein-Pilot IFR Operation (Instru­
mentenflug). Das bei Bell und Collins 
entwickelte IFR-System enthält einen 
Autopilot, duale Sende- und Empfangs­
geräte, duale Navigationsempfänger, 
automatische Richtungsfinder (adf) , 
Transponder (Erkennungscodegerät), 
Entfernungsmeß-Ausstattung (dme) und 

ein unabhängiges elektri sches Ersatz­
system. 

Herr PROFESSOR DR. R. SCHWEIS­
FURTH von der Universität des Saar­
landes, Fachrichtung 4.18 - Hygiene 
und Mikrobiologie, hat uns einen Brief 
geschrieben, den wir nachfolgend wie­
dergeben: 
Sehr geehrte Damen und Herren' 

In der Nr. 2 Ihrer Zeitschrift »Zivil­
verteidigung« 11. Quartal 1980 las ich 
auf Seite 55 einen Beri cht über Nord­
seebakterien, die Schwefelwasserstoff 
erzeugen. 

Hierzu möchte ich mir gestatten, ei­
nige der gebrauchten Formulierungen 
geradezurücken. 

1. Schwefelwasserstoff ist eines der 
Gase, das in geringerer Verdünnung 
stärker ri echt als in hoher Verdünnung. 
Mithin haben die Arbeiter auf der Platt­
form die sehr geringen Konzentrationen 
von H 2S, die in einem solchen Falle ge­
bildet werden, gerochen und sinnvoller­
weise die Studiengruppe der Shell alar­
miert; es ist aber ausgeschlossen, daß so 
hohe Konzentrationen von H2S gerade 
im Meer erzeugt werden, daß man daran 
sterben kann . 

2. Sulfatreduzierende Bakterien sind 
seit 1903 aus dem marinen Bereich 
bekannt und seit dieser Zeit das Ziel 
zahlreicher Untersuchungen gewesen. 

Sie bauen keineswegs den im Wasser 
enthaltenen Sauerstoff ab, sondern sie 
können nur dort existieren, wo kein 
Sauerstoff vorkommt und außerdem ein 
erniedrigtes Redoxpotential von etwa ± 
o mV vorliegt. 

Sie müssen eine sogenannte »Sulfat­
atmung. durchführen, d. h. grob ge­
sprochen, sie verwerten den Sauerstoff 
aus dem Sulfat, um damit organische 
Substanz oxydieren zu können. 

Richtig ist, daß erst aerobe Bakterien 
den Sauerstoff verbrauchen müssen, ehe 
eine Sulfatred uktion zustande kommen 
kann. 
Mit freund lichen Grüßen 
Prof. Dr. R. Schweisfurth 

Richtlinie für den Strahlenschutz bei 
Verwendung radioaktiver Stoffe und 
beim Betrieb von Anlagen zur Erzeu­
gung iOl1isierender Strah len und Bestrah­
lungseinrichtungen mit radioaktiven 
Quellen in der Medizin 
STRA HLENSCHUTZ 
Schriften reihe des Bundesmin. d. Innern, 
Band 4, 2. Neubearb. Auflage 
92 S., geh., DM 14,-

Wer mit Strahlen umgeht, ob Industrie, 
Forschung, Medizin, sollte genau infor­
miert sein, welche Auflagen er zu erfül­
len hat, um die Umweltgefahren auszu-

- - - - --

SPEKTRUm 
0 •• Maguln der Zlvlty.r1~ 

sc?li eßen. Das Bundesministerium des 
Innern hat eine Richtlinie erarbeitet für 
den Strahlenschutz in der Medizin (vom 
18 . Oktober 1979, GMBI. S. 638). Kein 
Arzt und kei n Krankenhaus, kein Rönt­
geninstitut und keine Strahlentherapie­
Praxis kann auf diese Richtlinie verzich­
ten. Wir geben einen Inhaltsüberli ck zur 
Untermauerung dieser Feststellung: 
Sachlicher Geltungsbereich; Genehmi­
gungsvoraussetzungen; Vorschriften zum 
Schutz beruflich strahlenexponierter 
Personen; Vorschriften zum Schutz des 
Patienten; Spezielle Regelungen für die 
Arten der Genehmigungen nach Ziffer 2; 
Beseitigung radioaktiver Abfälle; Umge­
bungsschutz; Entlassung von Patienten 
nach therapeutischer Anwendurig offe­
ner radioaktiver Stoffe oder im Körper 
verbleibender Strahlen; Sektion und 
Bestattung von Leichen, die radioaktive 
Stoffe enthalten. 

Christian Zentner 
ZENTNERS GESCHICHTSFüHR ER 
IN FARBE 
400 Seiten mit 300 Farbbildern, Leinen, 
DM 39,80 
Delphin Verlag GmbH, München 

Zentner stellt die Entwicklung der Ge­
schichte dar, von der Vor- und Frühge­
schichte über Altertum und Mittelalter 
bis zur Neuzeit. Leider orientiert auch er 
sich, wie - bis auf wenige Ausnahmen -
alle Geschichtsschreiber, an den geführ­
ten Kriegen; sie dienen als Gerüst. Und 
wer also die Kriege nicht kennt, kann 
mit der Geschichte nichts anfangen. 

Dennoch: Viele interessante geschicht­
liche Tatsachen werden hier aufgezeigt, 
in chronologisch exakt ausgeführter 
Entwicklung. 

Es ist dies kein Geschichtsbuch 
schlechthin und auch kein Lehrbuch; es 
ist ein Geschichts-Bilderbuch mit allge­
meinverständlich geschriebenem Text 
und bestechend schönen Farbbildern. 

Wer Geschichte kennt, kann leicht 
Z usammenhänge herstellen und sein 
Vergnügen daran haben. Wer Geschichte 
nicht kennt, sollte sie mit diesem Ge­
schichtsführer leicht kennenlem en kön­
nen. 
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INTERSCHUTZ '80 AUF DER 
HANNO VER-MESSE 

Die Hannover-Messe '80 zeigte ein 
Angebot der INTERS HUTZ, das von 
der Ausstellung histori scher Feuer­
schutzgerä te bis hin zu den technisch 
hochentwickelten Rettungsfahrzeugen 
unserer Tage alles Neue zeigte für Ein­
sätze der Hilfsorganisationen bei Brän­
den, Unfällen auf O lbohrinseln und 
Ka tastrophen. Der vo rn Bundesministe­
rium für Forschung und Technologie 
entwickelte .. Manipulator«, ein fernge­
steuertes Kettenfahrzeug, wurde vo rge­
stellt sowi e eine neue Wasserkanone, die 
bei Schiffsbränden und auf Olbohri nseln 
eingesetzt werden soll. 

Den größten technischen Fo rtschritt 
haben die Feuerwehren und Hilfsorgani ­
sa tionen durch den Einsatz der ompu­
tertechnik erreicht. INTERSCHUTZ '80 
führte sie vo r. 

Doch nicht nur kostspielige, technisch 
hochentwickelte Gerä te und Fahrzeuge 
fanden Beachtung, sondern ebenfalls die 
im täglichen Einsa tz no twendigen 
Schutzanzüge. Au ch sie in immer neue­
rer, immer verbesserter Ausführung. 

Militär, Rüstung, Sicherheit 
Band 2, Hrsg. Dieter S. Lutz 
Günter Schwarz und Dieter S. Lutz 
SICHERHEIT UND 
Z USAMM ENARB EIT 
Eine Bibliographie zu MBFR , SAL T und 
KSZE 
1. Auf/., Baden-Baden, Nomos 
Verlagsgesellschaft 
1980, 150 S., 
kart ., 58,- DM, 
ISBN 3-7890-0540- 1 

Inhalt: Litera turhinweise zur Konfe­
renz für Sicherheit und Zusammena rbeit 
in Europa (KSZ E) und zur Theori e und 
Praxis kooperativer Rüstungss teuerung 
(a rms control , MBFR) in Europa und 
zwischen den Großmächten (SAL T) 

Art des Werkes: Auswahlbibliogra­
phie. 

Z ielgruppe: Po litik (Pa rl ament, Regie­
rung) - Lehre und Studium (Politologie, 
Militä rwissenschaft , Fri edensfo rschung) 
- Militä r (Bundeswehr) - Intern ationa le 
O rganisa ti onen - Bibliotheken. 

Die Bi bli ographie bi etet eine ausführ­
li che Litera turauswahl zur Theorie der 
kooperativen Rüstungssteuerung (arms 
control) sowie zu Verlauf, Gegenstand 
und politischer Bedeutung der d rei wi ch­
tigsten sicherheits- und militä rpolitischen 
Ost-West-Verhandlungen in den 70er 
j ahren. Diese Verhandlungen, und damit 
di e wissenschaftli che Literatur über sie, 
gewinnen zum jetzigen Zeitpunkt erhöh­
ten Stellenwert für die Fragen des welt­
weiten Spannungsabbaus, der Rüstungs­
kontrolle und a llgemein einer Politik der 
Fri edenss icherung. Das Werk umfaßt ca. 
2 .500 Titel von Veröffentlichungen der 
j ahre 1970-79, vo rwiegend aus über 
100 in- und ausländischen Peri odika. 
Durch eine mehrschichtige Untergliedc­
rung der Titelliste nach Sachpro bl emcn 
(z. B. .. Kö rbe« der KSZE), Akteuren 
(Länder, Regionen, Bündnisse) und 
fo rmalen Kriteri en (Sammelwerke, 
ü berblickslitera tur, Dokumente) kann 
gezielt Literatur zusa mmengestellt wer­
den. Eine weitgehend ana loge Unterglie­
de rung der drei Hauptkapitel zu MBFR, 
SAL T und KSZ E sowie Querverweise 
zwischen den Unterabschnitten ermögli ­
chen zugleich die Materialsammlung zu 
spezifischen, aber alle drei Verhandlun­
gen übergreifenden Themen. Durch das 
beigefügte Auto renregister und über ein 
differenziertes und teils an notiertes Z eit­
schriftenregister kann der Benutzer die 
Bibliographie ferner zu eigener, aktuali ­
sierender Literaturauswertung verwen­
den. Darüber hinaus entha lten die Anno­
tati onen Hinweise auf die FundsteIl en 
bibliographisch ni cht erfaßbarer Chro­
niken, Kurzartikel , Stati stiken usw. 

Drei Bildbände über die Feuerwehr hat 
der Fachverlag für Feuerwehren, die 
efb-Verlagsgesellschaft mbH , herausge­
bracht, die wir unseren Lesern vo rstellen 
möchten. Daß der Mensch dem Feuer 
wehrt, wenn es als Brand oder Brandka­
tastrophe über ihn hereinbri cht, ist eine 
so alte Katastrophenhilfe, wie es Men­
schen im Umga ng mit dem Feuer gibt. 
Kostba rster Schatz, wenn es gezügelt 
wird , schlimmster Feind , wenn es aus­
bri cht. Grund genug für Autoren , sich 
immer wi eder neu mit den Feuerwehren 
auseinanderzusetzen: mit ihrer Entste­
hung, Entwicklung, ihren großen Lei­
stungen im Laufe der Geschi chte. 

H.-P.Orlh 
FEUERWEHR IN DER GESCHICHTE 
Bildbal/d, 165 Seiten, DM 64,-
efb -Verlagsgesellschafl mbH 

Ein Bildband mit gutinfo rmi erendcm 
Begleirrex t für technisch interessierte 
Leser. Der Auto r hat eine fundi erte In­
fOrJnationsquelle über die Fahrzeug- und 
Geräteentwi cklung bei der Feuerwehr 
seit '1945 erarbeitet. Vom kleinsten 
Fahrzeug der Feuerwehren, das noch bis 
in di e sechziger j ahre hinein verwendet 
wurde und das noch aus Beständen des 
Luftschu tzes stammte, dem T ragkrafr­
spritzenanhänger, bis hin zu den mo­
dernstcn Löschzügen, Löschbooten und 
Rettungshubschraubern sind umfassend 
die heute im Einsa tz stehenden Rettungs­
fahrzeuge einschließlich der modernsten 
Rettungs- und Norarztwagen 111 elll ­
druckvo llen Bildern dargestellt. 

Reportagebuch 
NO TRUF 11 2 
160 S" paperb. lJierf. mil 
Eil/satzfoloS, DM 28,­
efb-Verlagsgesellschafl I/1bH 

In Zusa mmenarbeit mit der Brand­
schutzzeitschrift 11 2 wurde diese Zu­
sa mm enstellung von Reportagen über 
Großeinsä tze von Feuerwehren geschaf­
fen. Spektakulä re Großbrände wi e der 
Großbrand bei Bertelsmann, Hotelbrand 
in Saragossa, Kaufh ausbrand in Wien 
und Frankfurt, Hochhausbrand in Sao 
Paulo stehen im Mittelpunkt der span­
nenden Berichte. Di e chrono logische 
Aufzeichnung steigert die Dramatik . Ein 
packendcr Einsatzberi cht für einen sehr 
breiten Leserkreis. 

Faksimilierte Ausgabe 
DAS DEUTSCHE 
FEUERWEHRBUCH 
303 S., Tabellen, Skizzen, Bilder, 
DM 48,-
Dresdner Verlagsbuchhandlung 
Max 0 110 Groh, 1929 

Eine Kostba rkeit, diese Faksimileausgabe 
des 1929 erschienenen Werkes, das in 
den zwanziger jahren zu den Standard­
werken der deutschen Feuerwehrliteratur 
gehörte und das einen ausführli chen 
überblick gibt über das Feuerlöschwesen 
jener Z eit. Aus Bildern und Text ist 
deutli ch zu ersehen, wi e sehr sich durch 
zunehmende Industrialisierung Ausmaß 
und Schaden eines Großbrandes verän­
dert haben, gemessen an damals, zu 
unvorstellbaren Katastrophen . 



1\. S. Becker, D. Dietrich, E. Lutz, 
V. Stahl, Hrsg. 
ARMEE FüR DEN FRIEDEN 
Aspekte der BUlldeswehr 
Politisch-militärische Lagehllrteilullg 
192 Seitell, LP. DM 20,-
ISBN] 77 /6 1402 3 
Fackelträger- Verlag 

Ein kontrovers 3ngelegtes Buch. Wie die 
Her~usgebe r es beabsichtigen. Wenn 
schon d ie St reitkrä fte das bedeutendste 
Machtpotentia l im 35 Milli3rdcn-H3us­
h31t der Bundesrepublik sind , sollte das 

. gescl lscha ftspolitische Interesse der 
Bürger an dieser Institutio n Bundeswehr 
größer sein ; es ist aber nur' relativ geri ng. 

Der vo rli egende Reader enth ält po li ­
ti sch-mil itä ri sche Lagebeurteil ungen, 
unter den ve rschiedensten Aspekten 
a ngestellt, von na mh aften Autoren: u. 3. 
Wolf G raf Baudissin, F. O. Miksche, 
Gert B3stian , General Ka rst. Allei n die 
hi er 3ufgeführten Autoren von Beiträgen 
dieser Sammlung zeigen die Kontroverse 
der Stellungnahmen auf. 

Der Beitrag " Die zivile Verteidigung 
der Bundesrepublik . Probleme des Z ivil ­
schutzes« von U. -M. Ruser zeigt die 
Entwi ck lung des Luftschutzes zur Z ivil ­
verteidigun g seit Ende des Zwei ten 
Weltk ri egs 3uf, ste ll t fes t, daß das g rößte 
Hemmni s beim Aufbau die Interesselo­
sigkeit der Bevö lkerung da rstel lte, 
kommt nach Ausleuchtung in a lle Berei­
che zu den Finanzen, die in Wirk lichkeit 
ja den Z ivi lschutz, di e Z ivilverteidigu ng 
machbar oder ni cht machbar werden 
lassen. Das K3pitel über di e zivile Ver­
teidigung gibt dem Werk Z utritt zu m 
militä ri schen Laien und nimmt dem 
T hema Armee für den Frieden die Be­
stimmung, für Generale und Militärpo li ­
tiker zusammenges tell t worden zu sein . 

JEDE R OLMA RKT IST ANDERS 

Vier Industriellatiollen als Beispiel 

Die Parole " Weg vom Ö l«, die mit stei­
genden Preisfo rderungen der OPEC­
Länder in allen Industri eländern imm er 
dringlicher vorgetragen wird , macht je 
nach Struktur des nationa len Ö lma rktes 
völlig unterschied liche Alternativent­
wick lungen notwendig. Wie die Deut­
sche Shell a m Beispiel der Bundesrepu­
blik im Vergleich zu den USA, zu Groß­
britanni en und Japan a ufzeigt, dominie­
ren hi erzulande leichtes Heizöl und 
Dieselkraftstoff mit einem Anteil von 
4 9 % a m gesa mten Ö lverbrauch - das 
ist weit mehr a ls doppelt so viel wie in 
den a nderen Ländern (USA \8 % , Japan 
\5 % , Großbritannien 23 %). 

Dem gegenüber entfiel en im Jahre 
1979 nur noch \5 % des deutschen 

Ö lverbra uchs auf schweres Heizöl, 
während es in Großbritann ien 29 'X, und 
in Japan sogar 4\ % W3ren. An diesen 
Zahlen wird der Anpassungsp rozeß 
deutlich, der sich vor a ll em in der Bun­
desrepublik bereits vo ll zogen hat: \972 
besaß das schwere Heizö l a m einheimi ­
schen Ö lm3rkt noch einen Anteil von 
a nnährend 23 % . 

Während also in de r Bundesrepublik 
die sogenannten M itteldesti ll a te und in 
Japan das schwere Heizöl in einer Weise 
dom inieren, die in den nächsten Jahren 
ein e vö llige Abkehr von diesen jeweiligen 
Energieträgern unmöglich macht, wird 
der Ölmarkt de r USA bst ebenso cin-' 
deutig von der Nachfrage nach Moto­
ren benzin beherrscht. 38 ' )10 des dortigen 
Ö lverbrauchs entfielen \979 a uf Verga­
serkraftstoff, während es in Großbritan­
nien 23 %, in der Bundesrepublik \7 % 

und in Japan soga r nur \ \ % waren. 
Das hat auch zur Folge, daß die Versor­
gung des westdeutschen T ankstellennet­
zes weit weniger problemati sch ist als 
beispielsweise in den USA, wo ~ im 
ve rga ngenen Sommer verschiedentli ch zu 
Engpässen kam. 
Erdöl Nachrichten 5/80 

Jeder Ölmarkt ist anders 
Vier Industrien at ionen als Beispiel 

Anteil in Volumenprozent am gesamten Ölverbrauch 1979 

Deuts 

USA 

Japan 

Motoren­
benzin 

Leichtes Heizöl! Schweres 
Diesel Heizöl 

Son­
stiges 
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KERNENERG IE - ODER KEINE? 

Die Frage: für oder wider die Kernener­
gie wird heftig diskutiert und kann nach 
dem heutigen Stand der Entwicklung 
hundertpozentiger Sicherheitsvorkeh­
rungen noch nich t eindeutig entschieden 
werden. 

Daß auf lange Sicht hin kein energie­
abhängiger Staat der Erde an der Kern­
energie wird vorbeikommen können, 
schein t indes gewiß. Hier d ie weltweiten 
Zahlen vom Ausbau der Kernenergie: 

Ausbau der Kernenergie weltweit 
Land ins- (davon leistung in MW 

gesamt in Betrieb) (~erundet) 

USA 241 (71) 238200 (51800) 
Frankreich 68 (16) 65100 (8400) 
UdSSR 58 (29) 38100 (10800) 
Bundesrepublik 30 (15) 25300 (8700) 
Japan 30 (23) 23200 1145001 
Kanada 26 (12) 15600 (6300) 
Spanien 17 (3) 14200· 111001 
Großbritannien 41 (33) 13000 (8100) 
Schweden 12 (6) 9500 (3800) 
BeIQien 8 (4) 5600 j1700j 
Korea 7 (1 ) 5400 (600j 
Italien 9 (4) 5300 (1400) 
Taiwan 6 (2) 4900 (1300) 
Schweiz 7 (4) 4800 j2ooo) 
DDR 9 (4) 3600 (1400) 

Zahl und leistung der Ende 1979 In Betrieb bzw .In Bau stehenden 
oder bestellten Kernkraftwerke führender Länder In der Welt 

(Quelle . alw. Mal 1880) 

NEUE IMPULSE FÜ R HOCHSEE­
FÄHIGE FLUGBOOTE 

In Anbetracht der weltweit wachsenden 
Bedeutung der Meere hat das Bundesmi­
nisterium für Forschung und Technolo­
gie (BMFf) die Firma Dornier GmbH, 
Friedri chshafen, mit der Durchführung 
eines Technologie-Programms for hoch­
seefähige Amphibien-Flugboote beauf­
tragt. 

Aufbauend auf den hervorragenden 
Leistungen des Unternehmens und seiner 
Tradition im Bau von Flugbooten sowie 
den seit Jahren laufenden Vorstudien, 
wird dieses Programm auf der Basis der 
bewährten Do 24 entwickelt. Dabei 
werden die Ergebnisse des für die 
DORNIER Utility . Commuter Flugzeug­
familie entwickelten. Tragflügels Neuer 
Technologie. mit berücksichtigt. 

Das Experimentalprogramm umfaßt 
einen Zeitraum von drei Jahren und 
beinhaltet die Entwicklung, den Bau und 
die Flugerprobung mit dem DO 24-lT­
Technologieträger. Dornier- Informarionen 

WENN GEFA HR DROHT . . . 
WAS TUN? 

Damit, wenn Sirenen heulen, die ge­
warnte Bevölkerung auch weiß, um 
welchen Alarm es sich handelt und was 
sie tun kann und soll , hat der Osterrei­
chische Zivilschutzverband einen Infor­
mationszettel in hoher Auflage vertei lt. 

I . Sirenenprobe: ein gleichbleibender 
Dauerton von 15 Sekunden. 

2. Signal für den Einsatz von Feuer­
wehren: zweimal unterbrochener Dauer­
ton von je 15 Sekunden Tonfolge und 
7 Sekunden Pause. 

3. Warn- und Alarmsignale für den 
Katastrophen- und Z ivilschutzfa ll: 
1,.. Warnung: ei n gleichbeibender Dauer­
~on von 3 Minuten Dauer; 2. Alarm: 
ein auf- und abschwellender Heulten von 
mindestens 1 Minute Dauer; 3. Entwar­
nung: ein gleichbleibender Dauerton von 
I Minute Dauer (nur nach vorausgegan­
genem Alarmsignal. 

Im nachfolgenden werden dann die 
ein·zelnen Signale ausfü hrlich beschrie-

ben und die für dieses Signal möglichen 
Fälle aufgefü hrt. 
Erfolgt Alarm, ist die Notwendigkeit des 
Aufsuchens schutzbietender Räumlich­
keiten gegeben. Bei rasch auftretendem 
Hochwasser, Damm- oder Talsperren­
brüchen z. B. sind die oberen Stoc.k­
werke im Haus, bzw. höher gelegene 
Gebiete, bei Bedrohung durch radioakti­
ven Niederschlag u. durch konventio­
nelle Waffen im Verteidigungsfall vor­
handene Schutzräume oder »Schutzzo­
nen « im Keller aufzusuchen. Für alle 
Fälle ist ein Rundfunkgerät zum Abhö­
ren weiterer Meldungen mitzunehmen. 
Die Bürgerinformation schließt mit dem 
Hinweis, daß ein wirksamer Zivilschutz 
der Selbstschutz ist. VORBEREITET 
SE IN / H ELFEN KÖNNEN. 

Z um Vorbereitetsein gehörell: 
Der Haushaltvorrat 
In Osterreich wird pro Person für einen 
Zeitraum von 4 Wochen als Mindest­
menge empfohlen: 

Lebensmittel 

Mehl 
Grieß 
Teigwaren 
Reis 
Zucker 
Hülsenfrü chte 
0 1 
Schmalz 
Fleischkonserven, 2 Dos. je 
Fischkonserven 
Kondensmilch 
Trockenmilch 

Menge 

2 kg 
' /2 kg 
'/2 kg 
' /2 kg 
2 kg 

'/ 2 kg 
1 kg 

' / 2 kg 
' /2 kg 

2 Dosen 
1 große Tube 

1 Paket 

Außerdem: Dörrgemüse, Dörrpflau­
men, Salz, Dauerbrot in verschweißter 
Kunststoff-Folie, Schokolade, saure 
Drops, Kaffee, Tee oder Kakao, Sup­
penwürfel, Zitronenpulver. 

Trotz der verhältnismäßig langen 
H altbarkeit der zur Lagerung empfohle­
nen Lebensmittel ist all erdings eine 
wiederholte Kontrolle der Vorräte not­
wendig. Die gelagerte Ware muß vor 
a llem zeitgerecht gegen frische ausge­
tauscht werden. Gut tut, wer den Lager­
vorrat zugänglich und übersichtlich ei n­
ri chtet und das Einkaufsdatum vermerkt. 

Das Notgepäck 
Zum Notgepäck gehören: Geld, Wertsa­
chen, Dokumente (beglaubigte Dupli­
kate), warme Bekleidung, feste Schuhe, 
Wolldecke oder Schlafsack , Taschen­
lampe, Z ündhölzer, Taschenmesser, 
Gabel, Trinkbecher, Feldflasche o. ä., 
Kochgeschirr, Bindfaden, Draht, Werk­
zeug, Transistorempfänger, Rucksack. 



Die Dokumentenmappe 
In die Dokumentenmappe gehören alle 
w ichtigen Unterlagen, Urkunden, Versi­
cherungspolicen, Verträge etc. 

Geräte 
für Entstehungsbrandbekämpfung, 
Selbstbefreiullg und Bergung. 
Z um » Vorbereitetsein gehören weiter: 

Der Schutzraum 
Sicherheit bietet nur der Schutzraum! 
Grundschutz bedeutet 
- Strahlenschutz 
- Trümmersicherheit 
- Brandsicherheit 
Z um »Helfenkönnen« gehören: 

Die Zivilschutzapotheke 
Inhalt einer Z ivilschutzhausapotheke fü r 
5 Personen: 
5 Verbandpäckchen, 3 Brandwunden­
Verbandpäck ., "/ Brandwundenverband­
tuch, 50 g Verbandwatte, keimfrei, 7 
elastische Billde zu 5 m, 1 Drahtleiter­
schiene, 7 Rolle Heftp flaster, 7 Pflaster­
wundverband, 2 Dreieckti.i cher, 1 Stück 
wasserdichte Folie, 7 Arterienabbinder, 
3 Augenklappen, steif, 3 Lederfinger­
linge mit Bindebd., / Dtz. Sicherheitsna­
deln, 1 Dtz. Befestigungshaken für 
Verband, Verbandschere, gerade, ./ 
anatom. Pinzette, breit, 1 Fieberther­
mometer, 7 Dose Tierkohle (Eucarbon), 
1 Dose Vaseline, 1 Fläschchen Baldrian­
tropfen, 20 Tabletten Beruhigungsmittel, 
20 Tabletten schmerzstilI. Mittel, Haut­
desinfektionsmittel, Speisesoda. 

GEFAHR EN G UTTRANSPO RT: 
EX PERTEN UN D PARA G RAPH EN 
SO RGEN FOR SICHERH EIT 

Befö rderung gefährlicher Chemie-G üter 
genau geregelt. Dicht geknüpftes Kon­
troll netz in der BASF. 

In der Nr. 10/ 80 der BASF informa­
tion wird aufgezeigt in Gesprächen mit 
leitenden Anges tellten, welche Menge 
von Vorschriften eingehalten werden 
müssen - und eingehalten werden -, 
um Pannen bis hin zur Katastrophe beim 
T ransport hochgiftiger Substanzen a.us­
zuschließen. Wir zitieren: 

Bei einem Gesamt-Verkehrsa ufkom­
men in der Bundesrepublik von 982,4 
Millionen Tonnen . entfallen . auf die 
Chemie 62.4 Mio t, das sind ganze 6,4 
Prozent. Der Anteil der sogenannten 
Chemie-Gefahrengüter beträgt davon 
wiederum nur etwa ein Sechstel: Weni­
ger a ls ein Prozent am Gesa mtverkehr 

von Bahn, Schiff und Lastkraftwagen. 
Fazit: bei weitem ni cht jeder Tankwa­
gen, der auf der Straße roll t, transpor­
ti ert gefährliche Chemie- Fracht. 

Jeder Lkw, der brennba res, ä tzendes 
oder giftiges Gut geladen hat, wi rd 
durch ein di chtes Netz von Sicherungs­
maßnahmen geschleust, dessen Rahmen 
die einschlägigen Gefahrgut-Beförde­
rungsvorschri ften bilden. Letztes Glied 
in de r Sicherungskene sind d ie sorgfältig 
ausgesuchten Speditions-Unterneh men, 
mit denen die BASF zusammenarbeitet. 
Dabei wird besonderer Wert darauf 
gelegt, daß 
• die Fahrzeuge von zuverlässigem, 

geschultem Personal besetzt sind, 
• die Fahrzeuge in technisch einwand­

freiem Zustand sind, 
• alle Gefahrengutvorschriften strikt 

eingehalten werden, 
• bei Gefahrgut d ie vorgeschriebenen 

Warntafel n, Kennzeichnungsnummern 
bzw. Gefahrzen el angebracht sind 
und Unfallmerkbl ätter inhaltlich 
bekannt gemacht und mitgeführt 
werden, 

• eine geeignete Schutzausrüstung vor­
handen ist, 

• die höchstzulässigen Gesamtgewi chte 
genau eingehalten und eindeutige 
Begleitpapiere mitgeführt werden. 

Daß die Füll- und Beladebetriebe der 
BASF in den ständig laufenden Informa­
tions-Fluß mit einbezogen werden, ver­
steht sich von selbst. 

Eine wichtige Rolle - vor a llem bei der 
Einhaltung der Gefahrengutvorschriften 
- spielt das elektronische »Auftrags- und 
Dispositi onssystem« der BASF. Wel tweit 
werden alle Verkaufsaufträge direkt über 
Terminals oder über mit Telexleitungen 
übermittelte Lochstreifen in dieses Sy­
stem eingegeben. Der Transport-Dispo­
nent kann deshalb soforr einschä tzen, 
um welche Ware es sich handelt und 
kann das für das betreffende Produkt 
ri chtige Fahrzeug bei m Spediteur bestel ­
len. 

Da auch die Begleitpapiere durch die 
EDV erstellt werden, ist sichergestellt, 
daß auch darin die kompletten Gefahr­
gut-Informationen au tomati sch über­
nommen werden. Der Fahrer wird dar­
über hinaus am Abfertigungsschalter 
zusä tzlich auf das zu ladende Produkt 
aufmerksam gemacht; er erhält Lade­
schein, Unfallmerkblätter, wird auf das 
zulässige Gesamtgewicht hingewiesen 
usw. 

Am Füllbetrieb wird dann nach Ver­
gleich und Überprüfung a ller Ladepa­
pi ere eine Kontrolle sämtlicher für das 
Ladegut relevanten Teile vo rgenommen. 

So wird z. B. geprü ft, ob das Tankmate­
ri al für die Fracht überhaupt geeignet ist, 
ob es sich nicht etwa um ein Fahrzeug 
handelt, das üblicherweise Lebensmittel 
oder Wein transportiert, ob Bodenaus-. 
laßventile geschlossen, Tank, Füllstut­
zen, Ausläufe und Schlauchmateria l 
sauber sind. Nach der Befüllung werden 
die Füll - und Auslauf-A rmaturen ver­
plombt, und de r Tankwagen fährt auf 
die Waage, wo das Gesamtgewicht 
überprüft wird. Am Tor sch ließlich fin­
det noch einmal eine Warenkontrolle 
statt. »Die Beförderung gefährl icher 
G üter ist in der Bundesrepublik und 
auch im europäischen Bereich für alle 
Verkehrsträger umfassend geregelt«. 
Wer sich die bändefüll ende Vorschriften­
sa mmlung anschaut, glaubt Walter 
Dickerhof diese Aussage aufs Wort. 
Generell geht der Gesetzgeber vom 
Grundsatz aus, daß d ie Vorschriften um 
so schärfer sein müssen, je gefährlicher 
das zu transport ierende Gefahrengut ist. 
Drei Verordnungen regeln den Transport 
auf der Straße, per Bahn und Schiff in­
nerhalb der Bundesrepublik. Über die 
Grenzen rollt der Güterverkehr nach den 
Vorschriften von fünf weiteren interna­
tionalen Abkommen, die durch entspre­
chende Gesetze in nationales Recht 
umgesetzt wurden. Neu gefaßt, ver­
schärft und immer wieder ergänzt, sind 
die Vorschriften minlerwei le »immer 
umfangreicher, unübersichtlicher, kaum 
mehr lesbar und nur noch für wenige 
Experten verständli ch « geworden. Um 
so mehr Wert w ird auf die peinli ch 
genaue Einhaltung aller Regeln geachtet. 
Walter Di ckerhof: " Das bedeutet eine 
Menge Arbeit; aber sie ist notwendig, 
wenn wir den Transport gefährli cher 
G üter hundertprozentig - und mehr als 
das - in der Hand haben wollen.« 

W IE GESCHOnT IST D ER 
SCH WE IZER? 

Im Ausbau des Z ivilschu tzes in der 
Schweiz sind nach den Angaben des 
Bundesa mtes für Z ivilschutz im Jahre 

7 1 
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1979 beachtliche Forrschritte gemacht 
worden. Rein stati sti sch stehen heute im 
ganzen Land 6,3 Mio Schurzplä tze zur 
Verfügung. Die Wirklichkeit sieht a ber 
weniger gut aus: Von den erfaßten 
6,3 Mio Schutzplätzen befinden sich 
1,8 Mio in veralteten Schutzräumen, die 
nicht künstlich belüftet werden können 
und daher den Anforderungen eines 
modernen Krieges oder einer größeren 
technischen Katastrophe nicht mehr 
entsprechen würden. 

Ganz alarmierend ist die Verrcilung 
dieser Schutzplätze: Weite Landstri che 
der Schweiz verfügen über fast keine 
Schutzmöglichkciten für die Bevölke­
rung, weil kleine Gemeinden erst seit der 
Gesetzesrevision von 1978 der Bau­
pflicht unterstell r sind. Einem teilweisen 
Überangebor in srädrischen Agglomera­
rionen stehen somit bedenkli che Lü cken 
in ländlichen Gebieten gegenü ber, die 
nur durch den Bau öffentli cher Schurz­
rä ume behoben werden kö nnen. Eine 
differenzierte Subvenrionspolitik beim 
Zivi lschurz könnre tro rz a ll en nötigen 
Einsparungen mithelfen, diese unbefrie­
digende Siru ation zu enrschärfen. 

Daß aber doch viel geleistet worden 
isr, zeigen einige Zahlen: 920 Komman­
doposten, 500 Bereirstel lungsan lagen für 
Einsarzforma ti onen sowie 75. 100 ge­
schü rzte Liegestellen in 88 geschürzten 
Operationssrellen oder Notspitälern, 284 
Sanitä tshilfsstellen und 668 Sanitä tspo­
sten sta nden zu Beginn dieses Jahres 
bereit. 70 % des nötigen Materials 
wurden a n die bisher pfli chtigcn Ge­
meinden ausgel ieferr, und in 57 Ausb il ­
dungszentren a bsolvierren 1979 260.000 
Schutzdienstpflichtige in 7. 100 Kursen 
insgesamr 625 .000 Diensttage. 

Diese impo nierenden Zah len können 
a ber ni cht darüber hin wegtäuschen, daß 
a uch im Voranschl ag 1980 des Bundes 
für den Z ivilschurz nur ei n Zwanzigstel 
der Aufwendungen für die Gesamrver­
teidi gung oder rund ein Prozent des 

Gesamtha ushaltes vo rgesehen isr. Wä re 
die Sicherstellung des Übe rl ebens unserer 
Bevölkerung nicht etwas mehr werr' 
SchweiZ - Zivilschurzverband . 
Presse- und Informano nsdiemt. 

Nr.5/80 

lan Burton, Robert W. KaieS und Gil­
ber! F. Whi!e, The Environment as 
Hazard. Oxford University Press, N ew 
York 1978, 240 Seiten. 

W IE DER M ENSCH D IE RISIK EN 
DER NATUR MEISTERT 

- Ansätze einer Katastrophentheorie -

Also ist doch so etwas wie eine a llge­
meine Katastrophentheorie im Entstehen 
... Nachdem vor rund 25 Jahren die 
Hoffnung a uf eine baldige Inregri erung 
der einzel nen Ergebni sse der damals 
noch recht unrerentwickel ten sozia lw is­
senschaftli chen Karas trophenfo rschung 
zu ei ner .. disasterology« begraben wer­
den mußte (vgl. I. L. Janis, Problems o f 
Theory in th e Analysis of Stress Beha­
vior. »The Journa l o f Socia l Issucs «, 

ew York, Vol. 10 ( 1954), umber 3, 
S. 12- 25), liegt nun ein Werk vor, das 
auf dem Wege einer Gesa mtscha u einen 
Meil enstein darsrellr. 

Der zentrale Begriff ist natural ha­
zards, also Risiken der Natur. Dadurch 
ergibt sich im Verhä ltnis zu einer a llge­
meinen Katastrophentheorie eine zweifa­
che Verschiebung. Aus der einen Sicht ist 
der H ori zont breirer: Ri siken brauchen 
ni ch t eine »katastropha le« Dimension zu 
haben - obgleich den meisten Rau m im 
Buch die Beschreibung und Analyse 
solcher Ereignisse einnimmt, die im a ll ­
gemeinen a ls »Karastrophe« qualifizierr 
werden. Aus der anderen Sicht ist das 
bes tellte Feld schmaler: Es inreressieren 
nur solche Risiken, die zu einem wesenr­
li chen Teil in der Natur begründer sind . 
In dem Buch gehr es, sri chwo rrmäßig, 
um große Überschwemmungen, a llgc­
meine Trockenheit, verheerende Wirbel ­
stürme und Luftverschmutzung mit ern ­
sten Auswirkungen. 

Die Autoren sind hervorragende So­
zialgeographen. Burton ist Professor in 
Kanada, Kates und White lehren in den 
Vereinigten Staaten. (Der Name des letz­
teren ist den Lesern der Z IVI LVERTEI­
D IGUNG bekannt: White ist der Her­
a usgebcr des Sammelbandes, der unrer 

dem Titel .. Inreraktion von Narur und 
Mensch " in Heft 111/75, S. 65 f. , be­
sp rochen worden isr). Die drei Wissen­
scha ftl er summieren Resultare der ö ko­
logischen, sozial psycho logischen, ö ko­
nomischcn und po litologischen Natur­
Risiken- und Narur-Katastrophen-For­
schung, und runden diese mit eigenen 
H ypothesen ab. Sie verwerren eine Reihe 
von Untersuchungen, die in Osr und 
Wesr, Nord und Süd durchgeführr 
w·urden. 

Wie ein rote r Faden zieht sich durch 
das Werk die in großen Z ügen geglü ckte 
Koppe lung des system theoreti schen und 
enrscheidungs theoreti schen Ansatzes. 
Der erste len kt die Aufmerksamkeit a uf 
die Inreraktio n von System reilen: Der 
Mensch, indem er sich a n die Narur 
wendct, gewinnt Ressourcen, beschwörr 
aber glcichzeitig Naturgefahren herauf. 
Der zweite Ansatz führr zu der Frage: 
Wie meistern die einzelnen Menschen, 
di e Gcmcinden und die Staa ren die Risi­
ken dcr Natur? Und: In welchcn Berei ­
chen wäre eine internarionale Zusam­
menarbeir zweckmäßig? 

Vo n den insgesa mt acht Kapireln wird 
di e H älfte (4-7) diesen vier Enrschci­
d ungsebcnen gewidmet. Mit dieser ge­
schickten Einreilung und mir den g ut 
dos ierten Wiederholungen ko mmen die 
Auto ren dem von chron ischem Zeitman­
gel gepl agten Publikum entgegen. Der 
leirende Kommunalbeamre findet sich 
zurecht, wenn er das Buch beim 5 . Kapi­
tel (» Collective Acrion «) aufschlägt. Und 
der Fachmann, der für die liberregio nale 
Karasrrophenabwehr zuständig ist, kann 
gleich mir dem 6. Kapitel (" Narional 
Po li cy ") beginnen. Abcr der Entwick­
lungspo litiker kann sich die Bequemli ch­
keit des sel ekti ven Lesens ni cht leisten: 
Da di c Eigentümli chkeitcn der Katastro­
phenvo rsorge und -bckä mpfung in den 
Industrieländern und in der Dritten Welr 
in jedem Kapitcl glänzend ko ntrastierr 
sind, liegt es in seinem Inreresse, wenn er 
dieses mit anekdorischen Beispi elen 
aufgelockerre Buch von Anfang bis Ende 
durcharbeitet. 

Die Mängel? - Die Katastrophenso­
zio logie blieb so gut wie a usgespa rr. Und 
der Leser, der sich der Katastrophen­
th eo ri e von der Ökonomik oder der Po li­
to logic aus näherr, wird hier und da 
seine li ebe Not ha ben, den einen oder 
anderen Terminus oder Sachverha lt In 
die Sprache sel11 er Wissenschaft zu 
))übersetzen( . 

Julius Nagy 
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